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KLaus MEHNERT: 
USA. annektiert pazifische Inseln 


Die Walfischer von Nantucket 


Im März 1938 ist Edward A. Stackpole ein reicher Mann und angesehener Bürger 
von Nantucket geworden. Nantucket — Insel und Städtchen gleichen Namens — ist 
heute ein beliebter Sommerkurort für die Bewohner Neu-Englands, eine Art ameri- 
kanisches Sylt, aber vor hundert und mehr Jahren war es der Heimathafen kühner 
Yankeefischer, die von hier aus alljährlich in alle Welt auf Walfang zogen. Manch 
spannendes Garn ist in Nantucket an Winterabenden von den glücklich Heim- 
gekehrten gesponnen worden, von neubefahrenen Meeren und neuentdeckten Inseln, 
und einige dieser Geschichten fanden auch Aufnahme in das kleine Lokalblättchen 
„Nantucket Inquirer and Mirror“, das seit ı821 die lesekundigen Bewohner der 
Insel über das Weltgeschehen auf dem laufenden hielt. So bilden die vergilbten 
Jahrgänge der Zeitung eine spannende Lektüre, in die sich ein Angestellter des 
Blattes, Mr. Stackpole, in den letzten Jahren viele Abende versenkte. 

Vielleicht wurde sein Interesse an den alten Papieren weiter gehoben, als er vor 
zwei Jahren feststellte, daß er nicht der einzige war, dessen „hobby“ im Durch- 
stöbern alter Zeitungen und Dokumente bestand. Es tauchten einige Herren auf, 
die große Teilnahme an dem Schicksal längst zu Staub zerfallener Walfischfänger 
bekundeten und von denen gemunkelt wurde, sie seien im Hauptberuf britische 
Seeoffiziere (New York Times, 3. März 1938). Dann erschienen andere, die offen- 
sichtlich denselben Beruf in der US.-Navy ausübten, und ebenfalls in die Archive 
des erstaunten Blättchens tauchten. Es ist uns nicht bekannt, wieweit Mr. Stackpole 
die Absichten dieser sonderbaren Sommerfrischler durchschaute, aber das Rätsel 
löste sich für ihn, als zur Überraschung der Welt am 3. März 1938 Präsident Roose- 
velt folgende „Order“ unterschrieb (New York Times, 6. März 1938): 

„Kraft und gemäß der mir als Präsident der Vereinigten Staaten verliehenen Autorität ist 
angeordnet, daß Canton Island, ein 50 bis 600 Yard breites und eine etwa 9 Meilen lange 
Lagune umschließendes Korallenatoll, gelegen im Pazifischen Ozean ungefähr auf der süd- 
lichen Breite 2° /g’ und der Länge 171° 43’ westlich von Greenwich; sowie Enderbury 
Island, 2!/, Meilen lang und eine Meile breit, gelegen im Pazifischen Ozean etwa auf der 
südlichen Breite 3° 7’ und auf der Länge 171° 3’ westlich von Greenwich, hiermit reserviert, 
beiseitegesetzt und unter die Kontrolle und Gerichtsbarkeit des Sekretärs des Inneren gestellt 
werden soll und ist.‘ 

Kein Wunder, daß Journalisten sich eiligst nach Nantucket begaben, als sich 
herausstellte, daß die amerikanische Regierung ihren Anspruch auf die Insel erst 
erhob, nachdem sie in den Archiven des Kurorts deren erstmalige Entdeckung durch 
die Walfischfänger von Nantucket festgestellt hatte. Mr. Stackpole wurde ein viel- 
begehrter Mann, der alle Hände voll zu tun bekam und Amerikaner genug war, 
um die Gelegenheit nicht vorübergehen zu lassen, unter eigenem Namen ausführ- 
liche Artikel über die Geschichte der Walfischerei im Pazifik der Presse zu ver- 
kaufen. Auf Grund seiner Aufsätze (der eingehendste in der New York Times vom 
13. März 1938) und des Materials, das mir die hiesige, für die neuen Inseln zu- 
ständige Behörde zur Verfügung stellte, ergibt sich über die Geschichte der beiden 


Inseln folgendes Bild: 
25 
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Seit 1818 gingen die Walfischer von Nantucket auch zwischen den Inseln des 
südlichen und mittleren Pazifik ihrem schweren Beruf nach. Auf jeder Fahrt ent- 
deckten sie neue Inseln und benamten sie nach sich, ihren Eheliebsten oder was 
ihnen sonst in den Kopf kam. 1823 kam Kapitän James Coffin aus Nantucket auf 
einem englischen Fangschiff zu einer der acht Inseln der Phönixgruppe und taufte 
sie wohl nach dem Namen des Londoner Walhändlers Enderby (jetzt gewöhnlich 
Enderbury geschrieben). Etwa zur gleichen Zeit benannte einer seiner Landsleute 
eine andere Insel der Gruppe Mary’s Island. (Später erhielt sie den Namen Canton 
Island, weil ein Walfangschiff dieses Namens aus dem Nantucket benachbarten 
Fischerdorf New Bedford dort 1854 Schiffbruch erlitt.) Ob dies wirklich die ersten 
weißen Entdecker waren, wird schwer sein je mit Sicherheit festzustellen, da das 
Wort „entdeckte“ cum grano salis zu nehmen ist. So hören wir z.B., daß ein 
gewisser Charles Wilkes im Sommer ı840 in derselben Phönixgruppe nicht nur 
Hull Island „entdeckte“, sondern auch gleichzeitig auf ihr einen kranken Franzosen 
in Begleitung von einem Dutzend Tahitier. 


Guano 


In den dreißiger und vierziger Jahren verloren die Inseln vorübergehend an 
Bedeutung, da das Aussterben der Wale die Fischer weiter nach dem Norden trieb, 
bis um die Mitte des Jahrhunderts das von Generationen von Vögeln auf ihnen 
abgelagerte Guano ein von der Landwirtschaft Amerikas begehrtes Düngemittel 
wurde und sich zahlreiche Gesellschaften zu ihrer Ausbeutung bildeten. Um Ameri- 
kanern den Gewinn zu sichern, nahm der Kongreß 1856 die sogenannte Guano-Akte 
an. Danach konnten Inseln, die keinem andern Staat gehörten und auf denen ameri- 
kanische Staatsbürger Guanolager fanden, von diesen in Besitz genommen und nach 
dem Belieben (discretion) des Präsidenten als den Vereinigten Staaten zugehörig an- 
gesehen werden. Der Wortlaut läßt es wahrscheinlich erscheinen, daß solche Inseln, 
die, abgesehen von Guano, als ganz wertlos galten, nur für die Dauer der Aus- 
beutung ihrer Guanolager von Interesse waren und nicht als integrierender Bestand- 
teil amerikanischen Territoriums betrachtet wurden. (Far Eastern Survey, 23. März 
1938.) Unter den Inseln, auf welche die Guano-Akte in Anwendung gebracht wurde, 
gehörten auch sechs von den acht der Phönixgruppe, einschließlich Canton und 
Enderbury. 1859 begann die Verfrachtung des gewonnenen Guano, der Betrieb 
wuchs rasch, 1870 wurden von den Phönixinseln 6000 Tonnen transportiert und 
1876 arbeiteten allein auf Enderbury 4 Weiße und 55 Hawaier an der Guano- 
ausbeutung. Aber im nächsten Jahre zogen die Amerikaner ab, und wieder blieben 
die Inseln sich selbst und den Vögeln überlassen. 

Anfang der achtziger Jahre kamen Engländer, eine Londoner Firma, John T. 
Arundel & Co. Das war in der Epoche rascher kolonialer Ausdehnung der euro- 
päischen Großmächte und im Zuge dieser Entwicklung, wohl auch auf Bitten von 
Arundel & Co. wurde auf den meisten Inseln der Phönixgruppe — ob auch Canton 
und Enderbury, ist hier mit Sicherheit nicht festzustellen — die britische Flagge ge- 
hißt und das Protektorat erklärt, ohne daß unseres Wissens USA. deswegen prote- 
stiert hätte. Seit damals gelten die Phönix-Inseln als britische Besitzung und sind 
als solche auf den meisten Karten verzeichnet, sogar auf der neuesten amerika- 
nischen, der ausgezeichneten im Dezember 1936 in Washington erschienen Karte der 
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National Geographic Society „Pacific Ocean“. 1899 pachtete aie Pacific Islands Co 
(Sydney) zwei Inseln, darunter Enderbury, und ı916 die Samoan Shipping and 
Trading Co die sechs übrigen mit Canton Island auf 87 Jahre zur Gewinnung von 
Kopra. 

Wie konnte es kommen, daß diese winzige Inselgruppe, die außer Guano und 
einigen Kokospalmen nichts zu bieten und deren staatliche Zugehörigkeit niemand 
besonders beschäftigt hatte, plötzlich politische Bedeutung erlangte und den ame- 
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rikanischen Präsidenten zu der auffallenden Aktion veranlaßte, britische Besitzungen 
dem amerikanischen Innenministerium zu unterstellen? Für unsere Leser ist diese 
Frage leicht zu beantworten. Nicht der Vogelmist der beiden Inseln trieb amerikanische 
Marineoffiziere in die Archive von Nantucket und den Präsidenten zur diplomati- 
schen Spannung mit Großbritannien, sondern ihre luftstrategische Bedeutung. 


Washingtons neue Doktrin 


Nach der Eröffnung der Fluglinie der Pan-American Airways San Francisco—Ha- 
wai—Midway—Wake—Guam—Manila (deren einmal wöchentlich in jeder Richtung 
fliegender ‚Klipper“ auch diesen Bericht nach San Francisco zum Anschlußflug- 
zeug nach New York befördern wird) ist USA. gegenwärtig dabei, die Zweiglinie 
Hawai—Kingman Reef—Pago Pago (Samoa)— Auckland (Neuseeland) auszubauen. Der 
regelmäßige, auf zwei Flüge monatlich abgestellte Dienst, war (für die ersten Monate 
nur für Post, später auch für Passagiere) im Dezember 1937 aufgenommen worden, 
ist aber nach dem Absturz des Samoa-Klippers am 12. Januar 1938 vorübergehend 
eingestellt. Der weitere Ausbau der Strecke ist dadurch natürlich nicht aufgehalten, 
vielmehr hat das Bestreben, zu den wenigen vorhandenen noch neue Flugstütz- 
punkte unter amerikanischer Flagge zu schaffen, durch das Unglück einen neuen 
Anstoß erhalten. 

Auf die luftpolitische Entwicklung des Pazifik näher einzugehen, sei einer be- 
sonderen Studie vorbehalten, hier genüge es zum Verständnis der neuen amerika- 
nischen Expansionspolitik (in einem Washington-Bericht der New York Times vom 
5. März ‚die größte Übersee-Expansion in der amerikanischen Geschichte“ genannt), 
darauf hinzuweisen, daß bis vor drei Jahren USA. von Hawaı nach Süden nur 
Kingman Reef, Palmyra und Samoa als mögliche eigene Flugstützpunkte zur Ver- 
fügung hatte. Amerika besitzt Samoa seit der Teilung mit Deutschland 1900; das 
von dem amerikanischen Schiff ‚Palmyra“ ı802 entdeckte Palmyra seit 1898 als 
Bestandteil der damals annektierten Hawaischen Inseln. (Palmyra besteht in sich 
selbst wieder aus 53 Inselchen, deren größte nur 47 acres Fläche hat.) Und Kingman 
Reef, ein niedriges, kaum aus dem Wasser ragendes Riff, ursprünglich von dem 
amerikanischen Kapitän Kingman entdeckt, aber wegen seiner Beschaffenheit bis 
1921 als „existence doubtful“ bezeichnet; 1922 unter Flaggenhissung annektiert. 

Das ist nicht viel für die ehrgeizigen Pläne der amerikanischen Fluggesellschaften. 
Aber zum Glück für sie steht das Department of State in Washington auf dem 
Standpunkt, daß es im Stillen Ozean zweierlei Inseln gibt: solche, die eindeutig 
Amerika, Großbritannien, Frankreich usw. gehören und zu denen wohl auch die 
Deutschland genommenen Mandatsinseln gerechnet werden, und solche, deren staat- 
liche Zugehörigkeit in den Augen Washingtons rechtlich keineswegs feststeht, dar- 
unter in erster Linie die Gruppen am Äquator. Da Washington nie die Oberhoheit 
Englands über diese Inseln anerkannt hat, betrachtet es britische Hoheitserklärungen 
als lediglich einseitige Akte ohne internationale Rechtskraft. Amerika vertritt die 
Ansicht, daß nicht die theoretische Hoheitserklärung, sondern nur Entdeckung und 
dauernde Besetzung völkerrechtlich gültigen Anspruch auf ein Territorium verleiht. 

Diese, die Besitzverhältnisse im Stillen Ozean revolutionierende Theorie hat Ame- 
rika nicht mit dem Gewicht einer Monroe-Doktrin proklamiert, aber in der Praxis 
nun schon zweimal in Anwendung gebracht. Das erstemal am 20. Mai 1935, als es 
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die drei Inseln Jarvis, Baker und Howland annektierte. Jarvis, die größte unter 
ihnen, liegt fast genau im Zentrum des Pazifik, Baker und Howland etwa 1000 Mei- 
len westlich. Am Tage der Annexion setzte der in Honolulu stationierte Küsten- 
wachkutter ‚‚Itasca‘“ (2000 t), um den Tatbestand der „Besetzung“ zu schaffen, je 
vier junge Hawaier, Schüler der Kamahameha-School in Honolulu, auf den drei 
Inseln aus. Auf den elf seither nach diesen Inseln von Honolulu durchgeführten 
Fahrten wurden die Jungen jeweils nach einigen Monaten Dienst als Robinsons 
wieder heimgeholt und durch andere Kameraden abgelöst. Allmählich sind Gebäude 
errichtet worden, Wetterstationen, Radio, und auf Howland haben die jungen Kolo- 
nisten mit Hilfe mühselig gelandeter Traktoren drei Fluglandeplätze in verschiede- 
nen Windrichtungen angelegt, je 150 Fuß breit und 2400, 3000 und 5200 Fuß lang. 

Der nächste Schlag erfolgte genau drei Jahre später mit der Order des Präsi- 
denten vom 3. März 1938. 


Canton und Enderbury 


Was hat USA. mit der Annexion der beiden letzten Inseln gewonnen? Wie sind 
die beiden Inseln beschaffen, über denen nun im Passatwind das Sternenbanner 
flattert? Von den hiesigen zuständigen Behörden freundlich zur Verfügung gestell- 
tes Material gibt die Antwort: 

Die Phönix-Gruppe liegt hart südlich des Äquators zwischen dem 170. und 17/. 
westlichen Längegrad, nur um ein paar Meilen westlich von einer mit dem Lineal 
gezogenen Linie Hawai—Auckland. Canton Island, die nördlichste Insel der Gruppe 
ist ein Atoll, ein schmaler, 50-600 Yard breiter Landrand, der eine etwa 8 Meilen 
lange und fast 4 Meilen breite Lagune umschließt (siehe Skizze). Dieser Rand ragt 
1ı0—20 Fuß aus dem Meere und ist mit niedriger Vegetation, Büschen und einigen 
Kokospalmen bewachsen. Vier Zugänge, alle im Westen gelegen, öffnen die Lagune. 
Davon sind zwei ganz trocken, einer nur knietief und lediglich der vierte und süd- 
lichste tief genug, um ein Ruderboot durchzulassen, jedoch im Innern von so zahl- 
reichen Riffen und Korallen umlagert, daß auch er kaum zu gebrauchen ist. 

Dieses Atoll, das als Schiffshafen nicht in Frage käme oder nur durch sehr um- 
fangreiche und kostspielige Sprengungen brauchbar gemacht werden könnte, ist ein 
idealer Flugplatz. In erster Linie und ohne irgendwelche weiteren Investitionen 
natürlich für Wasserflugzeuge. Im Unterschied von der mit Riffen durchsetzten 
Westhälfte der Lagune ist die östliche ganz frei von ihnen und bietet Flugzeugen 
ein geschütztes Bassin von drei Meilen Länge und einer Meile Breite. Die Bedeutung 
von Canton Island erhöht sich weiter dadurch, daß es auch für Landflugzeuge mit 
geringen Kosten einen Flughafen abgeben würde. Der größte Teil des Atoll-Randes 
ist flach und hart; schon heute könnten Landflugzeuge auf der Westhälfte der Nord- 
seite ohne weiteres landen und mit zusätzlicher Arbeit ließen sich Bahnen in den 
verschiedenen Richtungen des Windes anlegen. Mit diesen Eigenschaften ist Canton 
Island eine von der Natur geschaffene erstklassige Flugbasis gerade an der richtigen 
Stelle des Stillen Ozeans. 

Enderbury Island ist nicht ganz so günstig und wohl nur aus strategischen Grün- 
den mit annektiert. Die Insel liegt 36 Meilen südöstlich von Canton Island, ist drei 
Meilen lang und im Durchschnitt weniger als eine Meile breit. Sie erhebt sich am 
Rande etwa 15-20 Fuß über den Meeresspiegel und hat in der Mitte eine Mulde. 
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Im Westen erhebt sich ein Hügel ı8—20 Fuß über das übrige Niveau. Enderbury 
hat etwas mehr Vegetation, einige Morgen sind mit Tournefortia-Bäumen bedeckt. 
Etwas südlich der Mitte befindet sich eine Lagune, die sich aber für Wasserflug- 
zeuge nicht eignet, da sie, obgleich fast eine Meile lang und 200—300 Yard breit, 
nur ein paar Fuß tief und mit einigen flachen Sandinseln gefüllt ist. Bei den aus- 
gezeichneten Eigenschaften von Canton ist kaum anzunehmen, daß sich die Spren- 
gungskosten für die Schaffung eines Wasserflughafens lohnen würden, doch ist 
denkbar, daß Canton in erster Linie für Wasser- und Enderbury für Landflug- 
zeuge ausgebaut wird. 

Bei der Beurteilung der beiden Inseln als Flughäfen kommen noch einige wei- 
tere Gesichtspunkte in Frage: Günstig ist ihre meteorologische Lage. Es ist beob- 
achtet worden, daß heranziehende Stürme durch die gewöhnlich über den Inseln 
vorhandene Säule heißer Luft gespalten werden und die Gruppe umgehen. Das hat 
aber den Nachteil geringer Regenmenge (knapp 6—10 inches im Jahr) und damit 
des Mangels an Trinkwasser. Enderbury hat einige brackige Wasserlöcher, Canton 
nicht einmal das. Die Hitze dagegen ist trotz der Nähe des Äquators wegen der herr- 
schenden Passatwinden erträglich. Von den acht Inseln der Gruppe sind zu ver- 
schiedenen Zeiten alle kürzer oder länger bewohnt gewesen, sogar von Frauen und 
Kindern. 

Eine erhebliche Schwierigkeit liegt in der ungünstigen Landemöglichkeit für 
Schiffe. Wegen der Riffe und Brandung ist nicht nur das Herankommen der 
Schiffe ans Land unmöglich, sondern auch das Ankern wegen des steil abfallenden 
Meeresbodens gefährlich. Aber so wenig das die Guano-Händler abhielt, so wenig 
werden sich die Vereinigten Staaten im Ausbau der beiden Inseln stören lassen. 


Und England? 


So sind die beiden Inseln wohl einen kleinen diplomatischen Zwischenfall mit. 
den britischen Vettern wert. Und dieser Zwischenfall ist im Augenblick, da diese 
Zeilen abgefaßt werden, noch keineswegs behoben. Nach der amerikanischen Aktion 
in Jarvis, Howland und Baker vor drei Jahren merkten die Engländer, daß etwas 
in der Luft lag, und um sicher zu gehen, erließ der König am 18. März 1937 eine 
Proklamation, wonach die gesamte Phönix-Gruppe zu Großbritannien gehöre. Das 
verhinderte nicht einen ersten leichten Zusammenstoß, als anläßlich der großen 
Sonnenfinsternis vom 8. Juni 1937 sowohl eine amerikanische als eine neusee- 
ländische, also britische, Forschungsexpedition Canton Island für ihre Beobach- 
tungen wählten und dort landeten. Als die Amerikaner — eine gemeinsame Ex- 
pedition der Marine und der National Geographic Society — einige Wochen vor der 
Finsternis von der „Avocet‘ landeten, stellten sie fest, daß sechs Monate vorher ein 
kleines neuseeländisches Kriegsschiff (sloop of war), die „Wellington“, den Union 
Jack auf Canton gehißt, die Insel im Namen des Königs in Besitz genommen hatte 
und wieder abgedampft war. Kurz nach Ankunft der amerikanischen Expedition 
kam die „Wellington“ wieder mit einer Gruppe neuseeländischer Forscher. Ihrem 
Verlangen, daß die Amerikaner die Insel räumen sollten, leisteten diese keine Folge. 
Infolgedessen waren die Beziehungen zwischen den beiden Expeditionen offiziell, 
wenn auch nicht persönlich, etwas gespannt, vor allem auch, als die Amerikaner 
ein Denkmal aus Stein mit einer Nachahmung des Sternenbanners aus Metall er- 
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richteten. Als die Sonne ihr Abenteuer hinter sich hatte, fuhren beide Expeditionen 
nach Hause und die Inseln waren wieder sich selbst überlassen, bis sie die Order 
Roosevelts aus dem Schlafe 'riß. 

Um ihren Anspruch auf die Inseln durch Tatsachen zu erhärten, sind von Hawai 
aus unmittelbar nach der Erklärung des Präsidenten vier Hawaier auf Enderbury 
und sieben auf Canton abgesetzt worden, die sich auch jetzt dort als „Kolonisten“ 
befinden. Übrigens hat Amerika auch Weiße genug, die sich zur Ansiedlung auf 
die Inseln melden. Beim Besuch der hiesigen zuständigen Behörde fand ich den Be- 
amten bei der Durchsicht von Bewerbungsschreiben, in denen Leute, z.B. ein un- 
verheiratetes’Pärchen aus New York, sich dringend als Kolonisten empfahlen und 
ausgesetzt zu werden baten. 

Die Rechtslage ist somit recht kompliziert. Amerika gründet seine Ansprüche auf 
die Heldentaten der wackeren Männer von Nantucket, auf die Guano-Akte von 1856, 
die Ausbeutung durch amerikanische Guano-Gesellschaften und die Order vom 
3.März. England auf die Flaggenhissungen von 1889—1892 (obgleich diese mög- 
licherweise gerade auf den beiden strittigen Inseln nicht erfolgten) und vor allem 
auf die Proklamation des Königs vom März 1937. 

Die juristische Seite der Angelegenheit ist in diesem Falle aber nebensächlich, da 
sie in erster Linie politisch zu werten ist. Es ist wohl anzunehmen, daß England 
gute Miene machen wird. Bei der Weltlage in Europa und Fernost kennt Washing- 
ton seinen Preis für England recht gut. Am 4. März — also noch vor der am 5. er- 
folgten Veröffentlichung der Order — machte der Washingtoner Korrespondent der 
New York Times, wohl nicht ohne Andeutung von oben, in seinem Bericht über die 
Möglichkeit einer Annexion im Pazifik die vielsagende Bemerkung: ‚In der letzten 
Zeit hat die britische Regierung sich recht begierig gezeigt, daß die Vereinigten 
Staaten im Hinblick auf die kritische Lage in Fernost und die guten Beziehungen 
zwischen Washington und London größere Verantwortung im Stillen Ozean über- 
nehmen.“ Damit ist gesagt, was wohl auch der neue amerikanische Botschafter in 
London zu betonen nicht versäumt hat, daß England es durch Konzessionen an 
Amerika, wie die Preisgabe der beiden Inseln, in der Hand habe, USA. stärker für 
den Fernen Osten zu engagieren. 

Hält man die Insel-Annexionen im Pazifik, die sichtlich wachsende Opposition 
gegen die bevorstehende Unabhängigkeit der Philippinen, die neuerdings angemel- 
deten Ansprüche in der Arktis und Antarktis, den Umfang der Befestigungen von 
Hawai und der gegenwärtigen riesigen Flottenmanöver hier zusammen, so ergibt 
sich durchaus die Möglichkeit, daß die sonderbar sprunghafte amerikanische Außen- 
politik wieder an einem Wendepunkt angelangt ist und statt zu dem allgemein an- 
genommenen Rückzug aus Übersee, zu neuer Expansion führt. Der Nachdruck, mit 
dem hier betont wird, daß mindestens siebzig weitere Inseln im Pazifik den Wal- 
fischern aus Nantucket und anderen benachbarten Fischerdörfern ihre Entdeckung 
verdanken oder unter die Guano-Akte fielen, legt die Vermutung nahe, daß die 
Annexionen von 1935 und 1938 lediglich ein Anfang sind. Die Inseln Washington, 
Fanning, Christmas, Starbuck, die sechs übrigen der Phönix-Gruppe sowie Clipper- 
ton (ca. 600 Meilen südwestlich von Mexiko und wichtig für den Kalifornia-Süd- 
amerika-Flugdienst, zur Zeit allgemein als französisch angesehen) wären dann das 


nächste logische Ziel. 
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ZBIGNIEW DOMANIEWSKI: 
Geopolitische Grundlagen der Industrialisierung in Polen') 


Polen konnte bis in die Neuzeit hinein als Bauernstaat gelten. Schon die Tat- 
sache, daß die Bauernbevölkerung noch heute rund 60% der Gesamtheit aus- 
macht, charakterisiert eine Wirtschaftsstruktur, die nur in beschränktem Umfange 
von der industriellen Entwicklung im 19. und im Anfange des 20. Jahrhunderts 
beeinflußt worden ist. 

Heute erfolgt aber eine weitgehende Wandlung. Der wirtschaftliche Charakter 
des modernen Krieges, die fast völlige Zertrümmerung und Auflösung der einstigen 
arbeitsteiligen Weltwirtschaft gaben den verantwortlichen Männern Polens einen 
starken Antrieb zu weitgehender staatlicher Förderung der Industrialisierung. Zur 
unmittelbaren und eigenstaatlichen Notwendigkeit aber wurde sie vor allem durch 
die binnenwirtschaftliche Entwicklung. Eine „allzu überwiegende Landwirtschaft“ 
könnte nur „auf Kosten der höheren Kulturforderung“ (Kjellen) bestehen, ja 
die Wirtschaft in ihrer bisherigen Form müßte einfach ersticken. Denn in diesem 
fast rein agrarischen Staat reicht der Boden als Lebensgrundlage für das Bauern- 
tum nicht aus. 

Der Zuwachs der Dorfbevölkerung ist stark. 1921—1930 betrug er im jährlichen Durch- 
schnitt 281900 (120/99) und 1931—1936 260800 (10,6%/,9) — Zahlen, die nicht nur durch 
natürliche Fruchtbarkeit, sondern auch durch fast völlige Stockung der Abwanderung bedingt 
sind. Vor dem Weltkrieg war zwar die Volksvermehrung auf dem Gebiete des heutigen Polens 
noch stärker, aber damals waren die Städte u. a. dank lebhaften Kapitalzuflusses aus dem 
Westen in blühender Entwicklung und konnten die überschüssige Landbevölkerung aufnehmen, 
die überseeischen Länder öffneten gastfreundlich ihre Tore allen Einwanderern, und Deutsch- 
land beschäftigte Jahr um Jahr Hunderttausende von polnischen Landarbeitern (Sachsen- 
gänger). Nach dem Kriege aber hörte der Zustrom fremden privaten Investitionskapitals fast 
völlig auf; damit waren die Städte der wesentlichen Antriebskraft zu ihrer Entwicklung be- 
raubt. Die Industrie verlor ihren natürlichen Absatzmarkt im russischen und deutschen 
Hinterland und vermochte nicht mehr, dem überschüssigen Landvolk Brot und Existenz in den 
Fabriken zu bieten. Von den überseeischen Ländern schloß eines nach dem andern (Nord- 
amerika!) die Kolonisationsgebiete. Die nächste Folge dieser Entwicklung äußerte sich darin, 
daß die heranwachsende polnische Bauernjugend weder im In- noch im Ausland Arbeit fand, 
sondern in ihrer Heimat bleiben mußte. Selbst zur Zeit der weltwirtschaftlichen Hochkonjunk- 
tur 1920— 1929 hatte Polen Jahr für Jahr einen Zuwachs von etwa 150.000 arbeitslosen jungen 
Bauern. Diese Lage verschärfte sich zusehends, als später die Städte, die 1921—I9J30 etwa 


42,4%, aber 1931—ı1936 nur 23,3% des Volksüberschusses aufnahmen, selber in wirtschaft- 
liche Stagnation gerieten. 


Die heranwachsende Bauernjugend bleibt also infolge der geringen Arbeitsmög- 
lichkeiten der Städte und der sehr beschränkten Auswanderungsgelegenheiten seit 
einigen zehn Jahren im heimatlichen Dorf. Sie bildet hier eine im volkswirtschaft- 
lichen Sinne arbeitslose Schicht, obschon diese Menschen tatsächlich Arbeit leisten 
und in keiner amtlichen Statistik als Arbeitslose geführt werden. Nach Angaben des 
polnischen Landwirtschaftsministeriums entfallen gegenwärtig auf eine Fläche von 
100 Berechnungshektar in Estland 37, Dänemark 38, Deutschland 5ı, Un- 
garn 63, Tschechoslowakei 68, Schweden 73, in Polen aber 88 Menschen, die von 
der Landwirtschaft leben. Das ist die höchste Ziffer in ganz Europa. Stellt man 


1) Die Unterlagen für die Karten entstammen dem Planungsbüro beim polnischen Finanz- 
ministerium. 
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nun gewisse Grundsätze auf, nach denen die auf den polnischen Bauernhöfen leben- 
den ersten, zweiten bzw. weiteren Söhne als wirtschaftlich unnötig erscheinen, oder 
setzt man ein wirtschaftliches Optimum der bäuerlichen Volksdichte fest, so haben 
wir hier die schwere Situation vor Augen, daß es im polnischen Dorf 
1,2—2,2 Millionen Männer im Alter von ı8-6o Jahren, oder, 
die zugehörigen Familien eingerechnet, etwa 5—8,8 Millionen 
Menschen zuviel gibt). Diese überflüssige Masse stellt rund 25—44%o der 
gesamten Bauernbevölkerung Polens dar! Sie könnten aus dem landwirtschaftlichen 
Produktionsprozeß getrost herausgelöst werden, ohne daß dadurch die geringste 
wirtschaftliche Störung verursacht würde; höchstens müßten die, die auf den 
Höfen blieben, die volle Arbeit ausführen. 

Die Gefahren aus dieser raumbedingten Lage sind ernst. Die Tatsache, daß 
100 Bha 88 Menschen (bzw. 100 ha 8o Menschen) ernähren müssen, bevor der 
Überschuß an Bodenprodukten auf den Markt gebracht wird, zwingt zur selbst- 
verständlichen Annahme, daß im Vergleich zu andern Ländern der polnische 
Bauer angesichts des niedrigeren Hektarertrags (Roggen: Polen 10,9 q — Deutsch- 
land 17,4 q pro ha; Kartoffeln: 113,7 und 156,2, beides in den Jahren 1931/32 
bis 1935/36) auf viel notwendige Nahrung verzichten muß, um überhaupt etwas 
verkaufen zu können. Diese ungenügende Ernährung in Verbindung mit den all- 
gemeinen unhygienischen Folgen der starken Bevölkerungsdichte bei niedrigem 
Lebensniveau müssen, falls der Zustand längere Zeit andauerte, naturgemäß die 
biologischen Qualitäten der 600) Bauerbevölkerung stark beeinträchtigen. Noch 
bedenklicher, da unmittelbar und auf kurze Sicht gefährlich, erscheint aber die 
Tatsache, daß Millionen arbeitsfähiger Männer und Frauen keine Arbeit oder nur 
Halbarbeit leisten. Sie sind mit ihrem ziellosen, unbefriedigten Dasein der gegebene 
Nährboden für die Saat moralischer Zersetzung und der Urgrund politischer und 
sozialer Unruhe. Wenn diesem Zustand nicht rechtzeitig ein Ende gemacht wird, 
so könnte gerade das Dorf, das doch sonst in der ganzen Welt und in jedem Volk 
die verläßliche Stütze der staatlichen Ordnung und der vernünftigen Mäßigung dar- 
stellt, sich in Polen zu einer Quelle von Gefahren ausbilden. Anderseits wieder ist 
heute das Dorf in Polen ein fast unerschöpflicher Born von Arbeitskräften für eine 
großzügige Industrialisierung des Landes. Es stehen ohne weiteres 2,5 bis 4,5 Mil- 
lionen Männer und Frauen der wachsenden Industrie zur :Verfügung bei einer 
Gesamtzahl von 2,8 Millionen Arbeitern, die heute die polnische Industrie beschäf- 
tigt. Und gar für Kriegszeiten mit ihren ungeheuren Anforderungen an die mensch- 
liche Arbeit stellt diese bisher ungenützte Menschenmasse einen beachtlichen poten- 
tiellen Kraftfaktor dar. 

Das Problem der wirtschaftlichen Entwicklung Polens führt, vom ‚bevölkerungs- 
politischen Standpunkt aus gesehen, in erster Linie zum Problem der Arbeits- 
beschaffung für die Millionen „ökonomisch arbeitsloser‘‘ Bauern. Die vielberufene 
Innenkolonisation kann nur wenigen von ihnen Arbeitsraum und Existenz beschaffen. 


1) Den agrarischen Bevölkerungsüberschuß berechnen verschiedene polnische Wirtschafis- 
£orscher von Ruf verschieden. Über dieses Thema wird seit drei Jahren in der Fachpresse eine 
umfangreiche Polemik geführt, besonders die hohe Ziffer von 8,8 Mill., die Jözef Ponia- 
towski aufgestellt hat, wird allseits stark aufgezweifelt. Die Ziffer von 5 Mill. ist von 
Dr. Rajmund Bulawski aufgestellt worden. 
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Karte 1. Die Industriegebiete Polens am 1. Januar 1937 und ihr Industrialisierungskoeffizient 


Die noch verbliebenen Großgüter — in den Jahren 1919— 1937 sind fast 3 Mill. ha in 
Bauernhände übergegangen — umschließen rund 49,8% Waldung, also Produktionsstätte des 
Rohstoffs für die volkswirtschaftlich so wichtige Holz-, Papier-, Zellstoffindustrie. Diese Wälder 
sollen übrigens aus dem Großgrundbesitz allmählich in Staatseigentum übergeführt werden. 
Der für das Bauerntum noch verfügbare Raum weist auf: 

bei Durchführung des heute gültigen Parzellierungsstatuts ı Mill. ha; 

bei etwaiger Revision dieses Statuts und des Konkordats (Kirchengüter) fast 3 Mill. ha; 

bei einer vollkommenen Liquidation aller Güter über 50 ha etwa 5 Mill. ha; 
wirtschaftlich durchführbare Meliorationen können noch ungefähr weitere 2 Mill. ha erbrin- 
gen (Antoniewski), also alles in allem höchstens 7 Mill. ha bei über ı Mill. boden- 
hungriger Männer und 1,09 Mill. Zwergwirtschaften (bis 5 ha), die unbedingt auf Zuweisung 
weiterer Ackernahrung warten, um überhaupt lebensfähig zu bleiben. 


Selbst bei weitgehender Intensivierung der Landwirtschaft, die übrigens schon in 
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Karte 2. Gebiet wirtschaftlich isoliert gegen das Kohlen- und Hüttenbecken von Schlesien, 


Dabrowa und Krakau. Sein westlicher Teil— westlich vom Bug, ist auch gegen Norden, Osten und 
Süden abgedrosselt. (Zustand am 1.1. 37.) Punktiert = österreichisch-russische Grenzlinie 1914. 


vollem Gang ist, würde eine rein agrarische Lösung der Bauernfrage nur eine 
Teillösung bleiben; nach bestimmter Zeit würde sich dasselbe Problem in noch 
größerer Schärfe wieder stellen. Die vollkommene Lösung: Vollbeschäftigung von 
rund 2,5—4,5 Millionen überschüssigen Männern und Frauen aus dem Dorfe und 
zugleich die der alljährlich ins arbeitsfähige Alter hineinwachsenden Jugend ist nur 
bei weitgehendster Industrialisierung möglich. So gesehen erscheint uns die Indu- 
strialisierung Polens, trotz der unwidersprochenen außenpolitischen und außen- 
wirtschaftlichen Bedingtheit, vor allem als eine innenpolitische und innenwirt- 
schaftliche Zwangsläufigkeit. 
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Industrialisierung undRaumordnung 

Industrialisierung bedeutet Ausbau der Wirtschaftsmöglichkeiten in einem 
gegebenen Raum. Im liberalen Zeitalter freilich konnte sie fast als vertikaler Wirt- 
schaftsprozeß erscheinen, da die Raumbedingtheit damals beschränkt war. Staatliche 
Führung in der Volkswirtschaft und geopolitische Planung in der Staatsführung | 
haben heute die Industrieentwicklung untrennbar mit der allgemeinen Raumord- 
nung verbunden. Die Erkenntnis von der Notwendigkeit der Industrialisierung als | 
teilweiser Produktionsumstellung ist also für Polen nur eine Richtlinie. Die 
Richtlinie schlechthin wird die Erkenntnis sein, daß die Notwendigkeit der 
industriellen Entwicklung auch die Forderung nach einem Um- 
bau des Wirtschaftsraumes umschließt. 

Die Industrieplanung Polens stützt sich nun auf folgende Ausgangsstellung (am 
ı. Januar 1937) als objektive Grundlage: die schon bestehende polnische Industrie 
verteilt sich auf fünf Gebiete (Karte 1). Das erste und zweite liegt hauptsächlich 
in jenen Territorien, die vor dem Weltkriege zu Deutschland und zum Teil zu 
Rußland gehörten. Gebiet ı, das wesentlich aus Posen und Pomerellen besteht, 
13,12% der Fläche und 12,76% der Bevölkerung Polens umfaßt, leistet 11,85% 
der Arbeitermonate; sein Industrialisierungskoeffizient beträgt 11,17. Gebiet 2 ist 
am stärksten industrialisiert, hauptsächlich unter dem Einfluß von Kohle und 
Metall des Schlesisch-Dabrowa-Beckens. Sein Industrialisierungskoeffizient beträgt 
55,23. Auf dieses Revier allein entfallen 51,52% der in Polen jährlich geleisteten 
Arbeitermonate, 17,55% der Gesamtbevölkerung, bei nur 7,94% der gesamten 
Staatsfläche. Gebiet 3, mit Warschau und Krakau, besteht aus zwei wirtschaftlich 
noch getrennten Teilen. Bei einem Koeffizienten von 20,15 umfaßt es 9,41% der 
Fläche, 15,14% der Bevölkerung und leistet 21,66% der Arbeitermonate. Gebiet I 
— Östkarpaten mit dem Erdölrevier — hat bei 5,53% Fläche, 6,21% Bevölke- 
rung und 2,76% Arbeitermonate einen Koeffizienten von beträchtlicher Höhe: 
12,77. Das riesige Gebiet 5 hingegen mit 64% Fläche und 48,32% Bevölkerung 
leistet nur 12,21% Arbeitermonate und sein Industrialisierungskoeffizient ist 
äußerst gering — 0,68! Hier liegt Polens industrielles Tiefdruck- 
gebiet. Verschärft wird die Situation noch durch den Umstand, daß dieses Gebiet 
— Wolhynien und Podolien ausgenommen — nur mittelmäßige, schlechte und 
schlechteste Bodenqualität aufweist. Abgesehen von Wolhynien, Podolien und 
einigen Inseln ist das Gebiet 5 nicht nur industriell leer, sondern auch noch 
Getreidezuschußgebiet. Zu der sinkenden Industrialisierung in der Richtung West- 
Ost gesellt sich sinkender Bodenertrag bei gleichbleibender, teilweise sogar steigen- 
der Volksdichte auf 1o0o ha Bauernbesitz. 

Polens wirtschaftsgeographische Struktur ist bestimmt durch einige Zentren fort- 
geschrittener Entwicklung, die hauptsächlich im Westen liegen. Daran schließt sich, 
wirtschaftlich betrachtet, eine schiefe Ebene: je weiter von diesen Zentren nach 
Osten, desto tiefer die Stufe technischer Entwicklung, desto stärkere Mängel 
zivilisatorisch-technischer Natur, desto tiefere soziale Gegensätze, desto mehr Elend. 
Dazu treten kulturelle und politische Momente. Gerade in den Ostprovinzen spielte 
sich in der Teilungs- und Zerrissenheitsperiode Polens jene Tragödie ab, wo russi- 
sche Verwaltung, Beamtentum und Militär, Vertreter der östlich-asiatischen Kultur, 
oft politisch bestimmter Kulturwidrigkeit, mit dem Polentum, als Träger der 
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westlichen Kultur, in endlosem erbittertem Kampfe lagen. Vom Bug zur Ost- 
grenze Polens hin überschneiden sich die zwei Kulturkreise. Und dazu steht im 
Osten als Nachbar das Reich des raumüberwindenden Bolschewismus (Rundfunk- 
propaganda!), der gerade dort seinen Nährboden findet, wo die sozialen Gegensätze 
am tiefsten und das menschliche Elend am größten ist. Innenpolitisch wirkt sich 
noch das demographische Moment aus. Während die östlichen Woiwodschaften 
(Wilna, Nowogrödek, Polesien, Wolhynien) einen natürlichen Bevölkerungszuwachs 
von 15,80/,, haben, weisen die westlichen (Pomerellen, Posen, Schlesien) einen 
Zuwachs von 12,/40/9, auf (Durchschnitt 1931—1935); die zentralen nehmen eine 
Mittelstellung an. Der Osten gravitiert also zum Westen, dem reicheren und 
demographisch druckschwächeren. Daraus ergibt sich für die polnische Staats- 
führung klar die geopolitische Aufgabe: West-Ost Bewegungin der Wirt- 
schaftsentwicklung bzw. Industrialisierung als Kulturträgerin 
des Westensund Abwehrstoß gegen die Geister der russisch-asia- 
tischen Steppe. Und diese Aufgabe ist von den Männern der polnischen Staats- 
führung denn auch als eine der Hauptaufgaben anerkannt worden. 

Die wirtschaftliche Stärkung der Randgebiete im Osten ist eine sehr allgemeine 
und breite Aufgabe. Eine Teilaufgabe mit schnellerer Verwirklichungsmöglichkeit 
ergibt sich bei genauer Prüfung von Polens wirtschaftsgeographischer Struktur. Wir 
sehen ein großes, den östlichen Teil des Kleinpolnischen Hochlandes das Lubliner 
Plateau und das Becken von Sandomir umfassendes, wirtschaftlich weitgehend iso- 
liertes Gebiet, das den wirtschaftlichen Blutumlauf Polens stark stört; es ist die 
wirtschaftliche Folge der einstigen Grenzen der Teilungsmächte und ihrer strate- 
gisch bestimmten Eisenbahnsysteme (Karte 2). Im Süden verläuft die ehemalig 
österreichisch-russische Grenzlinie. Längs dieser Grenzlinie führt die Eisenbahn 
Krakau—Lemberg—Tarnopol mit den einstigen österreichischen Festungen Przemysl 
und Lemberg. Die Karte von ıgı/ zeigt von hier aus Stichbahnen nach Norden, 
die an der Grenze abbrachen. Im ehemals russischen Teil dieses Gebietes sehen wir 
die Haupttransversale Minsk—Brzese n. B.—Warschau, von der wieder die strategisch 
bestimmten Linien nach Kowel, Chelm, Lublin, Radom und Piotrköw ausstrahlen; 
sie enden in der Nebentransversale Röwne, Kowel, Lublin, Warschau. Das Innere 
dieses von strategischen Bahnen umschlossenen Raumes kannte nur den uralten 
Pferdespannverkehr. Um diesen Kern bildete sich ein etwas größeres Gebiet, das 
wirtschaftlich isoliert war, schob sich keilartig gegen das Schlesisch-Dombrower- 
Krakauer Becken (damals verteilt auf Deutschland, Rußland, Österreich) vor, war 
aber ohne jede direkte Verbindung; von Österreich und Rußland wurde es als 
strategischer Puffer betrachtet und dementsprechend auch verwaltet, von den pol- 
nischen Schriftstellern das ‚gottvergessene Land“ genannt. Trotz der im Kriege 
dann erbauten Bahnen und der späteren Entwicklung ist dieser Zustand nach Ein- 
verleibung des Gebietes in den polnischen Staat fast unberührt geblieben, ja die 
Isolierung gegen das Schlesisch-Dombrower-Krakauer Becken wurde selbst in Wol- 
hynien fühlbar. 

Diese Erscheinungen lassen sich leicht an Hand einiger statistischer Daten illustrieren. Über 
}ie Binnenwasserstraßen, die ihrer Gestaltung nach ein ideelles Gefüge des inländischen Waren- 
austausches Polens bilden, geht gegenwärtig nur 10/0 der inländischen Warentransporte. Das 


heutige Polen erbt hier die Folgen der Wirtschaftspolitik der russischen und österreichischen 
Verwaltung, die — im Gegensatz zu Deutschland — die Flüsse größtenteils unreguliert ge- 
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lassen haben. Heute spiegelt sich auch noch die Verteilung der Eisenbahntransporte aus der 
Vorkriegszeit wieder: 80% der Eisenbahntransporte Polens konzentrieren sich auf die Linien 
Schlesien—Gdingen und Danzig, Schlesien—Warschau, Lodz und Radom, Schlesien— Lemberg 
und Warschau—Lemberg; auf dieser letzten Strecke entwickelt sich der Warenaustausch 
hauptsächlich zwischen den Stationen an den Enden der Strecke. Zur wirtschaftlicher Isolie- 
rung Wolhyniens vom Westen ist anzuführen, daß die Ausfuhr seines Hauptproduktes — Mehl -— 
zu 84% im Gebiet der östlichen Woiwodschaften, der Woiwodschaft Lemberg und im östlichen 
Teil der Woiwodschaft Krakau ihre Abnehmer findet. Nur 6% gehen (über Jarostaw und 
Krakau) zum Schlesisch-Dombrower-Krakauer Becken. Schlesien bezieht seine Mehlzuschüsse 
hauptsächlich aus Posen und Pomerellen, mit denen es vor 1918 in geschlossener Staatsgrenze 
wirtschaftlich zusammenlebte. 

Die geopolitische Folge des Bestehens solch wirtschaftlich isolierter Gebiete wirkt 
sich vor allem dahin aus, daß die südlichen Produktionszentren der West- und 
Ostmarkgebiete weitgehend im Bereich eines nord-südlich gerichteten regionalen 
Warenverkehrs in den Grenzen der West- und Ostmarken mit ihren geschlossenen 
Minderheitsproblemen, mit ihren geschlossenen kulturellen Traditionen und dazu 
einheitlichen außenpolitischen Gefahren liegen, aber durch das „‚gottvergessene 
Land“ voneinander getrennt leben: Wirtschafts- und Verkehrslage vertiefen noch 
das Negative der politischen Situation. 

Man erkennt also auf den ersten Blick, daß die Schaffung einer Eisenbahnlinie 
als Verbindung zwischen dem Schlesisch-Dombrower-Krakauer Becken und Wol- 
hynien eine brennende Notwendigkeit ist. Der Wirtschaftler kommt allerdings zu 
viel weiteren Folgerungen. Wie der Vizepremier- und Finanzminister Kwiat- 
kowski am 5. Februar 1937 in seiner großen Programmrede vor dem Sejm 
ausführte, müßte das trennende, zentralpolnische Gebiet in ein großes Industrie- 
gebiet umgewandelt werden, das „einen Absatzmarkt für die landwirtschaftlichen 
Produkte der Ostgebiete und gleichzeitig für Rohstoffe und Halbfabrikate der 
Westbezirke sein wird und dazu Abnehmer der Energie aus Wasserkraft und Erdgas 
im Süden. An Hand sachlichen Materials läßt sich nachweisen, daß jede An- 
strengung zur wirtschaftlichen Belebung der Ostmarken zur 
Hälfte erfolglos bleiben wird, wenn wir zwischen Osten und 
Westen eine tote Öde, einen Pfeiler der Ohnmacht, einen über- 
völkerten, elenden und wirtschaftlich unbestimmten Bezirk 
fortbestehen lassen. Man kann sogar behaupten, daß die Widerstandsfähig- 
keit der polnischen Grenzen gegen äußeren Druck um so größer sein wird, ‚je 
härter in wirtschaftlicher und organisatorischer Hinsicht das Land ist, das die zen- 
tralen Bezirke zwischen Weichsel und San umfaßt.“ 

Mit diesen letzten Worten begibt sich der Wirtschaftler auf das Gebiet der Geo- 
politik und steht nun vor der Tatsache, daß das Gebiet rings um den Zusammen- 
fluß von Weichsel und San das natürliche, wehrgeographische Verteidigungs- 
zentrum Polens ist. Der Schwerpunkt der militärischen Gefährdung Polens würde 
in einem künftigen Krieg voraussichtlich im Nordosten, Norden oder Nordwesten 
liegen. Diese Erkenntnis führte schon zum Gesetz vom 22. März 1928, das erheb- 
liche Vergünstigungen für lebenswichtige Industrien schuf, soweit sie in diesem 
Gebiete lagen oder dort sich ansiedeln würden. 

Jetzt erkennen wir unschwer das Ziel, zu dem die Richtlinie der Industrieent- 
wicklung zunächst führen soll: die Schaffung eines wirtschaftlichen Kraft- und 
Verteidigungszentrums Polens, wie die Hauptstadt Warschau das geistige ist. Das 
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Karte 3. Industrieterritorien (schraffiert) im „Zentralen Industriebezirk‘“ — C.O.P. Im schraf- 
fierten Feld sind Zonen stärkerer Verdichtung eingetragen. 


wird der „Zentrale Industriebezirk“ — C.O.P. (‚‚Centralny Okreg Przemystowy“) — 
sein. Eine Synthese von kriegs-, volkswirtschaftlichen und geopolitischen Lösungen, 
ein Zentrum wirtschaftlicher Tätigkeit des ganzen Landes. 

Der Entschluß zur Schaffung des C.O.P. wurde in der obenerwähnten Rede des 
Vizepremierministers am 5. Februar 1937 bekanntgegeben. Mit einem Aufwand von 
2400 Millionen Zioty wird der Staat bis ıg/4r im C.O.P. die lebenswichtigsten 
Werke und Verkehrslinien fertiggestellt haben. Parallel baut die von der staat- 
lichen Initiative befruchtete Privatwirtschaft. 


Der „Zentrale Industriebezirk“ — C.O.P. 

Bisher haben wir in erster Linie versucht, die gewichtigsten Gründe geopolitischer 
Natur zu zeigen, die für den Entschluß zur Schaffung des C.O.P. entscheidend 
waren. Jetzt widmen wir die Betrachtung dem werdenden Industriebezirk selber. 

Er umfaßt ein Gebiet von 48029 qkm, begrenzt im Westen von der mittleren 
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Pilica, im Norden von der unteren Pilica und dem unteren Wieprz, im Osten 
vom oberen Bug und im Süden von den Vorbergen der Karpaten (Karte 3). Der 
Raum des C.O.P. wieder ist in drei wirtschaftlich differenzierte Teilgebiete — 
„Rayons“ — aufgeteilt. Geographisch umschließt der Rayon A — der westliche — 
einen Teil des Kleinpolnischen Hochlandes und die Ebene zwischen Weichsel und 
der Pilica, der östliche — Rayon B — besteht hauptsächlich aus dem Lubliner 
Plateau und der Ebene zwischen Weichsel, Bug und Wieprz, der südliche — 
Rayon C — umschließt das Becken von Sandomir und die Randgebiete der an- 


liegenden Hochlandschaften. 

Vom Standpunkt der Bevölkerungsgliederung stellt der C.O.P. sozusagen die Struktur 
Polens in übertriebenen Hauptmerkmalen dar. Beträgt z. B. die Anzahl der Zwergwirtschaften 
(bis 5 ha) in Polen 58,9% der gesamten Landwirtschaft, so steigt sie im Rayon C des 
C.O.P. bis zu 80% an und bleibt für alle drei Rayons auf 68,9%. Polen zählt durchschnittlich 
80 Menschen die von der Landwirtschaft auf 100 ha landwirtschaftlich genutzten Landes leben, 
diese Zahl aber steigt im C.O.P. auf 99 (Rayon A—96, Rayon B—86, Rayon G=112). In 
Polen stellt die Stadtbevölkerung 27,4% der Gesamtheit, im C.O.P. nur 15,6%. Sind in Polen 
19,4% der Berufstätigen in Industrie und Bergbau beschäftigt, so im C.O.P. nur 13,9%. Der 
C.O.P. ist also agrarischer als ganz Polen, agrariısch auch stärker übervölkert, besonders von 
Zwergbauern. 


Dieser Überblick erklärt uns nun, daß die Schaffung des C.O.P. zugleich eine 
Maßnahme zur Entwicklung eines Wirtschaftsgebiets ist, das besonders an Struktur- 
mängeln leidet. Die bisherigen Maßnahmen zur Milderung des Bevölkerungsdruckes 
im (.O.P. erschöpften sich in dem Streben, die Bauern aus dem Hochdruckgebiet, 
d.h. aus Vorgebirge (Rayon C) in die parzellierten Freiräume des übrigen Polens 
abzuleiten. Der Erfolg war nur gering — aus dem obenerwähnten Grunde: Mangel 
an Siedlungsraum. Die Industrialisierung aber öffnet ganz andere Aussichten auf 
Erfolg. Allerdings, die damit angeregte Umschichtung in der Bevölkerungsstruktur 
ist nicht ganz einfach. Denn die handwerkliche oder gar technische Schulung der 
Bevölkerung des (.O.P. steht recht tief; industrielle Überlieferung gibt es nur in 
wenigen Gegenden. Wenn der C.O.P., gemessen mit dem Maßstab der agrarischen 
Bevölkerungsdichte, ein Hochdruckgebiet darstellt, so ist er vom Standpunkt der 
speziellen Arbeiterschulung ein Unterdruckgebiet, keineswegs an industrieller Ar- 
beitslosigkeit leidend. Wenn also bis heute die Siedler aus den Gebieten des C.O.P. 
nach ganz Polen, vor allem nach Westpolen abwanderten, so beginnt nun eine 
Wanderung der Stadtbevölkerung aus den Industriezentren Polens: Spezialarbeiter, 
Kaufleute, Ingenieure usw. nach dem C.O.P. Nicht nur die im C.O.P. ansässige 
Bauernbevölkerung findet in den entstandenen und entstehenden Werken Arbeit. 
Die Industrialisierung gibt ihr auch mittelbar Beschäftigung, nämlich in Bau- 
und Erdarbeiten. Die in Angriff genommenen Regulierungen an Weichsel und 
San mitten im Gebiet des C.O.P. werden z. B. die einfachsten Arbeitskräfte 
anziehen und auf Jahre hinaus beschäftigen. Die Jugend hingegen drängt zu den 
neuen Berufsschulen in den entstehenden Industriezentren, um die Fachausbildung 
zum besserbezahlten Spezialisten zu erhalten. So entwickelt sich unversehens der 
Prozeß der kulturellen Umbildung der ansässigen Bevölkerung und gleichzeitig 
beginnt unmerklich die soziologische Mischung mit den Zuwanderern aus anderen 
Gebieten Polens von verschiedenartiger kultureller Prägung. In Zeiträumen von 
Generationen wird sich im C.O.P. die Formung eines neuen Menschentyps voll- 
ziehen, eine Synthese aller kulturellen und charakterlichen Wesenszüge der pol- 
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nischen Gaue. Der C.O.P. wird also in Zukunft auch bevölkerungsmäßig eine .neue 
Kulturlandschaft sein. 

Die innige, organische Verbindung des C.O.P. mit dem übrigen Polen ergibt sich 
weiter aus der Lösung der Energieversorgungsfrage. Sie leidet in Polen vornehm- 
lich unter der Ungunst. der Randlage der traditionellen Energieträger: Kohle und 
Erdöl, die ja an den Grenzen liegen. Für den C.O.P. wirkt sich das verkehrs wirt- 
schaftlich nicht besonders ungünstig aus. Denn einige Erdölquellen liegen: fast 
innerhalb seiner Grenzen, und anderseits bietet das Stromsystem von Weichsel 
und San billige Transportmöglichkeiten der schlesischen Kohle in alle Richtungen 
des C.O.P. Doch die wehrpolitisch ungünstige Lage der für die Industrie so wich- 
tigen Kohlenlager zwingt zur Ausnützung anderer Energiequellen, die in besser 
gedeckten Bezirken liegen. 

Diese anderen Energiequellen sind das Erdgas und die Gewässer. Die wich- 
üigsten Erdgasvorkommen Polens finden sich in den Satteln von Jasto — Krosno 
und Görki — Strachocin, in Borystaw, bei Bitköw und in Daszawa bei Stryj. 
Dieses letzte ist das größte, wurde 1923 entdeckt und liefert seit einigen Jahren das 
Erdgas u. a. für Lemberg und Drohobycz, die Erdölindustriestadt. Die Wasserkraft 
liefern natürlich die Flüsse auf ihren Gebirgstrecken. 1936 wurde eine Talsperre 
auf der Sola bei Porabka fertiggestellt, und der Bau eines Elektrizitätswerkes von 
27Mill. kWh jährlicher Leistung in Angriff genommen. 1935 begann die Errich- 
tung einer Talsperre am Dunajec bei Roznöw; sie wird 1940 fertig sein mit Kraft- 
werken für Lieferung von 150 Mill. kWh jährlich. Außerdem erstehen Kraftwerke bei 
Czorsztyn und Lukawica am Dunajec, in Solin, Myczkowce am San. Alles in allem 
sollen in Polen 27 Talsperren und Staubecken im Stromgebiet der Weichsel, 
ı9 ım Flußsystem des Dnjestr errichtet werden. Sie dienen nicht nur zur Energie- 
erzeugung, sondern auch zur Förderung der Flußschiffahrt. Das Staubecken von 
Roznöw, das größte Europas mit einem Fassungsvermögen von 228 Mill. cbm, wird 
z. B. nach seiner Fertigstellung die Schiffahrtsmöglichkeit auf der Weichsel um 
30—ho Tage im Jahr verlängern. 

Die Energietransportfrage wurde in dem Sinn gelöst, daß vornehmlich das 
Erdgas als Energieträger befördert wird. Im Rahmen des Vierjahresplans wird 
(1937—1938) die Erdgasfernversorgung der Rayons A und C des C.O.P., vielleicht 
auch Warschaus durchgeführt. Das Gas stammt vorläufig aus der Quelle von 
Roztoka bei Jasto, die pro Minute 615 cbm ausströmt, und wird durch ein Rohr- 
liniensystem von 350 km Länge weitergeleitet. Einen viel größeren Raum bean- 
sprucht das Problem des Transportes der veredelten Energieform — der Elektri- 
zität. Die wirtschaftliche Fortentwicklung vieler Gebiete Polens ist schlechthin 
bedingt durch die Forderung nach einem in Anlage und Betrieb billigen Antriebs- 
motor, dem Elektrizitätsmotor. Die großen Wasserkraftwerke im Süden dienen 
nicht nur der Wehrsicherheit, sie erfüllen vorerst die Forderung nach billigem 
Strom als Entwicklungsgrundlage der Hausindustrie und des Gewerbes. Der Bau 
von Wasserkraftwerken erreicht in der industriellen Entwicklung der breiten Be- 
völkerungsmassen zwar sein Ziel, erhält aber auch dadurch gleichzeitig die eigene 
wirtschaftliche Grundlage — den Massenkonsum, ein Erfolg, der sich dann dank 
entsprechender Planung auch wehrwirtschaftlich auswirkt. Der wehrwirtschaftliche 
Sinn drückt sich wohl am stärksten aus in der Anwendung des Prinzips der Ver- 
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bundwirtschaft, besonders in der Schaffung der „subkarpatischen Sammel- und 
Austauschlinie“. In dieser sind Energieträger und Quellen auf einer ziemlich engen 
Zone zusammengefaßt, die sich in Südpolen von Westen nach Osten zieht, politisch 
— geographisch — von der Grenze des einen mächtigen Nachbarn zu der Grenze des 
andern. Die zentralen Anlagen sind theoretisch wohl wehrgeographisch am besten 
gelegen; aber es wäre eine geopolitische und auch wehrwirtschaftliche Fehllösung, 
die gesamte Energieerzeugung an den zentralen Wasserkraft- und Erdgasquellen 
zu massieren. Die praktisch getroffene Lösung schafft drei Zentren der Energie- 
erzeugung: im Süden des Rayons C des C.O.P. bzw. in seiner unmittelbaren 
Nähe (Wasserkraft, Erdgas, Kohle), in Schlesien (Ausbau des schon bestehenden: 
Kohle) und im Südosten des Staates (Erdgas und Wasserkraft). Diese drei 
Kraftzentren werden nun durch die subkarpatische Hauptsammel- und Austausch- 
linie untereinander so verbunden, daß sowohl im Kriegsfall im Osten wie im 
Westen die Stromerzeugung für das ganze Land leicht zu sichern ist. Diese Linie 
wird im Rahmen des Vierjahresplanes (1937—ı941) auf der Strecke Chorzöw 
(Königshütte), Krakau, Moscice, Rzeszöw, Przemysl, Lemberg fertiggestellt sein. 
Derselbe Plan bringt weiter den Ausbau der Höchst- und Hochspannungsleitungen 
und Ortsnetze im C.O.P., vorwiegend in dem am stärksten übervölkerten Rayon C 
als Basis des Gewerbes und der Klein- und Hausindustrie; Rayon B wird u.a. von 
den Werken am San gespeist, Rayon A steht schon seit Ende 1937 durch eine 
150000 Volt-Überlandleitung mit den Elektrizitätswerken von Moscice in Verbin- 
dung. 1940 wird er seinen Strom von den Wasserkraftwerken Roznöw-Czchöw er- 
halten und nach dem Abnahmegebiet Warschau weiterleiten. 

Der C.O.P. ist das Kreuzungsfeld des gesamtpolnischen Elektrizitätsversorgungs- 
systems, wie er auch das Kreuzungsfeld der menschlichen Energien Polens ist und 
bleiben wird. Er wird aber auch das Kreuzungsgebiet in verkehrswirtschaftlicher 
Hinsicht sein. Es würde wohl zu weit führen, alle Auswirkungen des C.O.P. auf 
die Neugestaltung des Warenverkehrs in Polen, oder die begonnenen Verkehrs- 
bauten einzeln aufzuzählen. Wir müssen aber wenigstens auf einige Zusammen- 
hänge eingehen, die auf die Industrieplanung im C.O.P. von Einfluß sind. 

So sind für die örtliche Ansiedlung der Schwerindustrie neben den Roh- 
stofflagern die Wasserwege bestimmend. Die Eisen-, Zink- und Kupfererze finden 
sich im Rayon A, Eisen auch im Rayon C. Im Rayon A („Altpolnisches Becken“; 
hier stehen auch einige, nach ıg18 erst gegründete oder ausgebaute Metallwerke, 
z. B. in Starachowice) — finden sich diese Erzlager in den paläosoischen Forma- 
tionen des Lysa Göra-Gebirges und in den Trias- und Juragebieten um Opoczno, 
Konskie und Ilza. Kohle, Roheisen und Halbfabrikate aus dem Schlesisch-Dom- 
brower-Krakauer Becken, sowie Rohmetalle aus dem Auslande, haben hier auf der 
Kamienna, einem Nebenfluß der Weichsel, einen billigen Zufahrtsweg. Diese zwei 
Faktoren — örtliche Erzlager und Binnenwasserstraßen — bedingen die Anlage 
des ersten Schwerindustriegürtels: Konskie, Skarzysko, Wierzbnik, Ostrowiec, der 
sich teilweise längs der Kamienna und der Bahn Sandomir—Lodz entlang hinzieht. 
Die zweite Schwerindustriezone des C.O.P. liegt im Rayon C, im großen Gebiet 
der Limonite, die zwischen der Wistoka, Weichsel, dem linken Sanufer und dem 
Wislok, sowie am rechten Sanufer auftreten. Auch hier haben die Wasserwege die 
Industrieplanung entscheidend beeinflußt: der zweite Schwerindustriegürtel des 
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C.O.P. führt an der Wistoka und Weichsel entlang von Mielec über Baranöw, 
Tarnobrzeg und Sandomir nach Zawichost, von wo er nach Südosten abbiegt und 
dem San entlang nach Nisko führt (Mitte ı938 werden die neuen Stahlwerke 
südöstlich von Rozwadöw in Betrieb gesetzt und etwa 3500 Arbeiter beschäftigen) ; 
ein Ausläufer dieser Zone verläuft nach Krasnik—Lublin. 

Der Standort der neuen Metall-Verarbeitungsindustrie wurde einer- 
seits diktiert von der Lage der Produktionsstätten des Rohmetalls, was zur Ansied- 
lung längs der beiden Schwerindustriegürtel führte, andererseits von der An- 
ziehungskraft der Absatzmärkte; Standorte der Metall-Verarbeitungsindustrie wur- 
den nach diesem zweiten Gesichtspunkte die Städte: Kielce, Radom, Kozienice, 
Pulawy, Wiodawa, Zamose, Rzeszöw, Tarnöw und Sandomir. In Rzeszöw z. B. ent- 
stehen im Verfolg des Vierjahresplanes wichtige Flugzeugmotoren-, Maschinen- 
und Werkzeugfabriken. Wehrgeographische Momente sprachen ein gewichtiges 
Wort für die augenscheinliche Dezentralisation. Wirtschaftsgeographisch bedeutet 
«iese Standortwahl u. a. eine Annäherung an die heutigen Hauptagrargebiete 
Polen — Posen, Pomerellen, Kujawen, Wolhynien — sowie an das künftige: Pole- 
sien (Abwässerung begonnen). Zu beachten ist auch die Lage von Sandomir, Kozie- 
nice, Pulawy, Wiodawa und Rzeszöw an den Binnenwasserstraßen. In die süd- 
östlichen Städte der Rayons B und C führte gewisse Metallindustriezweige die An- 
ziehungskraft der agrarischen Absatzgebiete des C.O.P. selber. Die Rayons B und C 
locken auch die Textil- und Nahrungsmittelindustrie an, da sie nicht nur über 
gute Böden für Gemüse- und Obstbau verfügen, sondern auch dem Flachs- und 
Hanfbau sowie der Schafzucht günstige Bedingungen bieten. Doch die landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse werden bei stärkerer Entwicklung der Industrie des C.O.P. 
auch von den Landwirtschafts- und Viehzuchtsgebieten des Ostens und des Westens 
‚geliefert werden müssen (Rohstoff für die Industrie, Nahrung für die Stadt- 
'bevölkerung), ganz abgesehen von der Baumwolle aus Übersee. Die Weichsel, 
die Warthe (Kanalprojekt Weichsel-Warthe), der Bug (Kanalprojekt Wieprz- 
Bug) und das Flußgebiet der Prypet mit seinem Kanalnetz bieten eine natürliche 
Verbindung des C.O.P. mit Gdingen (Baumwolleinfuhrhafen; direkte Fluß- 
‚dampferverbindung über Danzig) und den Agrargebieten Polens, eine Verbindung, 
‚die durch den Ausbau der Eisenbahnverbindungen Sandomir—Kiodawa (Posen) — 
'Gdingen, Sandomir—Lublin—Brzese n. B. und Sandomir—Zamosc—Luck noch ver- 
'vollkommnet wird. Die Ansiedlung der Textil- und Nahrungsmittelindustrie — 
‚unter Berücksichtigung der örtlichen Agrargebiete und der Verbindungen nach 
‚Osten und Westen — beschränkt sich nicht auf die Städte allein, sondern erfaßt 
'ganze Landkreise (Powiate), da ja hierin Klein- und Hausindustrie (Flachs und 
‚Hanf!) stark vertreten sein wird. Es sind die südöstlichen Kreise der Rayons B 
‚und C und die Kreise Wiodawa und Stopnica, die die Textilindustrie beherbergen 
‚werden. Die Stadt Wlodawa wird das zweite Textilzentrum des polnischen Ostens 
neben Bialystok sein. Die Nährindustrie hat sich wieder die Kreise Pinczöw, 
Stopnica, Sandomir, (Bodenbaukreise) und Rzeszöw, Ropezyce (Gefrierfleisch- und 
‚Konservenfabrikation in Debica — Neubetrieb), Lancut, Przeworsk, Jarostaw, Lu- 
baczöw (Viehzuchtkreise) ausgewählt. Die Kreise Chelm, Hrubieszöw, Zamos£, 
Bitgoraj, Tarnobrzeg, Mielec und Rzeszöw sind ferner für die Lederindustrie be- 
stimmt. 
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Die Industrie, die Holz als Rohstoff benutzt, baut sich in zwei Gebieten auf. 
Der Schwerpunkt wird im Dreieck Weichsel-San liegen, da hier einerseits riesige 
Waldungen zur Verfügung stehen, andererseits der San die natürliche Zufuhr- 
straße für das Holz aus den Karpaten bildet (Kanalprojekt San-Dnjestr); hier soll 
die Papier- und Holzverarbeitungsindustrie entstehen. Ein weiteres Gebiet bilden 
die Kreise an der westlichen und nördlichen Grenze des C.O.P.: Tarnöw, Stopnica 
(Zellstoffabrik in Niedomice — Neubetrieb), Pinczöw, Konskie, Opoczno, Ilza 
und Kielce, wo die holzverarbeitende Chemieindustrie im Entstehen ist. Die übrige 
Chemieindustrie konzentriert sich im Rayon A und im Nordwesten des Rayon C 
inmitten der Minerallager: im Süden von Kielce, in der Richtung auf Chmielnik- 
Busko (Kalk, Marmor, Gips, Schwefel, Pyrite), wobei auch die verkehrswirtschaft- 
liche Bedeutung der Nida eine Rolle spielte. Die chemische Industrie wird sich 
weiter bei Annopol und Kazimierz, in der Nähe der Phosphoritlager, und bei 
Opatöw (Zement) ansiedeln. Die Keramik hat ihren Standort in der Gegend von 
Lezajsk, Tarnobrzeg, Nisko, Mielec, Sandomir, Rzeszöw, Tarnöw, Opatöw, Krasnik, | 
Lublin, Cheim und Tomaszöw-Lub. In den landwirtschaftlichen Kreisen Pinczöw 
und Stopnica wird die Industrie der Pflanzenfette entstehen und im Kreis Janöw 
die Lanitalindustrie. In Debica (Kreis Ropezyce) entsteht ein Werk für syntheti- 
schen Kautschuk (Rohstoff: Spiritus) und eine mit ihr verbundene Reifenfabrik. 


Der Sinn der Entwicklung 


Ein Überblick auf dieses mosaikartige Industrienetz, das teils schon im Werden 
begriffen ist, teils in genauer Berechnung der Produktionselemente seiner Ent- 
stehung harrt, belehrt uns, daß die Schaffung des C.O.P. den achten Teil des 
polnischen Staatsraumes einer neuen, glänzenden Zukunft entgegenführt, und daß 
es in ganz Polen kein Wirtschaftszentrum gibt, das nicht schon heute an der Be- 
fruchtung durch die Aufbauarbeit im C.O.P. teilhätte. 

Verfolgen wir die psychologisch-wirtschaftlichen Wirkungen der Tatsache, PR. 
der Beschluß zur Schaffung des C.O.P. von Minister Kwiatkowski dem Volke 
verkündet wurde, von jenem Staatsmann also, der auch den Ostseehafen Gdingen 
schuf und damit sein einst dem polnischen Volk gegebenes Versprechen restlos ein- 
löste — so werden wir nicht nur unmittelbare, sondern auch mittelbare Auswir- 
kungen des C.O.P. feststellen können. Das Vertrauen zu dieser erprobten Führung 
schafft im polnischen Volke eine Zuversicht in sein Geschick, als ob der C.O.P. 
schon in seiner ganzen Macht und Kraft existierte. Diese unsichtbare Ausstrahlung 
eines wirtschaftlichen Bewußtseins löst bis in die entlegendsten Winkel des Landes 
Regsamkeit aus: zwar vor allem auf wirtschaftlichem Gebiete, aber nicht minder 
auf allem übrigen. Die Industrialisierung Polens ist somit mehr als nur ein 
materiell-ökonomischer Vorgang, wie es dem oberflächlichen Beobachter erscheinen 
könnte, sie ist in gewissem Sinne eine von den Trägern der nationalen Ordnung 
‚entfesselte Revolution! 

Der C.O.P. hinwieder ist dem polnischen Volk nicht lediglich ein Industriebezirk 
geblieben, nein, er ist eine nationale Losung, eine Ehrensache geworden; die nega- 
tiven, wirtschaftlichen Folgen der verderblichen Teilungsperiode soll er durch kon- 
zentrische Zusammenballung aller Volkskräfte rasch ausmerzen und die heutige 
Entwicklung an bestimmte, gesunde Überlieferungen des alten Polens anknüpfen. 
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H. OuvRIER: 
Ukrainer und Polen / Ein Vergleich 


Die sogenannten Friedensverträge haben nicht vermocht, im osteuropäischen 
Raum grundlegende Ordnung zu schaffen. Die reinen Machtverhältnisse haben die 
Entscheidung gefällt. Die Polen hatten den. Gewinn, die Ukrainer das Nachsehen. 
Beide Völker wohnen in ähnlichen Räumen. Ihre geschichtliche Entwicklung weist 
viele Parallelen auf. Obgleich beide das Schicksal der Unterdrückung durch Ruß- 
land tragen mußten, blieben sie im Grunde einander fremd. 


Beide Völker haben in den Karpaten eine Rückendeckung; nach den anderen drei Himmels- 
richtungen liegen ihre offenen Grenzen schutzlos da. Die polnische Südostgrenze gegen die 
Ukraine war stets auch die Stelle polnischer Angriffslust. Die zweite Blickrichtung polnischer 
Kräfte richtet sich gegen Nordwesten, zur Ostseeküste hin. Beide Richtungen wurden in der 
polnischen Geschichte immer wieder lebendig. Nach ihren historischen Vertretern werden die 
beiden Richtungen die jagiellonische und piastische Außenpolitik genannt. Gegen Nordosten zu 
waren die Polen immer in der Verteidigung. Rußland war, dort ihr Gegner. Der Staatsstreich 
gegen Litauen (Wilna 1920) war der erste polnische Angriff in Nordostrichtung. Die Ukrainer 
erfuhren vom Norden her durch Rußland den gleichen Druck wie die Polen. Aus Südosten liefen 
Asiens Horden gegen sie Sturm. Im Südwesten besetzten die Türken ukrainische Gebiete, und im 
Nordwesten bedrängten die Polen den ukrainischen Volksboden. Nur in den Karpaten wurden sie 
wenig beunruhigt. 


Die machtpolitischen Kräfte, die auf beide Völker von außen wirkten, schufen 
zusammen mit den ähnlich gelagerten Gegebenheiten der Natur fast gleiche po- 
litische Landschaften. Die Wohngebiete beider Völker lagern sich um einen nach 
Östen zu gekrümmten Fluß: die Weichsel bei den Polen, der Dnjepr bei den Ukrai- 
nern. Doch haben beide Völker nicht das ganze Flußgebiet als Volksboden gewinnen 
können. Der Unterlauf der Weichsel ist deutsch, der Oberlauf des Dnjepr weiß- 
russisch. Die Hauptdichte der Bevölkerung und die Hauptstädte Warschau und 
Kiew liegen am Mittellauf der Flüsse. Die Gebiete der Schwerindustrie befinden 

‘sich bei beiden Völkern in den Randzonen des Volksbodens. 

Neben räumlichen Parallelen weist auch die Geschichte beider Völker viele ähn- 

liche Züge auf. Zur Völkerwanderungszeit wurde ganz Ost- und Mitteleuropa in 
gleicher Weise von germanischen Stämmen durchzogen. Auch Polen und Ukrainer 
gerieten in Bewegung. Bald zeigten sich bei den ost- und westslawischen Stämmen 
Ansätze zur Staatenbildung. Nordische Menschen führten diese Organisations- und 
Herrscheraufgabe durch. Die Gefolgschaften Ruriks, Askolds und Dirs (die den 
Staat von Kiew gründeten) zeigten die gleichen germanischen Züge wie die Gefolg- 
schaft des polnischen Piastenfürsten Misika. In ihren Anfängen hatten Polen und 
 Ukrainer keine Reibungsflächen. Die piastische Politik der Polen fand ihre Kämpfe 
im Westen, in Pommern und Schlesien. Die Eroberungszüge der Ukrainer gingen 
‚nach Süden an die Küste des Schwarzen Meeres. Der Kiewer Staat zersplitterte im 
12. und 13. Jahrhundert. Ebenso begann auch nach dem Tode von Boleslaw Schief- 
mund 1138 in Polen ein Kampf der Teilfürstentümer untereinander, der bis ins 
tr. Jahrhundert reichte. Unterdessen wurde die Ukraine von der Goldenen Horde 
der Tataren überrannt, die sich in den Landschaften am Schwarzen Meer festsetzten. 
Der nördliche Hauptteil des ukrainischen Volksbodens gelangte an das groß- 
}itauische Reich, und die Umgebung von Halicz fiel an Ungarn. Damit war die 
Ukraine aufgeteilt; und seit jener Zeit kämpft sie um einen eigenen Volksstaat. '' 
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Als 1386 Polen und Litauen unter Jagiello vereinigt wurden, begann der Gegen- 
satz zwischen Polen und Ukrainern. Die jagiellonische Politik Polens suchte ihr 
Kraftfeld im Osten. Im ukrainischen Volk blieb der Selbständigkeitsdrang erhalten. 
Die Kosaken waren seine Hauptträger. Ihnen gelang es im Kampfe gegen die Polen, 
einen Teil der Ukraine von fremder Herrschaft frei zu machen. Aber da sie nicht 
den gesamten ukrainischen Volksboden befreien konnten, mußten sie Anlehnung 
an eine Großmacht suchen. Nur ihr Nachbar Rußland kam dafür in Frage. 1654 
stellten sich die Kosaken mit ihrem Hetman unter die Lehnsherrschaft Rußlands, 
das den Vertrag gegenseitiger Achtung und Anerkennung brach und alsbald mit 
der Russifizierung der Ukraine begann. 

Bald ereilte Polen ein ähnliches Geschick. Nach dem Aussterben der Jagiellonen 
erhielt Polen ein Wahlkönigtum. Es wurde dadurch zum Spielball zwischen Schwe- 
den, Russen, Habsburgern und Litauern. Bald fiel auch der polnische Adelsstaat dem 
russischen Machtstreben ebenso zum Opfer wie der ukrainische Adelsstaat der Ko- 
saken. Die polnischen Teilungen, die das Schicksal der Polen für das folgende Jahr- 
hundert besiegelten, waren zugleich auch ukrainische Teilungen. Die Dreiländer- 
ecke von 1795 am Bug an von Brest lag im Mischgebiet der polnischen und 
ukrainischen Bevölkerung. Nun wurden sowohl Polen als Ukrainer in Österreich 
und Rußland zu Minderheiten. Im österreichischen Gebiet hatten sie freies Spiel. 
Der Adel beider Völker behielt die Führung bei, der ukrainische Adel in Öster- 
reich wurde sogar polonisiert: Das Widerstandszentrum der Polen lag in Paris, das 
die Gegnerschaft der Polen zum Deutschen Reich sofort erkannte und pflegte. 
Die Ukrainer hatten weder Reibungszonen noch Reibungsstoffe mit den Deutschen. 
Daher interessierte sich Paris auch nicht für sie. Das ukrainische Widerstands- 
zentrum lag in Lemberg und wurde von der Wiener Regierung unterstützt. Hier 
wurden ihre Führer ausgebildet, hier empfing die ukrainische Unabhängigkeits- 
bewegung ihre Kraft und ihre Anregungen. 

Beide Völker ohne Staat erhielten durch die deutsche Romantik einen kulturellen Auf- 
schwung. Ihre alte Kultur wurde von den Deutschen wieder entdeckt. Polnische und ukrainische 
Dichter und Politiker nahmen diese Anregung dankbar an und pflegten sie. Dabei waren die 
Ukrainer entschieden im Übergewicht gegenüber den Polen, denn ihre Volkskultur ist die 
ältere. Das beweist zum Beispiel die alte ukrainische Gesetzessammlung ‚Pradwa ruskaja‘“ aus 
dem ıı. Jahrhundert, die ‚‚Reußische Chronik‘ des Kiewer Mönches Nestor und das Helden- 
lied von Igor (gest. um 1200). Unzählig sind die ukrainischen Volkslieder. Zur Schriftsprache 


wurde das Ukrainische erst um 1840. Manches Volksgut von den Kosakengesängen bis zu den 
schönen Trachten, das uns heute als „russisch“ vorgesetzt wird, ist ukrainisch. 


Die Großrussen verstanden es, der Kultur der Ukrainer den russischen Namen 
zu geben. Sie arbeiteten 200 Jahre daran, die Theorie von der Einheit der russischen 
Nation zu verbreiten. Seit Peter dem Großen versuchte Rußland der Welt weis-- 
zumachen, daß die Groß-, Klein- und Weißrussen nur drei im Dialekt verschiedene 
Stämme seien. Die Ukrainer bäumten sich gegen diesen geistigen Terror auf, be- 
kamen aber den politischen Terror des Zarenreiches nur noch schlimmer zu spüren. 
Das zaristische Rußland hielt alle polnischen und ukrainischen Bestrebungen gel- 
stiger und kultureller Art mit eiserner Faust nieder. Rußland verbot 1720 den Ge- 
brauch des Ukrainischen in der Literatur und 1876 die Sprache überhaupt. 

Die Zeit um die Jahrhundertwende benutzten beide Völker zur inneren Erneue- 
rung. Dabei gingen die Polen bei den Preußen in eine gute Lehre, während die 
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ukrainische Bewegung in Galizien wenig Praxis im Nationalitätenkampf lernte. Für 
die Ukrainer trat noch erleichternd hinzu, daß ein Teil ihres Volkes dem 1878 von 
den Türken unabhängig gewordenen Rumänien eingegliedert wurde, also nicht 
mehr unter der brutalen türkischen Herrschaft stand. 

Beide Völker standen mit der sozialen Umgestaltung im 19. Jahrhundert vor 
der Aufgabe, einen Mittelstand aufzubauen. Das ist ihnen in den wesentlichsten 
Teilen ihrer Wohngebiete gelungen; im Norden und Osten mußten sie den Juden 
den Vorrang im Handel lassen. Bei beiden Völkern sind rund 20% der Bevölke- 
rung Städter. In ihren Gebieten wohnen etwa 15% Juden. Da die Juden fast nur 
Städter sind, findet man in polnischen und ukrainischen Städten oft 80% Juden. 

Mit dem Weltkrieg stiegen die Hoffnungen der beiden staatenlosen Völker auf 
die Staatswerdung. Ihr Hauptdruck ging gegen Rußland, das sie terrorisiert hatte. 
Trotzdem mußten beide im russischen Heer gegen die Heere der Mittelmächte 
kämpfen. Beide Völker bildeten später Legionen, die sich auf die Seite der Mittel- 
nächte stellten. Dann aber trennten sich ihre Wege wieder. Die Mittelmächte 
riefen am 5. November 1916 das Königreich Polen aus. Dieser Staat war nur eine 
Übergangserscheinung. Dank vieler internationaler Beziehungen konnte Dmowski 
ein der Entente genehmes Polen vorbereiten, das dann nach dem Zusammenbruch 
der Mittelmächte Wirklichkeit wurde. Es wurde als Kampfstaat gegen Deutschland 
gegründet. Auch das ukrainische Volk stellte sich 1917 auf die Seite der Mittel- 
mächte. Es erhoffte 191g nach den Wilsonschen Punkten sein Selbstbestimmungs- 
recht; aber das wurde ihm versagt. Poincar€ sah in einem ukrainischen Staat eine 
Gefahr für seine kommende antideutsche Bündnispolitik. Ein ukrainischer Staat 
hätte die Verbindung zwischen Polen, der Tschechoslowakei, Rumänien und Ruß- 
land empfindlich gestört und damit die Einkreisung Deutschlands, Österreichs und 
Ungarns bedroht. So war der ukrainischen Republik nur die kurze Dauer von 1917 
bis 1920 beschieden. 1919/20 setzte eine neue ukrainische Teilung ein. Polen er- 
oberte durch Pilsudskis Heerzüge die Westukraine mit Wolhynien und Ostgalizien. 
Sowjetrußland erhielt im Rigaer Frieden (18. März 1921) den Hauptteil der 
Ukraine östlich des Dnjestr. Rumänien bekam mit Bessarabien und der Bukowina 
neue Teile des ukrainischen Volksbodens hinzu, und der ehemals im ungarischen 
Staatsgebiet wohnende Teil der Ukrainer wurde der Tschechoslowakei zugeschlagen. 

Die Polen gingen aus dem Weltkrieg als Nationalitätenstaat, die Ukrainer als 
staatenlose Nationalität hervor. Der Kampf der beiden Völker gegen den Bolsche- 
wismus war sehr verschieden. Pilsudski wehrte in Polen die bolschewistischen An- 
griffe tatkräftig ab und eroberte sogar noch einen Teil ukrainischen Volksbodens. 
Die ukrainische Nationalbewegung dagegen wurde von den Weißgardisten bekämpft 
und mußte sich gegen die Polen und Bolschewisten wenden. Das Ergebnis war die 
Errichtung der ukrainischen Sowjetrepublik ohne Zustimmung des ukrainischen 
Volkes. Die Polen hatten in ihrer staatenlosen Zeit politisch gelernt. Sie wendeten 
nun gegenüber den Ukrainern ähnliche Methoden der Minderheitenpolitik an wie 
die Sowjets. Nach außen hin leugnen beide das Bestehen eines ukrainischen Vol- 
kes, obwohl sie ihm im Innern den Gebrauch der Sprache gestatten und kultu- 
rellen Bestrebungen wenig Widerstand entgegensetzen. Die Westukrainer in Polen 
werden nun zwischen nationalen und kommunistischen Ideen hin und her gerissen. 
Der größte Teil ihrer Führerschicht ist in Gefängnissen oder im Ausland. Der 
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deutsch-polnische Freundschaftsvertrag und der polnisch-russische Nichtangriffs- 
pakt haben die ukrainischen Hoffnungen auf staatliche Selbständigkeit stark herab- 
gesetzt, denn beide Verträge bedeuten eine außenpolitische Entlastung Polens zu- 
gunsten stärkerer innerpolitischer Aktivität gegenüber dem Ukrainertum. 

Die Sowjetukrainer bilden einen ständigen Unruheherd in Sowjetrußland. Kiew 
wird meist zur sichtbaren Zentrale des Widerstandes. Fast in jedem Halbjahr 
entstehen Bauernunruhen oder Angriffe auf die kommunisti- 
sche Partei in der Ukraine. Die Ukrainische Kommunistische Partei ist 
überfremdet, hauptsächlich durch Juden und Großrussen; ebenso finden wir in 
Beamtenstellen und im Offizierkorps der Roten Armee nur wenige Ukrainer. Die 
Gewalt der bolschewistischen Regierung hat es bisher immer vermocht, die ukraini- 
schen Selbständigkeitsbestrebungen niederzuhalten, wenn nötig mit sehr blutigen 
Mitteln. Da fast 90% der Ukrainer Bauern sind, die kommunistische Partei haupt- 
sächlich aber eine Stadtpartei ist, ist der Einfluß der Ukrainer auf die Geschicke 
der ‚„‚Ukrainischen Sowjetrepublik“ tatsächlich äußerst gering. 

Wenn das ukrainische Volksgebiet als Staat organisiert wäre, würde es außer 
Rußland der größte europäische Staat sein. Der geschlossene ukrainische Volks- 
boden umfaßt etwa 800000 qkm, der Gesamtvolksboden etwa 850000 qkm (nach 
Rudnitzky). Die Gesamtzahl der Ukrainer beträgt 44,1 Millionen. Sie verteilen sich 

wie folgt (1935): 
In der Sowjetukraine etwa 35 000 000 = 21% in Rumänien etwa 700 000 = 4,1% d. Bevölkg., 


der Russen, in der Tschechoslowakei etwa 600.000 = 3,7% 
in Polen etwa 4800000 = 14,3% der Bevöl- der Bevölkerung, ir 
kerung, in Sibirien etwa 3000 000. 


Die Ukrainer haben also eine etwa doppelt so hohe Bevölkerungszahl wie die Polen. 
Die Bevölkerungsdichte ist im polnischen Staat fast gleich der des ukrainischen 
Volksbodens (rund 76 Einwohner auf ı qkm). In beiden Gebieten sind Landwirt- 
schaft und Industrie in reichem Ausmaß vorhanden. Beide Gebiete haben die Mög- 
lichkeit einer autarken Wirtschaft. Bei beiden überwiegt jedoch in ihren augen- 
blicklichen Organisationsformen die Landwirtschaft. Das bewirkt für Polen einen 
Ausfuhrdruck, der sich vor allem auf die deutschen Ostprovinzen und die Tschecho- 
slowakei richtet. Die Ukraine hingegen ist heute trotz der Vernichtung der Land- 
wirtschaft durch die Bolschewisten die Kornkammer Rußlands. Die jährliche 
Getreideproduktion beträgt immerhin noch schätzungsweise /;oo Millionen Doppel- 
zentner. Die Ukraine besitzt natürliche Bodenschätze (Kohlen, Eisenerze, Erdöl, 
Salz, Silber, Quecksilber, Mangan) in ungeheuren Mengen. Polen hat sich einen 
großen Teil dieser Schätze durch die Besetzung Oberschlesiens und Galiziens an- 
geeignet. Die jetzt getrennten Gebiete haben jedes eine andere politische Aufgabe 
erhalten. Polens Wirtschaft dient dem Aufbau des neuen Staates. Die Wirtschaft der 
Sowjetukraine ist Objekt bolschewistischen Wirtschaftsraubbaus. 

Beide gehen auf getrennten Wegen der Zukunft entgegen. Gegensätze zwischen 
den beiden parallel entwickelten Gebieten schweigen im Augenblick. Jedes geht 
seinen politischen Aufgaben nach, dabei wird das ukrainische Volk wie seit Jahr- 
hunderten rücksichtslos zum Spielball der Politik. Die Polen ‚genießen eine gün- 
stige politische Lage. Die Zukunft wird bei beiden Völkern ähnliche Probleme 
stellen, deren Lösungen dank der natürlichen Ausstattung ihres Volksbodens wieder 
Parallelitäten aufweisen werden. 
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Die Ukrainer in den Vereinigten Staaten 


L: 

Die in Stärke von knapp einer Million Seelen in den Vereinigten Staaten leben- 
den Ukrainer nehmen unter allen völkischen Gruppen der Welt eine besondere 
Stellung ein. Obwohl sie weniger als den hundertfünfundzwanzigsten Teil der Be- 
völkerung ihrer Wahlheimat ausmachen und an Zahl den Einwanderern anderer 
Nationalitäten nachstehen, gebührt ihnen und ihren Bestrebungen Beachtung: denn 
sie sind der ausgewanderte Zweig des größten und wichtigsten aller Völker ohne 
Staaten. Sie sind ein lebender Beweis dafür, daß Volkstum eine eigenständige Sub- 
stanz auch dann ist, wenn es, fern vom Heimatboden, an keinem Mutterstaat eine 
moralische oder materielle Stütze hat. 

Obwohl sie in der alten Heimat seit Jahrhunderten der Herrschaft fremder Staa- 
ten unterstehn und beständiger Entnationalisierungspolitik ausgesetzt sind, obwohl 
in ukrainischen Landen keine privaten oder staatlichen Verbände kulturelle Be- 
ziehungen mit den Volksgenossen jenseits des Atlantik pflegen können, lebt und 
erhält sich in den Ukrainern, die sich in Amerika niedergelassen haben, ein völ- 
kisches Bewußtsein, das in organisatorischem Zusammenschluß Ausdruck findet. 
Daß der gewaltsame Wechsel der Staatsangehörigkeit im Laufe europäischer 
Machtkämpfe ihr Volkstum nicht vernichten konnte, ist viel. Daß der freiwillige 
Staatenwechsel hunderttausender Einzelner deren völkisches Gemeinschaftsgefühl 
nicht zerstören konnte, ist mehr. 

3 

Die ersten Einwandererscharen aus der Ukraine landeten in den Vereinigten 
Staaten um 1870. Doch erst nach 1899 trafen sie in größerer Anzahl ein. Der 
Krieg unterbrach die Einwanderung zeitweilig, und seit 1930 ist sie fast zum Still- 
stand gekommen. x 

Nur der kleinere Teil der Ukrainisch-Amerikaner stammt aus der Ostukraine um 
Kiew. Annähernd 85% von ihnen kommen aus der heute zu Polen gehörenden 
Westukraine und bekennen sich zu der dort vorherrschenden griechisch-katholisch- 
unierten Konfession. Wie bei Millionen anderen Auswanderern aus Europa war 
politische und soziale Bedrückung der entscheidende Anlaß zum Verlassen der 
Heimat. Gleich jenen anderen versprachen sie sich von Amerika Freiheit und an- 
genehmere Lebensbedingungen. Sie fanden Arbeit in den Bergwerken und Stahl- 
werken Pennsylvanias, in der Industrie der Staaten New Jork, New Jersey, Illinois, 
Michigan und Ohio. Auch ukrainische Farmer leben teils in kleinen Gemeinschafts- 
siedlungen, teils auf einzelnen Farmen verstreut, in Pennsylvania, New York, New 
Jersey, Michigan und anderen Staaten. So ist die Mehrheit der Ukrainer in USA. 
als Arbeiter, eine Anzahl als Bauern tätig. Daneben haben sie eine Intelligenz- 
‘schicht hervorgebracht, die sich die Leitung ihrer kulturellen und politischen 
Organisationen und ihrer Presse angelegen sein läßt. 
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3. 

Die älteste Form ukrainischen Gemeinschaftslebens auf amerikanischem Boden 
ist die griechisch-katholisch-unierte Kirche, deren erstes Gotteshaus 1886 in Shenan- 
doah, Pa., errichtet wurde. Sie ist in den Vereinigten Staaten in einem Bistum mit 
ı50o Gemeinden zusammengefaßt, dessen Bischof seinen Sitz in Philadelphia hat. Ihr 
Ritus ist der griechische, ihr Kalender der Julianische, doch erkennt sie zum Unter- 
schied von der orthodoxen Kirche den römischen Papst als Oberhaupt an. Litur- 
gische Sprache ist das alte Kirchenslawische. Die Bedeutung der Kirche für die 
Erhaltung des Volkstums liegt darin, daß sie die ukrainischen Sprachschulen unter- 
hält, wo die ukrainisch-amerikanische Jugend in der Muttersprache unterrichtet 
wird, während sie gleichzeitig die amerikanischen Schulen besucht. 

Die Ukrainisch-Amerikaner besitzen mannigfaltige weltliche Verbände. In der 
Grand Street in Jersey City steht ein dreistöckiges Geschäftshaus, die Zentrale der 
„Ukrainian National Association“, die, 1894 gegründet, heute die älteste und 
zahlenstärkste ukrainische Organisation auf amerikanischem Boden ist. Das Erd- 
geschoß des Hauses birgt eine Druckerei, wo die in USA. am meisten gelesene 
ukrainische Zeitung, die tägliche „Svoboda“, herausgegeben von der „Ukrainian 
National Association“, in 16000 Exemplaren gedruckt wird. Sie .hat eine Wochen- 
beilage in englischer Sprache für die junge Generation: „Ukrainian Weekly“. In 
den Redaktionsstuben der ‚‚Svoboda“ und den Büros der ‚U.N.A.“ trıfft man füh- 
rende Persönlichkeiten des nationalen Lebens der Ukrainer in USA., die zum Teil 
schon in der alten Heimat eine Rolle spielten. Unter ihnen ist der Schriftleiter 
der „Svoboda“, Dr. Luke Myshuha, der gegen Ende des Weltkrieges als Vertreter 
der Westukrainischen Republik nach Amerika kam, ohne jedoch in dieser Eigen- 
schaft lange wirken zu können. Das Personal der Druckerei und der Buchhandlung 
besteht natürlich ausschließlich aus Ukrainern. Außer der Zeitung erscheinen hier 
Bücher und Propagandaschriften in ukrainischer und in englischer Sprache. 

Die „Ukrainian National Association‘ ist ein ganz einzigartiger Typ völkischer 
Gemeinschaftsbildung im fremden Staat. Man nennt sie hier eine „fraternal 
organisation“. Sie vereinigt wirtschaftliche mit kulturellen Aufgaben: es ist eine 
Versicherungsanstalt mit idealem Nebenzweck und kultureller Wirksamkeit. Ge- 
gründet, um den nahezu mittellosen Einwanderern aus der Ukraine die wirtschaft- 
liche Zukunft zu sichern, hat sie zur Zeit 30 000 Mitglieder in 400 Ortsgruppen, 
und schüttete insgesamt bisher 4,5 Millionen Dollar aus. So wurde sie zum 
größten ukrainischen Finanzinstitut der Welt. Zum Unterschied von gewöhnlichen 
Versicherungsgesellschaften ist bei der „U.N.A.‘“ nicht der Profit der Zweck, son- 
dern die wirtschaftliche und kulturelle Erhaltung des Volkstums. Regelmäßige 
Tagungen des gesamten Verbandes, sowie Versammlungen der Ortsgruppen im 
„Ukrainischen Nationalheim“ mit Vorträgen und Darbietungen dienen der Wach- 
erhaltung des nationalen Gedankens. Im „Jubilee-Book“, das 1936 zum Gedächtnis 
ihres 4ojährigen Bestehens von der „Svoboda Press“ herausgebracht wurde, nennt 
der Verfasser eines Beitrages die „U.N. A.“ das „Rückgrat der Gruppe der Ukrainer“. 
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Daneben gibt es noch zwei andere bruderschaftliche Organisationen unter den 
hiesigen Ukrainern: In Philadelphia die ‚„Providence Association‘ mit dem dreimal 
wöchentlich in ukrainischer Sprache erscheinenden Blatt ‚America‘; in Scran- 
ton, Pa., die „Ukrainian Workingmen’s Ass.‘ mit ihrer Zeitung „Narodna Wola“. 
Ein Zweig der Hetmanschen Sitsch, des Kosakenverbandes, sitzt in Detroit. Die 
ukrainische Jugend ist zum Teil in der „Ukrainian Youth’s League of North 
America“ organisiert. Diese Jugendliga veranstaltete im September 1936 die erste 
„Ukrainisch-Amerikanische Olympiade“ in Philadelphia, wo die zahlreichen ukrai- 
nischen Sportklubs des Landes miteinander wetteiferten. Dieser Olympiade ging 
der „Vierte Ukrainische Jugendkongreß von Amerika“ voran. 

Die Vielfalt der Verbände wird von vielen hiesigen Ukrainern als Zersplitterung 
beklagt. Der Zusammenhalt, den die „Obyednanye“ (englisch: „United Ukrainian 
Örganizations of America“) bietet, ist nur lose. 

Wie in Europa, bestehn auch in Amerika in weltanschaulicher und temperament- 
licher Hinsicht zwei Lager unter den Ukrainern. 

Die bisher angeführten Verbände sind von bürgerlich gemäßigter Einstellung 
und Haltung sowohl in bezug auf die völkische Freiheitspolitik der Heimat als 
auch in ihrer Stellung zur neuen Umwelt. Ihre Leiter und Mitglieder sind nicht 
wenig vom liberalen und demokratischen Geiste Amerikas beeinflußt. Gewiß ist 
die unabhängige Staatlichkeit der Ukraine ihrer aller Ideal. Aber in der Frage der 
anzuwendenden Mittel und in der weltanschaulichen Grundhaltung scheiden sich 
die Geister. Im „Ukrainian Weekly“, wo Raum für freie Diskussion geboten ist, 
werden sogar manchmal Stimmen des Zweifels an der nationalen Sache laut, und 
ein Verfasser empfahl in einer Artikelfolge über das Verhältnis des Ukrainertums 
zum Amerikanertum ‚‚eine allmähliche Aufnahme der amerikanischen Kultur“, da 
die zweite Generation schließlich ja doch amerikanisiert würdet). Im „Jubilee- 
Book“ von 1936 steht eine lange Abhandlung über „ukrainischen Kulturwandel“, 
worin das Wesen des Volkstums bloß in der Kultur gesehn wird, ‚in dem, was 
erworben ist, nicht biologisch vererbt“. Abgesehn davon, daß der Verfasser, Stephen 
Mamchur, Kultur mit Zivilisation verwechselt, mißt er dem Faktor der Rasse gar 
keine Bedeutung zu. Wenige Seiten danach gebraucht ein anderer Verfasser wieder 
den Ausdruck ‚ukrainisches Blut“. Leitartikel im ‚Ukrainian Weekly“, wo Klage 
über ungenügende Beteiligung der Jugend am völkischen Leben geführt wird, sind 
keine Seltenheit. 

Diese Beispiele dienen der Kennzeichnung der mehr oder weniger liberal bürger- 
lichen Geisteshaltung dieses zahlenmäßig größeren Lagers der Ukrainer in USA. Die 
Kennzeichnung des einen Lagers hilft, die Ideologie des anderen klarer zu verstehen. 

Seine Organisation ist das „O.D.W. U.“, oder englisch: „Organization for 
rebirth of Ukraine“ (Verband für die Wiedergeburt der Ukraine). „O.D. W. U.“ 
steht unter Leitung des Universitätsprofessors Granovsky und hat 100 Ortsgruppen 
in USA. Es ist die Gruppe der nationalistischen Aktivisten, in gewissem Sinne der 


1) Ukrainian Weekly, 19. IX. 1936. 
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jungen Generation, wobei dieser Begriff sich jedoch nicht ohne. weiteres mit dem 
biologischen Alter deckt. Es ist der amerikanische Zweig einer Verbindung ukrai- 
nischer Nationalisten, die überall da Gruppen haben, wo ihr Volk lebt. Ihre Zei- 
tung in USA. ist „Der Nationalist“, der mit englischer Beilage zweimal monatlich 
erscheint. Unter einer Führung mit „O.D. W.U.“ steht das „Ukrainian Red Cross“, 
das sich ukrainischer Flüchtlinge aus Europa annimmt, und der Jugendverband 
„Young Ukrainian Nationalists of America“, dessen Monatsschrift ‚The Trident“ 
in Chicago erscheint. In den Ausgaben von November und Dezember 1936 des 
„Trident“ wurde eine Rede abgedruckt, in der der Schriftleiter des „Nationalist‘, 
Volodymyr Dushnyk, auf der sechsten Tagung von „O.D. W.U.“ in'Cleveland die 
ideologischen Prinzipien des ukrainischen Nationalismus entwickelte. Darin lesen 
wir folgende Sätze: „Das wesentliche Ziel des ukrainischen Nationalismus ist die 
politisch-soziale Neubildung der Nation auf Grund des Ideals der Einigung und die 
Schaffung greifbarer Mittel und einer wirklichen Grundlage für deren Verwirk- 
lichung. Die nationalistische Bewegung strebt nach verschiedenen Formen der Zu- 
sammenarbeit unter dem Motto: Eine große Idee unter einer Führung ... Wir 
müssen unsere Rechte durch Kampf gewinnen ... Wer am meisten arbeitet, führt! 
Wer nicht führt, muß gehorchen! Führen heißt, den Mut haben, wichtige Probleme 
zu entscheiden und Entscheidungen zu verantworten ... Der Weg zur Freiheit der 
Ukraine geht durch eine nationale Revolution, die jede Zusammenarbeit mit dem 
Feinde ablehnt ... 0.D.W.U. muß den Gedanken der Freiheit unter unseren 
Einwanderern in Amerika durchsetzen; es muß allen und jeden Krebsschaden in 
Gestalt des Sozialismus und Kommunismus aus ukrainischen Kreisen vertreiben ...“ 

Die Verwandtschaft solcher Grundsätze mit im weiteren Sinne faschistischen oder 
nationalsozialistischen ist unverkennbar. Persönlicher Gedankenaustausch mit den 
willensstarken und feurigen Führern des „O.D. W.U.‘ bestätigt den Eindruck des 
gelesenen Wortes. Für diese Nationalisten hat das Volkstum sehr wohl blutsmäßige 
Substanz. Gleich den jugendlichen Leitern der bretonischen Freiheitsbewegung 
sind die des „O.D.W.U.“ von jenem Schlage völkischer Führer, die alles ein- 
setzen, um alles zu gewinnen. Der scharfe Wind, der in ihrem Lager weht, paßt 
nicht in die gemäßigte Zone des anderen. Sie polemisieren gegen alles, was ihnen 
lau dünkt. Zum Beispiel stehn sie im Gegensatz zu re dem Leiter der 
Hetman-Organisation. 

Dennoch ist keine Meinungsverschiedenheit so stark, um die gemeinsame Arbeit 
aller volksbewußten Ukrainer Amerikas für die großen Ziele zu hemmen. So sind 
mitunter die gleichen Mitarbeiter in der bruderschaftlichen und in der natio- 
nalistischen Organisation oder an deren Zeitschriften tätig. 


h. 


Die Wirksamkeit der ukrainischen Verbände aller Schattierungen in den Ver- 


einigten Staaten verfolgt zwei Zwecke: ihr Volkstum in der Neuen Welt zu erhalten 
und in der Alten Welt zu unterstützen. 
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Die ukrainische Presse hält durch Nachrichten aus der alten Heimat, mit Auf- 
sätzen über ukrainische Geschichte, Kultur und Persönlichkeiten die Erinnerung 
an das Land der Väter wach. Schulen lehren die Muttersprache. Versammlungen 
mit künstlerischen Darbietungen bringen die Gemeinschaft zusammen. An der 
Columbia University in New York City wurde 1935 die Einrichtung eines ukrai- 
nischen Sprachkursus durchgesetzt. Professor Alexander Koschetz, hervorragender 
ukrainischer Dirigent von Ruf, kam 1920 und 1936 nach Amerika, das letztemal, 
um die „Vereinigten Ukrainischen Volkschöre“, die von jungen Ukrainisch-Ameri- 
kanern gebildet sind, in Carnegie Hall in New York zu dirigieren. 

Derartige Veranstaltungen im weitesten Rahmen dienen beiden Zwecken zugleich: 
sie geben den Ukrainern eine Anregung ihres Nationalgefühls und machen die 
amerikanische Öffentlichkeit mit der ukrainischen Kultur bekannt. Das aber ist die 
eine Art von Unterstützung, welche die Ukrainer in USA. ihrem Volk in der 
Heimat angedeihen lassen: die moralische auf dem Wege der Aufklärung und 
Propaganda. Es geht darum, die hiesige Öffentlichkeit aufmerksam zu machen auf 
die Verfolgungen und Ungerechtigkeiten, denen Ukrainer namentlich in Polen und 
der Sowjetunion ausgesetzt sind. Schon 1915 brachte die „Ukrainian National 
Association“ ein Buch in englischer Sprache heraus, worin unter dem gemeinsamen 
Titel „Der Anspruch der Ukraine auf Freiheit“ u.a. Aufsätze von Hrushewsky 
und Otto Hötzsch zusammengefaßt sind. Im Vorwort wird die Hoffnung aus- 
gesprochen, ‚daß im geeigneten Zeitpunkt die Stimme der amerikanischen Mei- 
nung zugunsten der Ukraine gehört werden möge“. Eine Hoffnung, die sich 
damals ebenso wie heute nur in geringem Maße erfüllte. Nur in ganz schweren 
Fällen nimmt die amerikanische Presse Notiz von dem Schicksal der Ukraine. Als 
1930 ein polizeilicher Terror über ukrainische Dörfer in Galizien hereinbrach, be- 
richtete sie davon ausführlich und mit Sympathie für die Bedrückten, — nicht zum 
wenigsten dank der Bemühungen der hier lebenden Ukrainer. In Philadelphia 
bildeten 15000 Einwohner ukrainischer Herkunft einen Demonstrationszug zum 
Protest gegen die Zustände in ihrer galizischen Heimat. Die „United Ukrainian 
Societies of Chicago“ richteten am 17. November 1930 an den Präsidenten Hoover 
eine Denkschrift mit dem Gesuch, sein Ansehn für eine Erleichterung der Lage 
nationaler Minderheiten in Polen in die Waagschale zu werfen. Der Staatssekretär 
des Äußeren erwiderte, daß seine Regierung „nicht in der Lage sei, Vorstellungen 
bei einer ausländischen Regierung zu erheben in bezug auf Angelegenheiten, die 
nicht unmittelbar amerikanische Bürger oder Interessen betreffen“ t). 

Das gleiche Ergebnis hatten die Anstrengungen der Ukrainisch-Amerikaner an- 
läßlich der Hungersnot in der Sowjetukraine 1933. Vergeblich war es, daß ein Ab- 
geordneter des Repräsentantenhauses, Mr. Hamilton Fish jr., auf Anregung von 
Ukrainern hin dem Hause einen Entschließungsentwurf vorlegte, worin es seine 
Sympathie mit den Leidenden und die „ernstliche Hoffnung“ ausdrücken sollte, 
„daß die Regierung der UdSSR. baldigst ihre Politik hinsichtlich der Hungersnot 


1) Polish Atrocities in Ukraine, Svoboda Press, Jersey City, N.Y., 1931. 


370 Aufsätze Heft 5 


in der Ukraine ändern würde ...‘“‘ Die Entschließung versank in einem „Committee 
on Foreign Affairs“. 

Ein Memorandum ukrainischer Verbände von New York über Hunger und 
Schreckensherrschaft in der Sowjetukraine an den Präsidenten der Vereinigten 
Staaten wurde als Broschüre auch führenden Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens zugestellt und forderte eine Antwort der Sowjetbotschaft heraus, weiter 
jedoch nichts. In New York zogen Mitte November 1933 Tausende von Ukrainern 
durch die Straßen, mit Plakaten, worauf zu lesen stand: „Wir verurteilen die 
mörderische Aushungerung der Ukraine durch die Sowjetregierung!‘“ Es war eine 
Kundgebung gegen die Anerkennung der Sowjetunion durch die Vereinigten 
Staaten. Kommunistische Horden überfielen die Demonstranten, versuchten, den 
Umzug auseinanderzutreiben, und verletzten viele Ukrainer und Polizisten. Am 
nächsten Morgen berichteten alle Zeitungen auf der Titelseite den Vorfall. 

Indem die Ukrainer in den Vereinigten Staaten um Sympathie für das Ver- 
hängnis ihres Volkes unter roter Herrschaft werben, leisten sie der Abwehr gegen 
den Bolschewismus in aller Welt einen Dienst. 

Im „Trident“, der Monatsschrift junger Nationalisten (September 1936), heißt 
es in einer Betrachtung zum spanischen Bürgerkrieg: ‚Ein heimtückisches, 
schlangenhaftes Element hat seinen Weg in das Herz jeder Demokratie gefunden. 

. Kommunismus! ... Kommunismus und Nationalismus sind wie Feuer und 
Wasser ... Die Ukraine wird durch eine nationale Revolution frei werden.“ In 
einer Rede über den „Kommunismus und unsere Jugend“, die auf dem vierten 
ukrainischen Jugendkongreß gehalten wurde, erklärte der Sprecher: „Die ukrai- 
nisch-amerikanische Jugend ist vielleicht wachsamer als manche anderen Gruppen 
in der Beobachtung der heimtückischen Einflüsse des Kommunismus in diesem 
Lande, infolge der furchtbaren Erfahrungen ihrer Stammesgenossen unter der 
Sowjetherrschaft. Und wegen dieser geschichtlichen Lage werden und sollen wir 
vorbereitet sein, jede kommunistische Bewegung unter der Jugend Amerikas an- 
zugreifen, wo immer sich die Gelegenheit bietet1).“ 

In dieser Kampfstellung, die sie gegen den Marxismus bezogen hat, liegt eine 
besondere Bedeutung der ukrainischen Volksgruppe in Amerika. Allerdings darf 
nicht übersehen werden, wie gering ihre publizistische Wirkung im Vergleich mit 
dem Einfluß der großenteils sowjetfreundlichen amerikanischen Presse und zahl- 
loser kommunistischer Werbezeitschriften ist?2), und wie wenig ihr Widerstand 
in einer Gesellschaftsordnung ausmacht, wo die rote Aktion in vielen bürgerlichen 
und sogar in einigen kapitalistischen Kreisen in ein Vakuum der geistigen Wider- 
standslosigkeit stößt, nachdem ihr liberale Autoren aus der internationalen Schule 
des „‚Bolschewismus für die kultivierte Bourgeoisie“3) den Weg geebnet haben. — 

Außer mit Propaganda unterstützen die Ukrainisch-Amerikaner ihr Volk in 


1) Ukrainian Weekly, 17. X.1936. 2) Vgl. Marc Markwart: Sympathien für die Sowjet-Union 
in USA. in „Hochschule und Ausland‘, März 1937. 3) Ein ironischer Ausdruck Trotzkys in 
seinem neuesten Buch: The Revolution betrayed‘“, Neuyork 1937, S. 3. 
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Europa noch mit einem wirksameren Mittel: mit Geld. Die „Ukrainian National 
Association“ hat eigens dafür einen „National Fund“. Mehr als 250 Millionen 
Dollar sind seit Beginn der Einwanderung von Amerika allein nach Ostgalizien 
geflossen, um dort ukrainische Schulen zu stützen, Parteien zu finanzieren und 
persönliche Bedürfnisse zu stillen. Die Zahlungen gehen durch die Vermittelung 
der „U.N.A.“ oder des „O.D.W.U.“. Wenn einmal die unabhängige Ukraine 
geschaffen sein sollte, hofft man, werden Ukrainer mit amerikanischer Ausbildung 
hinübergehn können, um am Aufbau des neuen Staates mitzuarbeiten. 


% 


Ganz so wie die Einwanderer aller übrigen Nationalitäten stehn auch die 
Ukrainer der Frage der Assimilation gegenüber. Das heißt, sie haben ein Verhält- 
nis zur neuen Umwelt zu gewinnen. Es ist ja gewiß nicht so, daß der Freiheits- 
kampf der Heimat das einzige sie bewegende Problem ist. Der Einsatz für ihr 
Volkstum in der Ukraine mag bei ein paar Idealisten im Vordergrund stehn, die 
ineisten einzelnen haben vor allem anderen sich um ihr eigenes Dasein in der ge- 
wählten Heimat zu bekümmern. Nur der kleinere Teil von ihnen ist überhaupt in 
den ukrainischen Verbänden zusammengefaßt. Zahllose von den Nichtorganisierten 
mögen als dem Prozeß der Einschmelzung verfallen gelten. Selbstverständlich wol- 
len auch jene, aus ihrer zweiten Generation, die sich weiter als Ukrainer fühlen, 
nicht den Anschluß an den Kreislauf amerikanischen Lebens versäumen. So ist 
also eine gewisse Assimilation auch bei den jungen Nationalisten nichts als natür- 
lich. Die Angleichung zeigt sich zum Beispiel in der Sprache. Die ukrainische 
Sprache in Amerika hat eine Anzahl englischeg Ausdrücke aufgenommen: dreska— 
dress, vinda—window, hala—hall, shapuvaty—to shop, und viele andere). 


Wie die junge, in Amerika geborene, aber ihrem Volkstum getreue Generation 
sich zur Frage der doppelten Treupflicht stellt, hat einer von ihnen Anfang 1935 
vor der Konferenz über Einwanderungspolitik im Rathaus von New York aus- 
geführt: „Wir wissen, wir können hier in Amerika keine Rechte und Vorzüge ge- 
nießen ohne Pflichten und Verantwortungen. Wir wissen, daß Amerika uns Schutz, 
Erziehung und Möglichkeiten gibt, und daß wir dafür unsere Liebe, Gehorsam, 
Dienst und Treue schulden ... Und doch, wir können nicht vergessen, daß ‚wir 
Amerikaner sind — von ukrainischer Herkunft ... Wir, die amerikanische Jugend 
von ukrainischer Abstammung, werden uns bemühen, würdige und nützliche Bürger 
unseres Amerika zu werden, und dabei gleichzeitig streben, unseren kleinen Teil 
beizutragen zur Verwirklichung jenes jahrhundertealten Traumes — der Schaffung 


eines freien und unabhängigen Staates der Ukraine ?).“ 


1) Vgl. Ukrainian Weekly, 16. V.1936. 2) Jubilee Book, 1936, S. 496. 
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"DR. WLADIMIR VON KOROSTOWETZ: 
Vor- und Nachkriegspo itik Rußlands 


Es hat jemand ganz richtig gesagt: die Geschichte ist die Vergangenheit der 
Politik, die Politik ist die Geschichte der Gegenwart. Um also die laufenden Er- 
eignisse verstehen zu können, muß man sie aus diesem Blickwinkel betrachten, 
muß Kenntnis der Vergangenheit und Wissen über die Gegenwart besitzen. 

Zum Verständnis der russischen Politik — ob der zaristischen oder der roten — 
muß man sich stets vor Augen halten, daß Rußland vor der Revolution eine 
absolute Militärmacht war. Das Russische Reich umfaßte ein Sechstel der Erdober- 
fläche und vereinigte innerhalb seiner Grenzen 48 verschiedene Nationalitäten — 
verschieden in Sprache, Religion und Tradition. Alle diese Völker bildeten das 
sogenannte „einzige und unteilbare“, absolutistisch-zaristische Rußland. Der Prozeß 
der Vereinigung der einzelnen Völker mit Rußland begann in den meisten Fällen 
mit dem Eingehen eines Bündnisses mit Moskowien, dem Leitungszentrum des 
Reiches. Danach folgten Vertragsbrüche, die schließlich mit Eroberungen, Unter- 
werfungen und Annexionen endeten, wobei dei Initiative immer von der im 
Steigen begriffenen Militärmacht des Kaiserlichen Rußland ausging. Es war jedoch 
für das Zentrum Rußlands nicht so leicht, wie es vielleicht auf den ersten Blick er- 
scheinen mag, seine Bundesgenossen, die sich auf Verträge stützten, unter seine 
absolute Herrschaft zu bringen; es stieß im Verlaufe dieser Bemühungen auf hef- 


tigen Widerstand der in ihrer Selbständigkeit bedrohten Völker, der gewöhnlich 
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in Auflehnung und Krieg überging und mit der Annexion des betreffenden Volkes 


endete. 


Im Zentrum des Russischen Reiches lag die Macht in den Händen einer dünnen 
Schicht, die wir gewissermaßen als „Aristokratie‘ bezeichnen können. Der Mittel- 


stand, als homogene ausgeprägte Klasse, existierte dort nicht; dafür gab es eine 
heterogene Masse der ‚„Intelligenzia“ (Intellektuellen), die einerseits jeden Kon- 


takt mit den unteren Volksmassen verlor, andererseits aber auch keine Verbindung 


mit der Oberschicht angeknüpft hat. Unter den oberen Vertretern dieser ‚Intelli- 
genzia“ überwog das Gefühl der Unzufriedenheit, dominierten die Minderwertig- 
keitskomplexe, verbunden mit dem Fehlen des Staatlichkeitsgedankens. Und dieser 


Stand als solcher stand in dauernder Opposition zu „S. M. dem Zaren“. Als aber | 


die Revolution von 1917 kam, wurde, wie Seine Majestät mit der Oberschicht, 
so auch die Opposition Seiner Majestät weggewischt und vernichtet. 

Die dritte Schicht bildeten die analphabeten Massen der Bauern und Kleinbürger, 
die dem Herrscher des absolutistischen Reiches als ‚„‚Kanonenfutter‘“ dienten. Ein 
guter Landwirt sorgt für sein Vieh und ernährt es; so ungefähr war die Einstellung 
der Regierung des zaristischen Rußland zur Bauernmasse, was zur Folge hatte, 
daß die Mentalität des Bauern (besonders in Zentralrußland, wo der Boden arm 
ist) sich nicht über die eines Leibeigenen hob; diese knechtische Mentalität wurde 
zur Gewohnheit, beinahe zur historischen Tradition. 

Das kaiserliche Rußland war ein Kontinentalstaat, in Methoden und Ideen das 
Gegenteil eines Kolonialstaates. Sein Ziel war die Expansion auf Kosten seiner 
nächsten Nachbarn und die Durchführung der Entnationalisierung von eroberten 
Gebieten. Im Russischen Reich gab es keinen Platz für Tataren, Finnen, Ukrainer, 
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Georgier, Kalmüken — sie alle wurden zu Russen erklärt. Ein Kolonialstaat da- 
gegen breitet seine Macht hauptsächlich durch kaufmännische und Handelsunter- 
nehmungen aus, erkennt aber, indem er die unter seinen Einfluß geratenen Terri- 
torien zu Kolonien oder Dominien macht, die nationalen Rechte der Einheimischen 
an. Die Interessen einer solchen Kolonie sind unter diesen Umständen mit dem 
Mutterlande auf natürlicher Basis eng verbunden. Das Mutterland ist aber seiner- 
seits weise genug, um seinen Kolonien nicht alle Verpflichtungen aufzulegen und 
sich selbst nur die Rechte anzuerkennen; es ist bestrebt, ein „fair-play“-Verhält- 
nis, günstig für beide Teile, auszubauen. 

# 

Betrachten wir die auswärtige Politik des Russischen Reiches, so sehen wir, daß 
Rußland — vom Drang nach Expansion getrieben — mit seinen unmittelbaren Nach- 
barn gewöhnlich im Zustand des heimlichen Ringens lebte; mit den Nachbarn seiner 
Nachbarn aber schloß es Bündnisse. 

Innerhalb des Russischen Reiches regierte man mit strengen polizeilichen Maß- 
nahmen, und sogar die Kirche wurde zum ‚‚instrumentum regni“ in den Händen 
der Regierung. Rußland brauchte eine starke, gut gerüstete Armee, und das war 
der Grund für einen gewissen Kontakt mit Westeuropa. Peter der Große verlegte 
seine Hauptstadt von Moskau nach Westen, zu welchem Zweck er St. Petersburg 
gründete, das er selbst „Fenster nach Europa“ nannte. Er konnte dieses Fenster 
je nach Bedürfnis verschließen oder öffnen und so die erwünschten Fachleute, wie 
Techniker, Schiffsbauer usw., nach Rußland hereinlassen, die revolutionären und 
evolutionären Ideen Westeuropas aber ausschalten und ihnen den Weg versperren. 
Im Jahre ıgı8 hat Lenin auch dieses einzige Fenster nach Europa hermetisch 
abgeriegelt, die europäische Hauptstadt wurde von Petersburg wieder nach dem 
asialischen Moskau zurückverlegt und somit der enorme russische Kontinent zu 
einem in sich geschlossenen Kessel der Weltrevolution gemacht. Diesen Kessel 
können die Bolschewiken nach Wunsch öffnen und die revolutionären Ideen in 
die Welt strömen lassen, wenn den Führern der bolschewistischen Partei der Mo- 
ment dafür geeignet erscheint. 

Im zaristischen Rußland waren zwei voneinander abhängige und einander unter- 
stützende Faktoren Hauptstützen der absolutistisch-zentralisierten Macht: die Polizei 
und die Armee. Die erste sorgte für die Ruhe innerhalb Rußlands, die zweite war 
für außerhalb bestimmt. Die eine sorgte für Sicherheit, die andere für die Macht- 
ausdehnung. 

Jedes Regime hat seine Ethik und seinen Moralkodex für die Rechtfertigung 
und zur Unterstützung seiner Politik, seiner Ziele und Bestrebungen. Das zaristi- 
sche Regime beanspruchte in erster Linie die Rolle der Hauptstütze der ‚Recht- 
gläubigen Religion“ (,‚prawoslawie“), deren Vertretung die russische griechisch- 
orthodoxe Kirche übernahm. An zweiter Stelle beanspruchte das zaristische Regime 
die Rolle eines Trägers der Kultur und des europäischen Einflusses in den „bar- 
barischen“ asiatischen Ländern. Diese Erklärungen genügten aber für den Westen 
nicht; somit bediente sich die russische Expansionspolitik hier eines anderen Vor- 
wandes: Rußland sei verpflichtet, für die gesunde Reaktion gegen die ‚‚napoleoni- 
schen revolutionären Ideen“ durch Unterstützung des Prinzips einer erblichen Mon- 
archie von Gottes Gnaden zur Verbreitung zu sorgen und sie zu schützen. Nach 
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den Napoleonischen Kriegen und dem Ende der Heiligen Allianz von Wien, nach 
der Unterdrückung der Revolution gegen den legitimen Monarchen Ungarns in den 
Jahren 1848-49 durch die Armeen des von Gott gesalbten russischen Zaren — 
wurden diese Schlagworte über Napoleon fallen gelassen. An ihre Stelle traten die 
slawophilen Ideen; Rußlands Expansion nach Westen geht jetzt unter der Parole, 
die vom Islam unterdrückten slawischen Völker schützen zu müssen, was symbolisch 
als Aufrichtung des Heiligen Kreuzes auf der Hagia Sophia in Konstantinopel pro- 
klamiert und erstrebt wurde. Diese Richtung mit gewissen kleinen Abweichungen 
wurde in der Politik bis zum großen Krieg von ıg14 verfolgt. Der russische Außen- 
minister Ssasonow, in dessen Kanzlei ich tätig war, sagte mir 1913, daß ein Krieg 
mit Deutschland und Österreich unvermeidlich sei, daß er Konstantinopel und die 
Balkanländer unter der russischen Herrschaft sehen möchte, was aber nur durch 
einen Krieg zu erreichen sei; deswegen bereiten sich die Zentralmächte und die 
russische Regierung fieberhaft zum Kriege. 

Fassen wir nun die Außenpolitik des zaristischen Rußland zusammen, so können 
wir es folgendermaßen ausdrücken: Rußlands Tendenz war die terri- 
toriale Ausbreitung nach außen und die Ausrottung jeder sepa- 
ratistischen Bestrebung bei den eroberten Minderheiten; es wollte 
sie zwingen, in den zentralrussischen (moskowitischen) Formen aufzugehen. 


* 


Nun kamen Lenin und Stalin — beide ebenso absolutistisch. Ich erinnere mich 
der interessanten Unterhaltung — ja, ich möchte sogar sagen, der prophetischen — 
die ich mit Lenin (damals Uljanow) im Jahre 1908 in Zürich hatte, wo er als 
politischer Emigrant lebte und seine revolutionären Theorien ausarbeitete. 

In einem kleinen Kreis sprach er über die Einführung des rooprozentigen, durch nichts 
abgeschwächten Kommunismus in Rußland. Als ich die Bemerkung fallen ließ, daß ein solcher 
Versuch Wahnsinn wäre, da die russischen, zum großen Teil analphabeten Massen nicht im- 
stande sind, die Prinzipien des Sozialismus aufzunehmen und zu begreifen, daß die Massen in 
Westeuropa, obwohl im Vergleich mit den russischen viel fortgeschrittener und kultivierter, 
auch kaum reif für solche Experimente sind — erwiderte mir Lenin, daß es für ihn gleich- 
gültig sei, ob die Massen seine Lehre „aufnehmen“ oder „begreifen“, er würde sie ihnen mit 
Wucht beibringen: „Die Zaren regieren über Rußland mit ihren 300 auserwählten Adligen 
und setzen ihren Willen durch; warum werde ich mit meinen Auserwählten — der Kommu- 
nistischen Partei — nicht herrschen und meinen Willen in Rußland nicht durchsetzen kön- 
nen?!“ (Die Kommunistische Partei in Rußland bildet jetzt weniger als 1% der Gesamt- 
bevölkerung.) Ich bemerkte wieder, daß zirka 90% der russischen Bevölkerung Bauern sind 
und sich für die sozialistischen Experimente nicht eignen, worauf sıch Lenin sehr scharf gegen 
das Bauerntum äußerte; er sagte, die Bauern seien in der Tat große Gegner des Sozialismus, 
er würde sie aber schon zu Gehorsam zwingen. Er weiß, es wird viel Blut kosten, er gibt 
jedoch seine Idee nicht auf und ist bereit, sie trotzdem „seinen Experimenten zuliebe‘ durch- 
zuführen. Er fügte noch hinzu, daß seine Herrschaft, falls es ihm gelänge, die Macht an sich 
zu reißen, von kurzer Dauer sein würde; die Reaktion werde vorübergehend wieder die Ober- 
hand gewinnen. Aber gerade die Tätigkeit der Reaktionäre werde es ihm ermöglichen, wieder 
und diesmal definitiv ans Ruder zu kommen. 


Lenin, ein Revolutionär in Theorie und Praxis, zog die andere Möglichkeit — 
die Evolution — überhaupt nicht in Rechnung. Im Jahre 1917 kam er zur Macht. 
Aber die Schlagworte des roten Absolutismus mußten bei gleicher Zielsetzung 
selbstverständlich anders klingen als die des zaristischen. Lenin proklamierte die 
„Selbstbestimmung der Völker“ innerhalb des russischen Kontinents und die „Be- 
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freiung der unterdrückten Völker“ für außerhalb. Das sollten seine „Auserwählten“ 
— die Kommunistische Partei — zur Wirklichkeit werden lassen. Seine Taktik 
bestand darin, die Zwistigkeiten zwischen den einzelnen nichtkommunistischen 
Staaten zu entfachen, sie gleichzeitig von innen aus durch die Parole: ‚Nieder mit 
dem Krieg, es lebe die Revolution!“ zu unterwühlen, und danach die roten revolu- 
tionären Armeen marschieren zu lassen, um tabula rasa mit der alten Welt zu 
machen und den neuen kommunistischen, utopistischen Staat aufzubauen. War es 
aber den Sowjets geglückt, mit Hilfe der Losung „Selbstbestimmung der Völker!“ 
ihre Hand auf irgendeinen nichtrussischen Teil des früheren Russischen Reiches zu 
legen — so versank diese Losung; die betreffenden Völker mußten sich dem Willen 
des roten Moskau bedingungslos fügen. Im nächsten nichtkommunistischen Lande 
aber trieben die Sowjets wieder dieselbe „Befreiungspolitik“ des „unterdrückten“ 
Yolkes. 

Seit der Besitzergreifung des russischen Kontinents durch die Banden der 
I. Internationale Lenins und Stalins bedient sich ihre Außenpolitik des neuen 
Schlagwortes: ‚‚Proletarier aller Länder, vereinigt euch!“ — lies: unter Moskau. Die 
ill. Internationale übernahm die Führung, während die Sowjetregierung zu ihrer 
Exekutive wurde (Stalin bekleidete nie einen Posten in der roten Regierung, war 
aber immer das wirkliche Haupt und das Zentrum der III. Internationale). Die 
Weltrevolution wurde zum Ziel und zur Hauptidee, und alles wurde ihr unter- 
geordnet. Deshalb strebt jetzt Stalins Außenpolitik, einen europäischen Krieg zu 
provozieren, die nichtkommunistischen Länder von innen aus zu revolutionieren 
und die Rote Armee gegen sie marschieren zu lassen. 

Die Berichte der Stalinschen Agenten im Ausland versichern ihm, daß man dem 
Ziele nahe sei und für den Ernstfall bereit sein müsse, wofür eine gehorsame Rote 
Armee notwendig ist. Deshalb gerät Stalin bei jeder Andeutung, seine Rote Armee 
könne ‚‚thermidorisch“ werden und sich gegen den Kommunismus wenden, in 
Raserei und räumt unter den verdächtigen roten „Generälen“ rücksichtslos auf. 
Jetzt hat er die im Kriegsfalle unverlässigen Elemente des Regierungsapparates mit 
Hilfe der GPU. beseitigt, dann wird er die GPU. mit Hilfe der Roten Armee und 
schließlich die Rote Armee mit Hilfe der GPU. säubern. Heute sind Stalin und 
Dimitroff, die waschechten Weltrevolutionäre, die unbestrittenen Machthaber 
Moskaus. 

Gibt es einen Unterschied zwischen der früheren Außenpolitik von Lenin und 
der jetzigen von Stalin? Kaum daß Lenin im Sattel festsaß, schien er das Schlag- 
wort „Selbstbestimmung der Völker“ für Rußland vergessen zu haben. Das Bei- 
spiel der bolschewistischen Politik in Georgien oder der Ukraine beweist es nicht 
weniger als das Experiment, das Moskau in Spanien zwangsweise durchzuführen 
versucht. Obwohl nach dem Paragraphen ı17 der neuen Verfassung in der UdSSR. 
jeder einzelnen Republik das Recht vorbehalten ist, durch einfache Erklärung aus 
der UdSSR. auszutreten, halten ı7 rote Divisionen und 100000 Mann „besonderer 
Bestimmung“ der GPU. (jetzt Komwnudel genannt) die Ukraine besetzt, während 
die Sowjetadministration der sogenannten „Unabhängigen“ Ukrainischen Sowjet- 
republik zu 80% aus Juden und zu 20% aus Russen besteht, die vom Georgier 
Stalin aus Moskau ernannt werden. 

Und wie hat sich die russische Außenpolitik in den letzten Jahren in Asien 
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gestaltet? Im Jahre 1924 erkannte Stalin die Äußere Mongolei als integralen Be- 
standteil Chinas an. Ungeachtet dessen wurden danach Stalins Agenten dorthin 
geschickt, die Revolten und Unruhen stifteten; im Jahre 1934 unterzeichnete Stalin 
ein Bündnis mit der „Regierung“ der Äußeren Mongolei und versprach ihr mılı- 
tärische Unterstützung der Sowjets ‚im Falle eines Überfalles“. So wurde die 
Äußere Mongolei zur Sozialistischen Sowjetrepublik im Schlepptau Moskaus. Die 
jungen Leute aus der Mongolei werden zur Schulung nach Moskau geschickt, die 
Führer der mongolischen Armee stehen unter Moskaus Vormundschaft; die Ver- 
bindung zwischen der Mongolei und China wird allmählich immer mehr gelockert. 
Denselben Prozeß kann man in Sinkiang beobachten, wo zur Zeit Terror herrscht. 
Mit der Zeit wird es ebenfalls sowjetisiert und an Rußland als besiegtes Territo- 
rium angegliedert. 

In meinem Artikel „Das bolschewistische Pendel und die Ukraine“ (Geopolitik, 
November 1936) habe ich schon darauf hingewiesen, daß Sowjetrußland das Ziel 
verfolgt, sich innerlich zum Sprungbrett der Weltrevolution und zu ihrer materiel- 
len Basis vorzubereiten; alle diese neuen Kanäle, Eisenbahnen, Kriegsindustriewerke 
usw. — alles das ist dazu bestimmt, eine Zitadelle der zukünftigen Weltrevolution 
aus Sowjetrußland zu machen. 


Zieht man die Schlußparallele zwischen der Politik des imperialistischen zaristi- 
schen Rußland und der des roten Imperialismus von Sowjetmoskau der Ill. Inter- 
nationale, so kann man wohl behaupten, daß der rote Imperialismus von seinem 
Vorgänger viel geerbt hat und dasselbe System von Intrigen, Eroberungen, Okkupa- 
tionen und Unterwerfungen anwendet — mit dem einen Unterschied, daß dieser es 
viel dreister innerhalb und außerhalb Rußlands durchführt, wie es sich die Zaren 
jemals träumen ließen. Die Schlagworte, mit denen man die Ausländer zu betäuben 
versucht, klingen wohl anders, die Angriffspolitik aber ist dieselbe geblieben, ist so- 
gar noch aggressiver geworden; sie droht der zivilisierten Welt und insbesondere 
der Zivilisation Europas. Nur die echte nationale Erhebung der europäischen Völker 
kann Rettung gegen Zersetzung und Revolution bedeuten. 


Jedes Volk richtet auf sein Gebiet alle seine Kräfte und Fähigkeiten, um für seine 
kulturliche und politische Entwicklung daraus den größtmöglichen Nutzen zu 
ziehen. Seine Entwicklung ist ein Kampf mit seinem Wohngebiet, in dem für die 
politische Organisation die Vorteile gewonnen werden, deren dieser Boden fähig 
ist. Je mehr das Gebiet solche Vorteile hat, desto leichter lebt das Volk in sein 
Gebiet sich ein. Das Volksganze will ein Naturganzes werden, 
will ebendeswegen ein geschlossenes oder doch übereinstimmend geartetes Ge- 
biet für sich haben. Die politische Zersplitterung hemmt nur zeitweilig die durch 
Nachbarlage und gleiche Naturbedingungen hervorgerufene Gemeinsamkeit der 
Entwicklung in diesem Gebiete. Ohne es zu wollen, streben doch aus der Zer- 
teilung heraus die mannigfaltigsten Gebilde auf die Einheit zu, die der Natur des 
Gebietes unverändert eingeprägt blieb. 
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Der 10. April hat mit einer Einmütigkeit, wie sie wohl selten in Volksabstim- 
mungen erreicht worden ist, die großdeutsche Einheit besiegelt. In Deutschland 
selbst ist niemand davon überrascht worden; an manchen ausländischen Stellen hat 
man Gelegenheit gehabt, dieselben Erfahrungen zu machen, die man schon einmal 
bei der Saar-Abstimmung gemacht hatte. 

Nun gilt es, in Deutschland selbst den Tagen der Feste die Tage der Arbeit folgen 
zu lassen. Die Einfügung Österreichs von den Karawanken bis zum Böhmer Wald, 
von Bregenz bis zum Neusiedler-See in den deutschen Gesamtstaat ist eine inner- 
deutsche Aufgabe, die mit allem, was sie in den Bereichen der staatlichen und der 
wirtschaftlichen Organisation mit sich bringt, nicht nach Wochen oder Monaten zu 
bemessen ist. Zugleich aber stellen sich nach außen eine Fülle von Fragen, die mit 
Öer geographischen Lage Österreichs zusammenhängen. Großdeutschland hat an wirt- 
schaftlicher Bedeutung in allen Ländern der unteren Donau eine ganz bedeutende 
Vermehrung seines Einflusses erfahren. Zählt man die Einfuhr- und Ausfuhrwerte 
Österreichs denen des Deutschen Reiches in den letzten Jahren hinzu, so ergibt sich, 
daß ein freundlicher Wirtschaftsverkehr mit dem Deutschen Reich für die gesamte 
Staatenwelt von der Tschechoslowakei bis nach Bulgarien und Griechenland schon 
vor der Heimkehr Österreichs wichtig war: nunmehr ist er lebensnotwendig. Am 
schärfsten ist das wohl ausgesprochen worden in einer Unterhausrede Winston 
Churchills. Wenn auch in diesem Fall feindliche Gesinnung den Scharfsinn der 
Beobachtung vermehrt hat, so haben wir auf deutscher Seite keinen Anlaß, die 
Tatsachen zu leugnen. Allein vom Wirtschaftlichen her hat Großdeutschland eine 
besondere Verantwortung im ganzen südöstlichen Europa, der es sich nicht ent- 

ziehen kann, ohne das Gefüge der gesamten Nachfolgestaaten zu stören. Dieser Er- 
‚ kenntnis müssen politische Folgerungen entsprechen. Der Staat, der davon in erster 
Linie betroffen ist, bleibt die Tschechoslowakei. Es sind in den letzten Wochen 
ı seitens der Prager Regierung einige Maßregeln angekündigt worden, deren loyale 
| Durchführung zweifellos zu einer Entspannung der inneren Lage dieses Vielvölker- 
ı staates führen könnte. Je weniger man sich in Prag darauf verläßt, auf Hilfe von 
| Paris und Moskau zu hoffen — die in jedem Ernstfall vermutlich zu spät käme —, 
(desto leichter wird sich die Sicherung der tschechischen Volksexistenz auf lange 
‘Sicht erreichen lassen, wenn auch der tschechische Staat in seiner Gestalt als Na- 
(tionalstaat mit alleiniger Führung durch die Tschechen die Voraussetzung seines 
| Bestehens verloren hat. Ein tschechischer Nationalstaat in den Grenzen, die heute 
(den Umzug der Tschechoslowakei bezeichnen, war nur denkbar in einer Zeit, in der 
‘es eine deutsche Macht nicht mehr gab. Das ist ein Zustand, der in der europäischen 
(Geschichte durch ein volles Jahrtausend immer nur ein paar Jahre lang bestanden 
|! hat — und die letzte Periode dieser Art ist nun endgültig abgeschlossen. Daß es sich 
;so verhält, wird übrigens auch in Westeuropa von weitblickenden Staatsmännern 
gesehen. Es ist bemerkenswert, daß in England z.B. ein Mann von linksliberaler 
(Herkunft, der eine Zeitlang Minister des Labour-Kabinetts Macdonald war, Lord 
'Noel-Buxton, mit dem Vorschlag einer Volksabstimmung in den Sudetenländern 
ıbervorgetreten ist, der seinerseits einen recht interessanten Leitartikel der ‚‚Times“ 
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zur Folge gehabt hat. Eduard Benesch ist unter den Staatsmännern Europas viel- 
leicht a dem die längste Amtserfahrung zur Verfügung steht. Von vielen 
Staatsmännern hat die Geschichte die größten Leistungen in den Anfängen ihrer 
Laufbahn verlangt; ihm hat sie eine Abschlußeurz abe gestellt, die mehr verlangt 
als das Geschick der Rede, die Gewandtheit des Zeitgewinns und die List der 
Menschenbehandlung. 

In Rumänien scheint König Carol den Weg zu gehen, den ein Jahrzehnt vor ıhm 
König Alexander in Südslawien gegangen war: die Königsdiktatur wird stärker und 
sichtbarer. Manches von dem, was Codreanu wollte, wird nun vom König durch- 
geführt — freilich unter vorläufigem Verzicht auf den Antisemitismus. Dafür wird 
mit den regionalen Traditionen — wiederum ähnlich wie in Südslawien — kräftig 
umgegangen. Die neue rumänische Gebietseinteilung in Provinzen nimmt keine 
Rücksichten mehr auf die überkommenen geschichtlichen Länder. Bis jetzt hat die 
südslawische Neugliederung nicht vermocht, die alten Einheiten aufzulösen. Es ist 
nicht zu erwarten, daß in Rumänien die Verschiedenartigkeit der historischen Tra- 
dition schneller ausgelöscht werden wird. Um regionale Überlieferung zu zer- 
trümmern, muß eine lange Aushöhlung vorangegangen sein. Die Beseitigung der 
alten Provinzen in Frankreich z.B. wäre auch der Revolution und Napoleon nicht 
so leicht gelungen, wenn nicht Richelieu, Mazarin und Ludwig XIV. vorangegangen 
wären. Der bourbonische Absolutismus hat die Departement-Einteilung der Revolu- 
tion erst möglich gemacht. 

Wird es in Frankreich zu einer Wiedererweckung alter und scheinbar über- 
wundener Spannungen in gefährlicher Form kommen? Wir haben bis jetzt immer 
die Meinung vertreten, daß die gesunde ländliche Besitzverteilung Frankreichs das 
Land vor schweren sozialen Erschütterungen schützen werde. Gerade deshalb sind 
wir verpflichtet, jetzt darauf hinzuweisen, daß die schleichende Inflation, der sich 
Frankreich seit einigen Jahren hingibt, die Gefahr einer Erschütterung dieses 
sozialen Gleichgewichts sehr viel näher bringt. Stößt ein verarmter Mittelstand, eine 
unzufriedene Bauernschaft zu den Kräften, die in Frankreich schon jetzt auf revo- 
lutionäre Wege drängen, dann sind plötzliche Überraschungen nicht mehr ganz aus- 
geschlossen. Das Klima von Paris ist launisch; Daladier und Gamelin müßten sehr 
starke Persönlichkeiten sein, wenn sie den Wirbeln gewachsen sein sollen, die für 
Frankreich aus der Innenpolitik emporsteigen. Der Gürtel der Vororte um Paris 
ist genau so rot, wie es der um Wien einmal war. Marseille und Toulon, Brest und 
der nordfranzösische Industriebezirk sind gefährliche Gegenden, und die jüdische 
Bevölkerung von Paris wird augenblicklich auf etwa 400.000 geschätzt. Das Gefähr- 
lichste an der Entwicklung aber dürfte sein, daß sich nach dem Abschluß des spani- 
schen Krieges eine riesige Emigrantenwelle sämtlicher Internationalen aus Barce- 
lona nach Frankreich ergießen wird. Die Volksfront-Mehrheit der Kammer wird 
kaum die Stärke haben, diesen Zustrom zu sperren, selbst wenn Daladier die Ein- 
sicht haben sollte, es zu wollen. Die Propaganda gegen eine Sperrung der Pyrenäen 
wird. zu stark sein — handelt es sich doch bei den in Spanien Unterlegenen um die 
landlosen Flüchtlinge der Linken aus vielen Ländern der Welt. Die Staaten, in die 
sie noch entweichen können, sind nicht zahlreich. Am nächsten läge es natürlich, 
sie nach Rußland abzuschieben. Hier stellen sich aber merkwürdige Hemmungen der 
Begeisterung ein. Auch dem Herrn des Kreml scheint ein Zustrom verzweifelter 
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Revolutionäre nicht gerade erwünscht. Südamerika fällt als Asyl zum größten Teil 
aus. Weder Brasilien noch die La-Plata-Staaten haben Bedarf; und Mexiko hat nur 
eine beschränkte Aufnahmefähigkeit. So bleibt Frankreich übrig; es gibt kluge Be- 
- obachter, die prophezeien, daß die französische Krise beginnen werde, sobald die 
spanische zu Ende sei... 

Daß der spanische Konflikt entschieden ist, wird nunmehr von fast allen Beob- 
achtern angenommen. Im nördlichen Katalonien hat der Vorstoß Francos die Segre- 
Linie erreicht. Lerida ist erobert worden, und im Norden sind die Zentren der 
Elektrizitätsversorgung von Barcelona in die Hände der Nationalisten gefallen. 
Wichtiger noch ist der Durchstoß zum Mittelmeer, der südlich von Tortosa ge- 
lungen ist. Die Mittelmeerküste ist zur Zeit (22. 4.) in einer Breite von etwa 70 km 
in der Hand nationalspanischer Truppen und italienischer Freiwilliger. Wenn es 
auch den Anschein hat, als ob der Ebro noch eine schwer zu nehmende Schranke 
sein könnte, so scheint der Vormarsch nach Süden mit geringeren Hemmungen 
vor sich zu gehen. Es ist leicht möglich, daß Valencia wesentlich schneller erreicht 
werden kann als Barcelona. Jedenfalls müßte ein Wunder geschehen, wenn noch 
eine Wendung des Krieges zugunsten der spanischen Linken eintreten sollte. Dieses 
Wunder könnte nur in einem stärkeren Waffeneinsatz Frankreichs oder Sowjet- 
rußlands bestehen. Beides ist unwahrscheinlich. Wenn Frankreich das Risiko eines 
europäischen Krieges der spanischen Linken zuliebe auf sich nehmen wollte, dann 
hätte das früher geschehen müssen; die Sowjetunion aber scheint (darauf deutet 
auch der Ablauf des polnisch-litauischen Konflikts) zu größeren militärischen Ak- 
tionen außerhalb ihres eigenen Bereiches zur Zeit nicht in der Lage zu sein. Das 
hat offensichtlich innere Gründe, deren genaue Kenntnis auch den wenigen guten 
Beobachtern versagt ist, die heute noch innerhalb der Sowjetgrenzen geduldet 
werden. 

Die Wahrscheinlichkeit, daß aus den spanischen Verwicklungen ein europäischer 
Konflikt wird, ist zu Ostern 1938 geringer, als sie jemals seit dem Sommer 1936 
gewesen ist. Es ist selten, daß in politischen Verträgen noch nicht eingetretene Er- 
eignisse mit solcher Sicherheit vorweggenommen werden, wie das in dem englisch- 
italienischen Ostervertrag geschehen ist. 

Das Inkrafttreten dieses Vertrages ist formal an die Erledigung der spanischen 
Frage geknüpft. Da die britische Regierung ein Interesse daran hat, daß er bald in 
Kraft trete, hat sie sich damit indirekt auch über ihre Beurteilung der spanischen 
Entwicklung ausgesprochen. Der Herzog von Alba wird wohl nicht mehr lange auf 
die volle Zubilligung diplomatischer Rechte warten müssen. 

Man soll bei guten diplomatischen Verträgen, ähnlich wie bei kaufmännischen, 
nicht immer fragen: Wer hat wen betrogen? Es ist das Wesen politischen Aus- 
gleichs, daß beide Teile zufrieden sind — wenn solcher Ausgleich Bestand haben 
soll. Was enthält der britisch-italienische Vertrag? Wie ist er politisch zu bewerten? 
Der Vertrag enthält folgende Teile: Erstens: eine Bestätigung der status-quo-Ver- 
pflichtung vom Januar 1937 über das Mittelmeer; zweitens: eine Abrede, daß man 
sich von Zeit zu Zeit über die militärische Kräfteverteilung in der ganzen Zone vom 
Mittelmeer bis zum Golf von Aden, vom Dodekanes bis nach Kenya und Uganda 
gegenseitig unterrichten werde. Das gilt besonders für die Errichtung neuer Stütz- 
punkte im Ost-Mittelmeer und im Roten Meer. Drittens: Einvernehmen darüber, 
daß der Status von Saudi-Arabien und Jemen nicht geändert werden darf. Italien 
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verzichtet auf jeden Übergriff nach Arabien, England auf eine weitergehende Aus- 
dehnung des Aden-Protektorats. Die Inseln im Roten Meer sollen unbefestigt und 
unannektiert bleiben. Viertens: Gegenseitiger Verzicht auf feindselige Propaganda; 
fünftens: italienische Bereitschaft, nach der Erklärung vom April 1936 die besonde- 
ren Interessen des Sudan und Ägyptens am Tana-See zu achten; sechstens: Verzicht 
Italiens auf Bewaffnung der Eingeborenen Italienisch-Ostafrikas; siebentens: ita- 
lienische Bestätigung der Rechte britischer Missionen; achtens: nochmalige Be- 
stätigung der Suez-Kanal-Konvention von 1888; neuntens: italienische Mitteilung 
über die Verminderung der Truppenzahl in Libyen auf den Friedensstand; zehntens: 
italienische Bereitschaft, dem Londoner Flotten-Vertrag von 1936 beizutreten; 
elftens: italienische Zustimmung zu der englischen Spanien-Formel bezüglich der 
Freiwilligen in Spanien mit anschließendem italienischem Verzicht auf alle terri- 
torialen Ziele und alle privilegierte Stellung im gesamten spanischen Machtbereich. 
Zwölftens: britische Bereitschaft, die Anerkennung des Italienischen Imperiums in 
Genf anzuregen. Soviel zum tatsächlichen Inhalt. Nun die politische Bedeutung der 
einzelnen Punkte! 

Ein großer Teil des Vertragswerks ist weiter nichts als eine Bekanntgabe der 
gegenseitigen Absicht, künftighin keine neuen Drohungen gegeneinander aufzu- 
bauen. Hieher gehören die Bestimmungen über die Propaganda, ebenso wie die über 
die britischen Missionen in Ostafrika, die Rechte am Tana-See und die Durchfahrt 
im Suez-Kanal. Hieher gehört im großen auch das gesamte Netzwerk von Be- 
stimmungen über die Stützpunkte im Mittelmeer und im Roten Meer und über die 
gegenseitige Neutralität in Arabien. All das verändert den status quo nicht. Wohl 
aber enthält das Abkommen an zwei Stellen sehr entscheidende Veränderungen des 
status quo: an der östlichen und an der westlichen Flanke des behandelten Inter- 
essengebietes. Im Osten scheint Italien allein der Gewinner zu sein: das Britische 
Reich erkennt das Italienische Imperium an. Zwar wird noch ein Völkerbund- 
Vorbehalt gemacht, aber niemand zweifelt daran, wie er gemeint ist. Doch das ist 
nur das äußere Bild. In einer sehr verdeckten Form werden gleichzeitig auch 
britische Eroberungen anerkannt: die Bestimmung über die Respektierung von 
Jemen und Saudi-Arabien enthält indirekt die italienische Anerkennung der um- 
fangreichen Annexionen, die England in jüngster Zeit im Hinterland von Aden 
und in Hadramaut vorgenommen hat. Das Geschäft ist also nicht ganz einseitig, 
wenn es auch vom Standpunkt des äußeren Gesichts einen erheblichen italienischen 
Gewinn darstellt. Die beiden militärischen Reservate, die England aus dem Vertrag 
auf italienischen Kolonialbesitz herleiten kann, sind von recht verschiedener Be- 
deutung. Das Zurückziehen der italienischen Stoßtruppen aus Libyen bedeutet eine 
wesentliche Entlastung Ägyptens — dessen freundschaftliche Beziehungen zu Italien 
in einem besonderen Teil des Römischen Abkommens enthalten sind. Die italienische 
Zusicherung, daß in Italienisch-Ostafrika keine Truppen ausgehoben werden dürfen, 
hat für die Gegenwart überwiegend theoretische Bedeutung. Die Sorge Italiens muß 
heute noch, und wahrscheinlich auf viele Jahre hinaus, viel mehr sein, die Ein- 
geborenen zu entwaffnen, als sie zu bewaffnen. Die Einfügung dieses Paragraphen 
in das Vertragswerk zeugt vielleicht am besten für den Weitblick und die ehrlichen 
Absichten Chamberlains. Militärische Bedeutung kann dieser Punkt für das britische 
Weltreich vielleicht in zehn Jahren haben; durch seine Einfügung bestätigt man, 
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daß man mit der Dauer des Italienischen Imperiums rechnet. Damit darf an- 
genommen werden, daß auch einige Punkte geregelt worden sind, von denen in 
dem Vertragswerk nichts zu lesen ist — wahrscheinlich deshalb, weil ihre Er- 
wähnung erwiesen hätte, daß man sich gegenseitig auch mit Mitteln bekämpft hat, 
an die man sich ungern erinnert, wenn man sich zum Versöhnungsmahl setzt. 
Hiezu gehören die englischen Waffenlieferungen an abessinische Freiheitskämpfer 
in Italienisch-Ostafrika vermutlich ebenso wie die italienischen Waffenlieferungen 
an arabische Freiheitskämpfer in Britisch-Palästina. Es sind schlechte Zeiten für 
eingeborenen Nationalismus, wenn sich zwei bisher feindliche Kolonialmächte 
einigen! 

Die große Gegengabe für die englischen Konzessionen im Osten sind die italieni- 
schen im Westen. Hier gewinnt die italienische Beteiligung an den spanischen Er- 
eignissen nachträglich ein solches Maß von Idealismus, daß der künftige Historiker 
vielleicht Mühe haben wird, einmal die realpolitischen Phasen des Unternehmens 
arifzuzeigen. Palma de Mallorca und Ceuta sind sehr schöne Stützpunkte. Wer sie 
einmal besetzt hat, muß schon ein ungewöhnliches Maß von Enthaltsamkeit mili- 
tärischer Art aufbringen, wenn er sie nach einem beendigten Bürgerkrieg wieder 
räumt. Hier hat England dafür gesorgt, daß sich die Erfahrung von Gibraltar nicht 
‚wiederholt. Schließlich gibt es noch einen Punkt, der nicht verzeichnet ist und den- 
noch der Bedeutung nicht ermangelt, wenn man glaubt, daß der alte General 
Montecucculi noch recht hat und daß zum Kriegführen wie zu vielen anderen nütz- 
lichen Dingen Geld, Geld und noch einmal Geld gehöre. Gewiß wird die Förderung 
des Außenhandels und der Anleihebegebungen in England ‚nach rein wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten“ entschieden. Bisher waren nun alle Bestrebungen, aus denen 
sich eine wirtschaftliche Förderung Italiens ergeben hätte, „aus wirtschaftlichen 
Gründen nicht zu rechtfertigen“. Das wird wohl demnächst anders werden — und 
die italienische Wirtschaft kann eine Aufhebung der Sanktionen de facto, nicht nur 
de jure, sehr wohl gebrauchen. 

So ergibt eine Überschau, daß beide Reiche mit dem Römischen Vertrag kein 
schlechtes Geschäft gemacht haben; und man braucht nicht einmal nach dem ge- 
schädigten Dritten zu suchen. Man trifft sich nicht mehr am Lago Maggiore — und 
wenn wir nach Stellen suchen, die eine gewisse weltpolitische Betrübnis nicht ver- 
bergen können, dann sind sie (außer bei wenigen militärischen Heißspornen in 
Tokio, denen die flottentechnische Entlastung Englands unwillkommen ist) nur bei 
den Roten in Barcelona, in Paris und in Moskau zu finden. 

Gleichzeitig mit der Befriedung im Mittelmeer hat sich die englische Politik ge- 
meinschaftlich mit der amerikanischen zu der längst erwarteten Flottenankündigung 
entschlossen. Die Gleitklausel für Schlachtschiffe wird in Anspruch genommen wer- 
den — ein Vorgang, der aus dem Atlantischen in den Pazifischen Bereich hinüber- 
führt. 

In den Vereinigten Staaten steht Roosevelt wieder vor einer schwierigen Wirt- 
schaftslage. Zehn bis zwölf Millionen Arbeitslose sind auch für die Vereinigten 
Staaten zuviel. Der Streit mit Mexiko spitzt sich zu, und gleichzeitig kommen aus 
Siidamerika Nachrichten, die darauf deuten, daß der Chaco-Friede vielleicht doch 
nur ein Waffenstillstand war. Verschärfungen der inneren Lage sind aus mehreren 
dar südamerikanischen Staaten zu melden — darunter leider ein sehr unverständiges 
Sprachen- und Schulgesetz des brasilianischen Staates Santa Catharina. 
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KArL HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


Angesichts der Bedeutung und Breite, mit der sich das Dreieck Berlin- 
Rom-Tokio, oder ozeanisch gesehen, das Dreieck zwischen Östseeraum, Rotem | 
Meer und Japansee (Geopol. IIl/ı938, S.201) vom atlantischen in den indopazi- 
fischen Raum hinüberlegt (so daß die Achsenverbesserung in Österreich zwischen 
Berlin und Rom als Dreieckstandseite im Weltschachspiel zur Selbstverständlichkeit 
wurde), ist es gut, von Zeit zu Zeit die Einstellung der maßgebenden politischen 
Führer und Lenker der Erde dazu auf einer festen Ebene auszurichten. Solche 
Ausrichtungen der Weltpolitik erfolgen zuweilen, neben dem geräuschvolleren | 
Unterhaus zuwenig beachtet, im. britischen Hause der Lords, in dem sich immer 
noch die größte Zahl von geopolitisch erfahrenen und weltkundigen Männern in 
einer Körperschaft vereinigt. 

In solchem Sinne betrachtet, ist die grundlegende Aussprache im britischen Ober- 
haus über den leisen Steuerruck des Weltreiches, der mit dem scheidenden Eden 
und dem Hervortreten von Chamberlain und Halifax erfolgte, bedeutsam genug, 
um auch in einem Bericht über den Indopazifischen Raum an erste Stelle 
gesetzt zu werden. Namentlich verdienen diese Stelle die Reden von Lord Lothian, 
der als eine der Hauptursachen der Dreieckspannung Berlin-Rom-Tokio die Starr- 
heit der Völkerbundsrechtgläubigkeit und die Unmöglichkeit der Dauer einer euro- 
päischen Anarchie von 26 Nationen und Souveränitätchen nannte; und von Lord 
Halifax, der die Notwendigkeit des Durchbrechens eines ewigen Sichdrehens in 
einem unfruchtbaren Kreise (des Circulus vitiosus) am Beispiel seiner eigenen Er- 
lebnisse in Indien bewies, also aus Erfahrungen des indopazifischen Raumes her- 
aus. (Anhang 1.) 

Viel Starrheit und manche Hemmungen fallen in der Tat ganz von selbst aus 
den Zukunftswegen der Menschheit heraus, wenn man immer wieder versucht, ihre 
Entwicklung in so großen Linien zu sehen, daß tagespolitische Advokatenkniffe, 
Bußfertigkeitserklärungen, Entschuldigungsgesten für geopolitisch Notwendiges und 
Unvermeidliches in ihrer ganzen Lächerlichkeit bloßgestellt werden, der nur der 
Formalismus und Paragraphenkram der ewig Gestrigen in Genf eine Schein- 
bedeutung gab. 

In solchem Lichte wurde die großdeutsche Lösung zur Selbstverständlichkeit. 

Von solchem Standpunkte wird auch ein ehrliches Buch wie „Japan over Asia“ 
(Anhang Nr.2) nur begrüßt werden können, weil es versucht, der japanischen 
Mandschureipolitik seit dem 18. September 1931 aus dem Gang der Tatsachen 
heraus gerecht zu werden, und ebenso den Gründen, die aus dem ursprünglichen 
Dreifrontengesicht des Inselreiches erstens nach der Mandschurei zu, zweitens gegen 
das eigentliche China und drittens in den Pazifik hinein zum einseitigen Festland- 
vorstoß führten. 

Diese Wendung widerstrebt an sich dem insularen angelsächsischen Staatsdenken 
ebensosehr, wie die Oberhausdebatte letzte geopolitische Verständnishemmungen 
gegenüber Deutschland und Italien deutlich genug erkennen läßt. Immerhin verrät 
es viel Einsicht des Verfassers, daß er im Grunde bei der Abwägung der Sozial- 
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struktur und Wirtschaftskraft Japans zu der Überzeugung kommt: ‚Eine kom- 
munistische Revolution sei in J apan so gut wie unmöglich; eine weitere Steigerung 
der politischen Kraft der Wehrmacht aber viel wahrscheinlicher.“ Auch er also 
erkennt, daß eine Entwicklung im Sinne des Nationalsozialismus, mit Antrieb von 
obenher, in Japan durchaus möglich ist und zu einer unberechenbaren Leistungs- 
steigerung führen könnte. 

Auf dieser Linie liegt, im letzten Bericht schon angedeutet, der Zusammenstoß 
des Ideengangs der neuen Richtungen in Japan unter dem Altaristokraten Fürst 
Konoye als Fürsprecher, mit dem Vorkämpfer des parlamentarischen Japan, dem 
Schriftsteller G. E. Uyehara im japanischen Reichstag (Anhang 3). 

Wie sehr neben der nationalsozialistischen die geopolitische Auseinandersetzung 
zwischen ozeanischen und kontinentalen Leitmotiven — (augenblicklich im japani- 
schen Vorgehen in Ostasien aufs höchste gesteigert) — sich riesengroß hinter den 
Tagesereignissen aufrichtet, das beweisen zwei Aufsätze des bekannten Journalisten 
Kawakami (Anhang 4). Sie ergehen sich über die diplomatischen Hintergründe 
der Flottenauseinandersetzungen auf der einen Seite und über die Vergewaltigung 
der menschlichen Natur durch das Sowjetsystem auf der andern, gegen das der 
Rückschlag zu einem riesigen Pendelschwung aushole, so sehr man diesem Pendel- 
schwung durch Schauprozesse in Moskau vorzubeugen suche. Nebenher wird den 
Vereinigten Staaten scharf nachgewiesen, daß ihre Grundsätze der „offenen Tür“ 
draußen, über See, und der geschlossenen Tür zu Hause (dem übrigens auch Japan 
stellenweise huldigt) unvereinbar sind. — „Offene-Tür-Politik ist eine Form der 
Einmischung“ — nichts weiter! — Wer große Schiffe im Übermaß baut, sagt zu- 
gleich, daß er den Krieg in fremde Gewässer tragen will, im Falle der Vereinigten 
Staaten in japanische Gewässer. Ihr bevorzugter Bau, neuerdings von Roosevelt 
und Hull bekräftigt, verschleiert also eine Angriffsabsicht, die nur noch nicht 
hervortritt, weil Senat und Repräsentantenhaus der Vereinigten Staaten und die 
öffentliche Meinung noch nicht genügend dafür vorbereitet sei. 

Ganz ähnlich wie in den Vereinigten Staaten halten sich im Sowjetreich vor- 
läufig noch zwei Ansichten das Gleichgewicht, von denen die eine behauptet, die 
Sowjetmacht könnte allen inneren Reibungen Herr werden und Weltstürme 
überwettern, wenn sie sich nur in keinen äußeren Krieg einlasse, während die 
andere fatalistisch behauptet: ‚Krieg mit Japan muß zwangsläufig kommen.“ 
Neben dem Meer-Festland-Gegensatz wirkt noch ein anderes Leitmotiv ganz gewiß 
aus dem Hintergrund auch bei der Verschärfung der indopazifischen Spannungen 
mit. Das ist, wie Karl Kekoni-Ekenäs-Finnland (Anhang 4) richtig sieht, „der 
mehr oder minder hohe Grad von Verstädterung, der Einfluß der Großstadt 
oder von Städtegruppen auf die Staatsführung im Gegensatz zu dem des flachen 
Landes und seines gesünderen Gleichgewichts.“ Auch auf diesem Gebiet lebt Japan 
auf einem zu engen Lebensraum mit seinen vielen dicht geballten verstädterten 
Räumen in einem Übergangs- und Zerrungszustand. Die ausgesprochen unter dem 
Druck der öffentlichen Meinung hysterischer Großstädte stehenden Vereinigten 
Staaten von Amerika und die Sowjetbünde, noch vor kurzer Zeit selbst weite Agrar- 
iandschaften, stehen heute aus diesem Grunde überschneller Verstädterung mit 
üüefer Verständnislosigkeit dem mit seiner Bevölkerung zu 80% bodenverhafteten 
China, dem zu 89% bodenverhafteten Indien gegenüber. In Indien selbst aber wird 
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die öffentliche Meinung nicht etwa von der überwältigenden Mehrzahl der Land- 
bevölkerung gemacht, sondern von der großenteils stadtlebigen Kongreßpartei, die 
sich nebenher unter Moskauer Einfluß in eine Japanfeindlichkeit hineinsteigert, die 
leider auch auf die beiden anderen Führerstaaten des Dreiecks Berlin-Rom-Tokio, 
auf Deutschland und Italien, gelegentlich überspringt. Bemerkenswert in diesem 
Zusammenhang (Anhang 5) ist die Vorliebe Deutschlands, Italiens und Japans, 


übrigens auch der Sowjetbünde, für viele kleine Einheiten, für U-Boote und die 


schnellen kleinen Motorschiffe mit ganz hohen Geschwindigkeiten, in deren Aus- 
bau namentlich Italien hervorragt, die aber auch ein wesentliches Abwehrmittel 
der künftigen Philippinen verteidigung werden sollen. 

Gerade in dieser Vorliebe liegt doch eine Grundrichtung zur berechtigten Ab- 
wehr aus eigenen, zu verteidigenden Küstengewässern; während die Befürworter 
der großen schweren Schiffseinheiten mit ihrem Massenbau bekunden, daß sie den 
Angriff in fremde Meere tragen wollen, wie der gewiß nicht deutsch- oder italien- 
freundliche Kawakami mit seiner scharfen weltpolitischen Wahrnehmungsgabe klar 
herausstellt. 

Wichtiger aber ist das innere Gefüge der großen Seemächte als der technische 


ma 


TEE 


Vorbereitungsapparat, bei dem sich die en Wettbewerber scharf auf die 
Finger sehen, bei dessen Aufrüstung, wie nn gesagt wurde, ‚‚die großen Muster- 
demokratien der Erde zwar mit wehendem Banner einige Staatsmänner vor dem | 


Frieden einherschreiten lassen, Seelords und Marineminister aber unablässig ohne | 


Rücksicht auf die Kosten die größten und gewaltigsten schwimmenden Festungen 
zu bauen bemühen“, — wobei aber Japan für Abwehrstöße auf nahe Entfernung 
in seinem Reichsbau geopolitische Vorteile hat. 

Auf Stärken und Schwächen im Volksgefüge der geopolitischen Reichsbauten 
haben einige Männer von Urteil für beide Inselreiche, für Großbritannien und 
Japan vor Frühlingsanfang scharfe Lichter geworfen. 

Die wertvollsten Urteile darunter stammen für wichtige Teile des Britenreichs 


teils von Lord Lothian, über Indien nach der Beilegung des ersten Kraft- | 


probestreits innerhalb des neuen Verfassungslebens zwischen Regierung und Kon- 
greß (Anhang 7); teils von Sir Evelyn Wrench über Canadas blut- und boden- 
mäßige Zusammenhänge mit dem Reich in seiner Verbindungsrolle zwischen Atlan- 
tischem und Pazifischem Ozean (Anhang 8); von Jawaharlal Nehru in seinem 


Ringen um die Seele der Nordwestgrenze (Anhang 9); für die Schaukelrolle des 
Balkanbundes zwischen Dreiecks- und Genfer-Kreis-Mächten aus Angora (An- | 


hang 10), wo sich eben die Tagung zwischen Griechenland, Rumänien, Türkei und 
Südslawien in Wohlgefallen auflöste; für Japan von General Sadao Araki (An- 
hang ı1) und von Toshio Shiratori (Anhang ı2) über das Verhältnis Deutsch- 
lands und Italiens zu Japans Reichscharakter, die beide in J apan mit hochgradigem 
Verständnis rechnen könnten. Italien habe 10 Millionen seiner Söhne in unmittel- 
barem Verhältnis zum Bodenbau außerhalb seiner Grenzen, und ‚für die Deut- 
schen sei es undenkbar, diese virile Rasse in ein engbegrenztes Gebiet Zentral- 
europas einzubannen“ — wofür sie ja Proben geliefert hat. 

Ergänzend gab S. D. Palmer (Anhang ı3) Stoff über den Wirtschaftswert und 
das Ausgleichsgewicht der Mandschurei für das Japanische Reich: Wachstum 
innerhalb eines Fünfjahresdaseins von 30 Millionen auf 36 Millionen Einwohner 
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mit rund 1,5 Million Fremden, wovon 900000 Koreaner (sicher zu wenig!) und 
150000 Japaner in der gegenwärtigen Konstellation kaum als Fremdkörper wirken, 
nur die 45000 landflüchtigen weißen Russen und die 7000 Roten, dann 6000 
andere Fremde; Monopole auf Opium, Salz, Öl, Zändwaren; Hauptausfuhrgut Soya 
mit 400 Millionen Yen, während Kauliang zwar fast die gleiche Anbaufläche 
hat, aber zu 90% inneren Verbrauch deckt und wegen seiner wehrgeopolitischen 
Deckungseigenschaft nur auf ı1/, Kilometer an Bahnen und Verkehrswege heran- 
gebaut werden darf. Auch sonst finden sich hervorragende Voraussetzungen einer 
selbstgenügsamen Wirtschaft. 

In der Ansetzung der XII. Olympiade auf die Zeit vom a1. September bis 
6. Oktober 1940 in Tokio brachten sich geopolitische Motive ebenfalls zur Welt- 
geltung. 

Bodenform und Klima sprachen weiterhin deutlich mit beim Verlauf der zwei 
Hauptoperationen auf dem nordchinesischen Kriegsschauplatz in Shansi und Süd- 
“hantung: dort war es das schwierige ausgewaschene Felsgelände ‚‚westlich der 
Berge“, des Nordsüd-Rückgrats von China, die um Lingshi, südlich von Taiyüan, 
zuerst langen Widerstand mäßiger Truppen in schwierigstem Gebirgsgelände er- 
möglichte, dann aber auch unter jähen Umgehungstößen einen ebenso raschen Zu- 
sammenbruch und den Zugriff auf die obere Lunghai-Bahn begünstigte; hier war 
es das unergründliche Bodennässe erzeugende nordchinesische Winterwetter, in 
dem die Einkreisung nur langsame Fortschritte machen konnte. 

Eine typisch geopolitische Schöpfung ist auch der Japan-See- Wirtschafts- 
bund, der alle in der Japan-See tätigen kulturpolitischen, wirtschaftlichen, in Sied- 
lungs- und Wanderungsaufgaben werbenden Kreise, Verbände und Wirtschafts- 
gruppen dacharlig zusammenfassen soll. Das bedeutet eine stärkere Zusammen- 
fassung der meerumspannenden Belange für Handel und Industrie, Kulturwerbung 
und Siedlung, Verkehrswege, Wanderungswesen, hinter der natürlich Machtzwecke 
‚stehen, die klug verschleiert werden, denen vor allem Wladiwostok und sein Hinter- 
land im Wege steht, was gewiß auch dort zu denken gibt. 

Ähnlich folgerichtige Züge, wie Japan sie mehr regional im Nordwestpazifik 
durchbildet, treten wahrhaft weltumspannend bei Sir Evelyn Wrench und Lord 
 Lothian hervor. 

Für Canada, das bei pazifischen Wirren eine sehr bedeutende Rolle spielen 
müßte, beleuchtet der Kenner das Anschwellen und Schwinden jener Bewegung, die 

1867 den Zusammenschluß der damaligen vier Provinzen herbeigeführt und damit 
die Einschließung der auf 5 Million angewachsenen Nachfahren der 60.000 franzö- 
'sischen Canadier ins Britenreich vollendet habe. Längst ist Sir Wilfrid Lauriers 
‚stolzer Traum von 1906 von den 30 Millionen Canadiern bis 1946, bei einer da- 
maligen Zuwanderung von //s Millionen von 1900 bis 1930, aufgegeben. 

Was aber nicht nachließ, war die Kinderfreudigkeit der französischbürtigen 
 Canadier, so daß man mit Seufzern der Erleichterung die Loyalitätserklärung von 
Kardinal Villeneuve vom VIII/37 zu Sherbrooke und die Abneigung der franzö- 
'sichsprechenden „Dominion“ am Sankt Lorenzo gegen die US.-amerikanische 
„Hollywood-Zivilisation“ begrüßte. 

Denn niemand verkannte an sich, daß die natürlichen Zusammenhänge Canadas 
nicht ost-westlich, sondern nord-südlich liefen, daß die Küstenlandschaften am 
Atlantik mit Neuengland korrespondierten, am San Lorenzo ein französisch- 
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sprechendes, aber den Ideen von 1789 fremdes Gebiet lag; Ontario mit den ÖOst- 
staaten der Union starke, auch geistige Bande gemeinsam hatte; daß die Prärie- 
staaten nördlich und südlich der sogenannten internationalen Grenze zusammen- 
klangen und Britisch-Columbia mit den pazifischen Küstenstaaten der Union. 

Gab es demgegenüber ein zusammenhaltendes canadisches Staatsgefühl, wirkte 
Canada als Einheit in diesem Sinne? 

Ganz überzeugend wirkten die Antworten in Canada so wenig wie in Süd- 
afrika. Sicher schien, daß in 30—4o Jahren in Canada eine französischsprechende 
Mehrheit leben würde. Drei Canadier, die einen Freund von Sir E. Wrench zu 
einem Jagdausflug als Führer, Koch und Diener begleitet hatten, wiesen zusam- 
men 39 Kinder auf; Höfe mit 20 Kindern und mehr waren keine Seltenheit. 
„Wenn das englischsprechende Canada ernst mit dem Erhalten seiner Rassenüber- 
legenheit machen will, werden seine Einwohner ihre Familienverpflichtungen 
ernster nehmen müssen.“ 

Starke kulturpolitische französische Vorstöße kommen hinzu; Bucherfolge, wie 
‚Maria Chapdelaine“ des jungen Bretonen Louis Hemon; vor allem das gemein- 


same Band des bretonischen und normannischen Blutes, das im Großteil der Siedler 


vorherrscht. 

Noch viel größeren Belastungsproben als Canada müßte aber bei einer indo- 
pazifischen Branderweiterung Indien gewachsen sein, das Lord Lothian nach einer 
sechsjährigen Besuchspause daraufhin untersuchte. : 

Würde Indien der Belastungsprobe eines pazifischen Krieges gewachsen sein? 
Heute sitzen in sieben großen Ländern Kongreßpartei-Ministerien und in vieren 
Islam-Premiers. Dafür, daß die Partei 20 Jahre in wilder Abwehr und Aufruhr 
stand und die Regierung einige 100000 ihrer Anhänger in schwere Strafen steckte, 


geht es leidlich; und gewiß hat Lothian recht, zu behaupten, die Verantwortung | 
mache vernünftig und das Unabhängigkeitsproblem trete bei vielen hinter die 


unmittelbaren Sorgen ihrer Wählermassen zurück: die allgemeine, entsetzliche 


ländliche Armut und Verschuldung, Unwissenheit, Arbeitslosigkeit neben Arbeiter- 


mangel, Zamindar-(Steuerpächter)Problem, Alkoholmißbrauch, Verwaltungsfragen. 


Aber allgemein widerstrebe man doch der „Verheiratung‘ des feudalen Fürsten- 


Indiens mit dem „demokratischen“ britischen Indien — (das nebenbei alles eher 
als wirklich demokratisch ist!) — bei einer Mitgift von 33% „Palast-Ernannten“ 


im Unterhaus und 40% im Oberhaus. 

Man spricht von einem „Wald von Vorbehalten und Sonderverantwortungen in 
der Hand des Vizekönigs“. 

„Die Moslims mißbilligen die Verfassungsakte, weil sie ihnen zwar Herrschaft 
in vier Provinzen und ‚Gewicht‘ anderwärts gibt, aber doch zur Hindu-Herrschaft 
(Hindu-Raj) führen werde.“ 

Ein Irland von 31/; Millionen kann ein Weltreich tragen; ein Irland von 363 
aber nicht! Die indischen Fürsten fühlen sich im Grunde preisgegeben und ver- 


fügen doch noch über weitgehende hemmende Kraft. ‚Unter 109 vollwertigen 


Fürstenstaaten und über 500 anderen sind alle Abstufungen von Unruhe vertreten, 
auch alle erdenklichen Verfassungsformen, vom erleuchteten Mysore zum mittel- 
alterlichen Bikanir und schwärenden Alvar. Nur etwa 20 verfügen über einen ernst- 
haft zu nehmenden Verwaltungsapparat!‘ 
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In Hyderabad und Kaschmir regieren winzige Minderheiten abweichender Welt- 
ınschauung über Mehrheiten, die sie innerlich zum Teufel wünschen. Das ist mit 
‚communal complexion“ schonend ausgedrückt. Schon steht, was Lothian für 
Europa „Anarchie der Souveränitäten“ nannte, auch für Indien an die Wand 
emalt, in diesem Falle aber noch deutlicher als in Europa, als Großbritanniens 


sroße, gutzumachende Schuld! 


Anhang zum Geopolitik-Bericht über den indopazifischen Raum V/38 


1. Grundlegende Aussprache im britischen Oberhaus — mit Reden von Lord Lothian 
iber die Ursachen der Dreieckspannung Berlin—Rom—-Tokio in der Völkerbund-Orthodoxie 
ınd der Unmöglichkeit einer europäischen Anarchie von 26 Nationen und Souveräniläten, und 
„ord Halifax über die Notwendigkeit des Durchbrechens eines circulus vitiosus am Bei- 
;piel Indiens. „Times“, 25.2. 1938, S.8u.g. Wortlaute von geopolilisch bedeutsamen Reden, 

2. William Henry Chamberlin: „Japan over Asia‘, London 1938, Duckworth, 16 Bilds., 
15 Sh. — Versuch, der japanischen Mandschureipolitik seit ı8.9.31 so gerecht zu werden, 
uch im Zusammenhang mit ihrem ursprünglichen Dreifrontengesicht zur Mandschurei, gegen 
las eigentliche China und in den Pazifik hinein; und in Abschätzung der dahinterstehenden 
Wirtschaftskraft zur Entwicklung, soweit es angelsächsisches Staatsdenken vermag. Deshalb 
‚or allem wertvoll, um hier Grenzen zu erkennen, wie sie gegenüber Deutschland und Italien 
lie Oberhausdebatte zu ı. erkennen läßt. 

„Eine kommunistische Revolution so gut wie unmöglich; eine weitere Steigerung der poli- 
ischen Macht der Weiehrmacht viel wahrscheinlicher —‘‘ also doch wohl im Sinne eines 
‚apanischen Nationalsozialismus. 

3. Zusammenprall der neuen Richtungen in Japan unter Fürsprache von Fürst Konoye 
ınd des parlamentarischen Japan, Vorkämpfer G.E.Uyehara — ‚Times“, 3.3.1938, S. 13 
n höchst kennzeichnenden Wortlauten. 

4. K.K.Kawakami: „Dipolomacies stifle naval conversations“ und „Human nature poses 
aajor Soviet Problem“ — ‚The Post“-Aufsatzreihe des bekannten Korrespondenten v. „Osaka 
Mainichi“ und „Tokyo Nichi Nichi“ ‚erklärt Flottenpolitik nur als Reflex tieferer geopolitischer 
sründe des Gegensatzes zwischen „Offner Türpolitik“ draußen und geschlossener Tür (z.B. der 
SA., aber auch Japans — wo es oben ist —) zu Hause. „Offene Türpolitik ist eine Form der 
linmischung‘“ (Intervention). (Tyler Dennett.) Belege der USA.-Admirale Jones und 
sristol, daß große Schiffe den Krieg in japanische Gewässer tragen müssen, ihr Bau also 
as Zeichen von Angriffsabsicht sei! Japans Politik sei im Gegensatz dazu regional. Bestärkt 
. Washington-Ber. d. ‚Times‘ vom ‚26. 2. 38, S. ır. 

' „Die menschliche Natur sei der größte Gegner des Sowjetregimes“, das sie schließlich be- 
iegen werde. Die „Zustände Rußlands seien schlimmer als je“. 

Noch halte die Meinung: „Die Sowjetmacht könne alle inneren Reibungen überwettern, 
"enn sie sich nur in keinen äußern Krieg einlasse‘, der andern die Waage: ‚Krieg mit Japan 
muß zwangsläufig kommen“. 

5. Karl Kekoni-Ekenäs, Finnland: „The Problem of the City. The fundamental problem 
£ human geography.‘“ The Scientific Monthly: Bd. XLV, S.547—554, USA. 

6. „Retourn of Fleets“ Cmd. 5666 Stationery Office: Flottenübersicht Britenreich, 
»eutschland, Frankreich, Italien, Japan vom 1. 2. 38, USA. vom ı5. 12.37, Sowjet vom 1.2, 
5!!! — mit sichtlichem Vorwalten der kleinen Einheiten. 

7. Lord Lothian: „India in the new era. I u. II. „Times“ 9. und 10. 3. 1938, S. ı. 

8. Sir Evelyn Wrench: „Canada and the Empire.” „Times“ 1..3. 38, 1., S. ı7. 

9. Jawaharlal Nehru in Dera Ismail Khan über die Einheitsziele aller indischen Länder 
ır Stärkung des Kongresses, mit Achtungsworten für den Fakir von Ipi, die Tapferkeit der 
"renzstämme, die Einschmelzungsfähigkeit Indiens für Arier, Skythen, Turkvölker, Hunnen, 
'=u Kulturausgleich zwischen Indien, China und Graeco-Romanischer Kultur, für friedlichen 
ustausch zwischen Arabern und Indern, bis sich zentralasiatische Eroberer ins Spiel gemischt 
ad die Spaltung zwischen Islam und Hindu veranlaßt hätten, die keine Notwendigkeit und 
oerwindbar sei. 
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„Nun hat die Regierung 40000 Mann, alle modernen Kriegsmittel, auch die in Spanien 
und Äthiopien so sehr verpönten Flugangriffe auf wehrlose Bevölkerung, Frauen und Kinder ; 
losgelassen. Aber das alles war für die Bürokratie nur eine ‚militärische Operation‘. Die 
Worte ‚Krieg‘ oder ‚Schlacht‘ kamen in den Depeschen nicht vor — ganz wie anderwärts, wo 
das gleiche Verfahren getadelt wird!“ 

ı0. Angora-Meldung der „Times“ vom 1.3.38, S. ı5, „Balkan-Entente“. 

ı1. Araki-Interview Transpacific vom 11. 2.38 mit stark nationalsozialistischem Einschlag. | 

ı2. Ebenda Toshio Shiratori, S.D5. | 

Die Bemerkungen von Toshio Shiratori über das, was Deutschland und Italien beim Um- 
gang mit Japan beachten sollten, stecken voll von wirklich brauchbaren völkerpsychologischen 
Lehren, wenn sie auch von reichlichem Selbstgefühl geschwellt sind. U.a. ist wertvoll. ‚Die ' 
Tatsache, daß Großbritanniens Haltung seit dem Ausbruch des China—Japanzwischenfalls das 
antibrilische Gefühl in Japan in so hohem Grad verstärkt hat, ist kein Meisterstreich seiner 
Diplomatie.“ Hier kommt 10000 km weiter östlich das gleiche Kompliment für Eden! 

„Wenn alles gesagt und getan ist, hängt das Problem des Krieges oder Friedens in Europa 
davon ab, ob Deutschland und Italien die Gelegenheit zu volkspolitischer Ausdehnung ge- 
geben wird oder nicht.“ 

„Alles andere ist kein Problem erster Ordnung; das größte Weltproblem aber die Sowjet- 
union, die in Japan als europäisches, im europäischen Gefühl als asiatisches Land gilt.“ „Be- 
kehrung Chinas in eine Nation von Kommunisten wird unmöglich sein, solange Japan eine 
solche Wandlung bekämpfen kann.‘ — „Die Sowjetunion aber hat die Augen auf China und 
Indien geworfen, wo die Millionen Bauern so unwissend wie ihre eignen sind.“ | 

Nach längeren Auseinandersetzungen über die Zersetzung Rußlands: „Im Lichte dieser Tat-ı 
sachen würde folgen, daß wenn Rußland die Waffen mit einer mächtigen Nation kreuzen! 
sollte, die Unzufriedenen gegen den Kreml aufstehen würden, um Nutzen von der Lage zu 
ziehen. Die Moskauer Herren (authorilies) wissen das besser, als irgendein anderer.‘ — „Das’ 
Beste, was Rußland tun könnte, wäre, die 8o Millionen rein russischen Blutes zu einem Staat 
zusammenzuschmelzen und alle andern unter Zwang gehaltenen Rassen freizulassen“ usw. 

13. S. D. Palmer: „Manchukuos industries gain with increase in population.‘ „Trans- 


pacific“, Tokio 11.2.1938, S.25. 


Hans Hummer: Kurznachrichten 
ÄGYPTEN. — Das am 16. April in London 


unterzeichnete britisch-italienische Abkommen 


| 
der französische Botschafter in Brüssel mit 


der Regierung darüber verhandelt habe, daß! 


enthält in Teil III ein Abkommen über gute 
Nachbarschaft zwischen Italien und Ägypten. 
Es dient zur Überbrückung des Zeitraumes 
bis zur Beendigung der im Hauptabkominen 
vorgesehenen Vorarbeiten für besondere ost- 
afrikanische Angelegenheiten, vor allem die 
Anti-Sklaverei-Gesetze und die Indienststel- 
lung von Eingeborenen in militärische For- 
mationen, ferner über die Truppen an der 
libysch-ägyptischen Grenze. Die ägyptische 
Regierung hat von dem Abkommen Kenntnis 
genommen. — Am ı1.April wurde der 
Freundschafts- und Niederlassungsvertrag Zwi- 
schen Ägypten und der Türkei in Kairo unter 
Anwesenheit des britischen Botschafters Sir 
Miles-Lampson ratifiziert. 

ALASKA. — Am »25.März wurde ein Ab- 
kommen zwischen Japan und den USA. ver- 
öffentlich, das die Bestätigung der japani- 
schen Lachsfischereiflotten an den Küsten 
Alaskas einschränkt. — 

BELGIEN. — Die Anfrage eines flämisch- 


nationalen Abgeordneten in der Kammer, ob 


Belgien Frankreich das Durchmarschrecht ge- 
statten solle, wenn französische Truppen der 
Tschechoslowakei zu Hilfe geschickt werden 
sollen, führte zu heftigen Zwischenfällen. 
„Standaard‘“ äußert sich dazu, es müsse so- 
gar Aufgabe des belgischen Heeres sein, im 
Falle eines Durchmarschversuchs französischer 
Truppen Widerstand zu leisten. Belgien wün- 
sche unter keinen Umständen in einen Kon- 
flikt wegen der Tschechoslowakei hineing2zo- 
gen zu werden. — h 
BOLIVIEN. — Bolivien lehnte nach Nachrich- 
ten aus Rio de Janeiro vom 14. April die! 
Vorschläge der Kommission, die den Chaco-' 
Streitfall lösen soll, ab. In La Paz wurde in 
Demonstrationen erneut die Entscheidung mit 
der Waffe gefordert. — 
BRASILIEN. — Eine Verordnung vom 12. April 
erklärt sämtliche Erdöl-, Erdgas-- und He 
liumvorkommen in Brasilien für Staatseigen- 
tum. — 

BRITISCHES REICH. — England, Frankreich 
und die USA. haben am 2. April bekanntge- 


Hummel ; Kurznachrichten 


geben, daß die Unterzeichnermächte des Lon- 
doner Flottenvertrages die Gleitklausel für 
Schlachtschiffe einführen und sich nicht mehr 
in Höchsttonnagen gebunden halten. Japan, 
Deutschland, Italien und die Sowjetunion 
werden von dem Beschluß amtlich in Kennt- 
nis gesetzt. In der Note der britischen Regie- 
rung heißt es: „Die Gründe für die vorge- 
schlagene Abweichung bestehen in den Be- 
richten, welche die britische Regierung er- 
halten hat und welche dahin gehen, daß Ja- 
pan den Bau von Großkampfschiffen einer 
Tonnage unternimmt oder genehmigt hat, die 
sich nicht in Übereinstimmung mit den Be- 
grenzungen.... des Vertrages befindet.‘ Ja- 
pan hat dagegen protestiert, daß der Beschluß 
mit geheimen Bauplänen Japans begründet 
wird und erklärt sich zu Gegenmaßnahmen 
gezwungen. — Lord Winterton erklärte am 
ı3. April im Unterhaus, die britische Regie- 
zung prüfe die Möglichkeiten für den Ein- 
kauf von Kriegsflugzeugen aus Kanada und 
USA., um die Aufrüstung zu beschleunigen. 
Eine Kommission ist nach USA. unterwegs, 
kat aber nach Meldungen aus USA:jnur we- 
nig Aussicht auf Erfolg. — 

CHINA. — Die „Erneuerungsregierung der 
Republik China“ in Nanking, die später mit 
der Pekingregierung zusammengeschlossen wer- 
den wird, hat am 29. März festgestellt, daß 
sie die Verträge ausländischer Mächte mit der 
früheren Regierung nicht anerkennt. — Die 
Kämpfe im südwestlichen Schantung und 
nordwestlichen Kiangsu halten mit unvermin- 
derter Stärke an. Um Hsütschau an der 
Tientsin-Pukau-Bahn entwickelt sich seit Mitte 
April eine Entscheidungsschlacht. — 
DEUTSCHES REICH. — Der Landeshauptmann 
von Tirol verkündete im Sofortprogramm für 
die Arbeitsbeschaffung am ı. April u. a. eine 
Fernstraße München—Achensee—Innsbruck, 
den Ausbau der Arlbergstraße, den Ausbau 
der Bahn Kufstein—Woergl als zweigleisige 
Strecke. — Die Vorarlberger Illwerke haben 
beschlossen, das Wasserkraftwerk Oberver- 
munt mit der Silvretta-Staumauer und das 
Großkraftwerk Rodund am Ill sofort mit er- 
heblichem Aufwand auszubauen. — Die 
„Schuldt-Orient-Linie“ wird nach einer Mit 
teilung der „Deutschen Verkehrsnachrichten” 
einen deutschen Liniendienst von Triest nach 
der Levante aufnehmen, der vorwiegend für 
deutsche Verlader aus dem Land Österreich 
und für Verlader aus dem Donauraum be- 
rechnet ist. — Die Schiffsbrücken von Speyer 
und Karlsruhe-Maxau sind durch feste Neu- 
bauten ersetzt worden, die dem Eisenbahn- 
und Straßenverkehr dienen. Sie wurden am 
3. April feierlich in Betrieb genommen. — 
Ein Dornierflugboot hat auf der Strecke 
Kanal— Brasilien mit 8500 km ohne Zwi- 
schenlandung einen neuen Langstreckenwelt- 
rekord für Wasserflugzeuge aufgestellt. Der 
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alte Rekord Stoppanis wurde um 1500 km 
übertroffen. — 

FRANKREICH. — Die Note der französi- 
schen Regierung, die am 2. April den Ein- 
gang der englischen und der USA.-Note über 
die Gleitklausel für Schlachtschiffe bestätigt, 
stellt fest, daß Frankreich so lange nicht 
von den Begrenzungen des Londoner Vertra- 
ges abzugehen gedenkt, als nicht andere kon- 
tinentale Mächte von der Grenze abweichen. 
— Bereits am Tage des Abschlusses des bri- 
tisch-italienischen Abkommens wurden Ver- 
suche gemeldet, ein französisch-italienisches 
Abkommen vorzubereiten. Die Pariser Presse 
vom 19. April führt bereits folgende Punkte 
als Verhandlungsprogramm auf: ı, Anerken- 
nung des italienischen Imperiums. 2. Gut- 
nachbarliches Verhältnis in Nordafrika. 3. 
Festlegung der Grenze zwischen Italienisch- 
Ostafrıka und Französisch-Somaliland, Ab- 
kommen über die Djibuti-Bahn. 4. Abkom- 
men über das Mittelmeer. 5. Abkommen über 
das Rote Meer. 6. Gleichberechtigung Ita- 
liens in Tanger. 7. Syrien und Libanon, — 
IRLAND. — Anfang April fand in Dublin 
eine Konferenz über die Eröffnung eines 
nordatlantischen Flugdienstes Irland — Neu- 
fundland zwischen Vertretern Englands, Ka- 
nadas, Irlands und der USA. statt. Die Probe- 
flüge sollen im Juni beginnen. Irischer Aus- 
gangspunkt ist Foynes am Shannon-Fjord, 
neufundländischer der Hafen von Botwood. — 
TALIEN. — Griechenland und die Türkei ha- 
ben das italienische Imperium am 5. April 
anerkannt. — Bei der großen Rede Musso- 
linis über die italienische Wehrmacht vor 
dem Senat am 30. März erklärte der Duce 
u. a.: „Die beste passive Verteidigung bei 
Luftangriffen besteht in der Entvölkerung 
der großen Städte. Ich rate jedem, der in 
kleinen Ortschaften oder auf dem Lande 
leben kann, sich die Sache keine ı8 Stun- 
den zu überlegen.‘ — 

JAPAN. — Der Sprecher des japanischen Ma- 
rineministeriums erklärte am 7.April, die 
Erhöhung der amerikanischen Tonnagen be- 
deute die Verlegung der amerikanischen See- 
front in den westlichen Pazifik. Jede Bedro- 
hung des westlichen Pazifik sei eine Bedrohung 
Japans. Die Ausdehnung der von Japan bean- 
spruchten Kontrollzone im Westpazifik sei 
durch die nationale Sicherheit bestimmt. — 
Unter dem Vorsitz von Fürst Konoye wurde 
ein „Wissenschaftlicher Forschungsrat“ ge- 
gründet, der die Rohstofflage und die Erzeu- 

ng neuer Werkstoffe prüfen wird. — 

KANADA. — Der Präsident der International 
Nickel Co. of Canada, Stanley, erklärte An- 
fang April, ein Nickelausfuhrverbot als Kriegs- 
verhinderungsmaßnahme sei angesichts der 
möglichen Ersatzlieferungen aus Norwegen, 
Deutschland, Neukaledonien, Burma und Bra- 
silien bedeutungslos. — 
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LITAUEN. — Am 12. April nahm der Land- 
tag des Memelgebietes einen Dringlichkeits- 
antrag an, daß das Direktorium ersucht wird, 
die Aufhebung des Kriegszustandes zu er- 
reichen. — 

MEXIKO. — Eine britische Note vom 8. Aprilan 
die mexikanische Regierung fordert in schärf- 
stem Tone die Herausgabe des enteigneten 
Besitzes der Mexican Eagle Co. Die ableh- 
nende Antwort Mexikos wurde am 14. April 
veröffentlicht. — 

NICARAGUA. — Der Hauptsitz der National- 
bank von Nicaragua ist von New York nach 
Managua verlegt worden. — 

PHILIPPINEN. — Mitte April verlautete, daß 
die USA.-Regierung mit den Niederlanden 
Verhandlungen über die gegenseitige Gewäh- 
rung von Landungsrechten auf den Philippinen 
und Niederländisch-Indien einleiten werde. 
Die Strecke Manila—Batavia soll dabei von 
den Panamerican Airways und der KLM. in 
Gemeinschaftsdienst beflogen werden. — 
POLEN. — Ein „Geologischer Rat“ ist als 
oberste staatliche Instanz für Rohstofffragen 
ins Leben gerufen worden. — Am 13. April 
wurde die Grenze zwischen Polen und der 
Slowakei vorübergehend für den Touristen- 
verkehr gesperrt, um gegen die Aktionen 
tschechischer Kommunisten an der polnischen 
Südgrenze zu protestieren. — 

RUMÄNIEN. — In Rumänien wurde eine 
zentralistische Gebietsreform angekündigt, die 
die alten Provinzbezeichnungen und die hi- 
storischen Komitatsnamen aufhebt. An deren 
Stelle tritt eine Einteilung in 7 Provinzen, 
die keine historischen Grenzen mehr haben, 
sondern den Wehrkreiskommandos entspre- 
chen. — 

SOWJETRUSSLAND. — Am 9. April ist dem 
Leiter der GPU. Jeschow das Volkskommis- 
sariat für Wassertransport gegeben worden. 
Gleichzeitig wurde im Volkskommissariat für 
das Eisenbahnwesen ein Kollegium gebildet, 
in dem die GPU. vertreten ist. Damit ist das 
gesamte Verkehrswesen der Sowjetunion un- 
ter der direkten Kontrolle der GPU. — Im 
Fernen Osten ist die Einrichtung folgender 
Fluglinien geplant: Amur—Sachalin, Chaba- 
rowsk—Petropawlowsk, Chabarowsk—Sowjet- 
skaja Gawanj, Iman—Tetjyche, Swobodnyj— 
Eskitschman, Rychlowo—Jakutsk und Bureja 
—Umaljtinski Rudnik. — Die Lage des be- 
kannten sowjetischen Polarforschers Profes- 
sor Schmidt wird als hoffnungslos betrachtet. 
Ihm wird die Vernichtung etwa der halben 
Sowjet-Eismeer-Flotte vorgeworfen. — 
SPANIEN. — Durch einen Beschluß des Ka- 
binettsrates der nationalspanischen Regierung 
vom 6. April wurde die Autonomie Katalo- 
niens aufgehoben. — 

SÜDWESTAFRIKA. — Ein Antrag auf An- 
erkennung der deutschen Sprache als dritter 
Staatssprache wurde von der gesetzgebenden 


Versammlung des Mandatsgebietes in Windhauk 
am 8. April mit neun gegen sechs Stimmen | 
abgelehnt. — i 
SYRIEN. — Da eine Einigung über die | 
Aufteilung der Zolleinnahmen zwischen Sy- | 
rien und Libanon nicht erzielt werden konnte, | 
beschlossen die Kaufleute von Damaskus, | 
Waren in Zukunft nur noch über MHaifa, | 
nicht mehr über Beiruth zu handeln. — | 
TUNIS. — Die ‚Neue Destour-Partei‘, eine | 
nationale und sozialistische Vereinigung, der | 
gelegentlich Verbindungen nach Moskau nach- | 
gesagt wurden, hat durch heftige Demon- | 
strationen das Land wieder in Unruhe ver- 
setzt. Die französische Verwaltung nahm Ver- 
haftungen und Parteischließungen vor. — 
UNGARN. — Am 18. April brachte Daranyi 
das Judengesetz ein, mit dem der Anteil der 
Juden am ungarischen Leben auf 20% zu- 
rückgeschraubt wird. — Prag hat nunmehr 
eine Luftverbindung Warschau—Budapest ge- | 
nehmigt, die aber von der ungarischen Ge-{ 
sellschaft „Malert‘‘ bedient werden muß. Die 
Linie wird ab Juli eingerichtet werden. — 
VEREINIGTE STAATEN VON NORDAME-| 
RIKA. — Nachdem die USA. in einer Note‘ 
den Übergang zur Gleitklausel für Schlacht- 
schiffe verkündet hatten, genehmigte der Se- | 
nat am ı5. April den veränderten Marineetat, 
in dem bereits Mittel für den Bau von drei! 
Großkampfschiffen mit je 45000 Tonnen | 
vorgesehen sind. — Unter dem Namen „Stra- | 
toliner‘“ bringen die Boeing-Werke in Seattle‘ 
demnächst einen Flugzeugtyp heraus, der für | 
einen planmäßigen Luftverkehr in 6000 m’ 
Höhe eingesetzt werden soll. — Am 1. April 
wurden die Abänderungen zum Heliumgesetz 
veröffentlicht. Danach muß der Käufer eine‘ 
Kaution für die Innehaltung der Bedingungen | 
stellen, muß sich die Untersuchung seiner ) 
Luftschiffanlagen und Luftschiffe gefallen 
lassen und geht der Kaution verlustig, wenn, 
der Innenminister der Überzeugung ist, daß 
das verkaufte Helium zu militärischen 
Zwecken verwandt wird. — 
Verweisungen: ! 
Ägypten s. a. Britisches Reich. — Briti-! 


sches Reich s. a. Mexiko. — Frankreich s. a.' 
Belgien. — Griechenland s. Italien. — Ita- 


lien s. a. Britisches Reich, s. a. Frankreich. 
— Ital.-Ostafrika s. Britisches Reich. — 
Japan s. a. Alaska, s. a. Britisches Reich. — 
Libanon s. Syrien. — Libyen s. nz 
Reich. — Neufundland s. Irland. — Niederl.- 
Indien s. Philippinen. — Palästina s. a. Bri-' 
tisches Reich. — Polen s. a. Ungarn. —' 
Saudien s. Britisches Reich. — Spanien s. a. 
Britisches Reich. — Tschechoslowakei s. a. 
Polen, s. a. Ungarn. — Türkei s. Ägypten, 
s. Italien, — Vereinigte Staaten von Nord-, 
amerika s. a. Britisches Reich. — Yemen s. 
Britisches Reich. | 

(Abgeschlossen am 20. April 1938.) 


“Lg tanard Enchaine.“ 
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oder wie Franzosen 
den Anschluß sehen: 


„Müssen wir da nicht eingreifen?“ 
„Nein, nein! Da scheinen sich 
lange getrennte Brüder wiederzu- 
finden.“ 


SPÄNE 
der Arbeitsgemeinschaft für Geopolitik 


Die „Geopolitik‘‘ wies im Märzheft mit dem 
Beitrag von Albert: Der Kunstforst, auf 
einige wichtige Funktionen des Waldes hin. 
In Ergänzung dessen entnehmen wir dem 
Februarheft (II. Jahrg., 1938, Heft 2) der 
RAUMFORSCHUNG und RAUMORDNUNG 
(mtl. 2.—, vtlj. 5.50 RM.) Auszüge aus einem 
Beitrag von Wilhelm Hüttlinger: Die Schutz- 
waldanlagen im Dr.-Hellmuth-Plan, nach dem 
das Notgebiet der Rhön umgestaltet wird: 

„Der Dr.-Hellmuth-Plan nimmt es nicht als 
etwas Unabänderliches hin, daß die der Wind- 
wirkung schutzlos preisgegebenen Kahlflächen 
der Hochrhön verhagert sind und weiter ver- 
hagern, und daß ihr oberflächlich verdichteter 
Boden, der in der kühleren Jahreszeit vernäßt 
und im Sommer meist stark austrocknet, fast 
durchweg eine dürftige, vermooste, aus minder- 
wertigem Borstengras oder aus Sauergräsern 
bestehende Grasnarbe trägt. Er findet sich nicht 
damit ab, daß der jetzige Heu- und Weide- 
ertrag nur einen Bruchteil dessen ausmacht, 
was der an sich kräftige Boden unter günstige- 
ren klimatischen Voraussetzungen — so wie sie 
vor der völligen Entwaldung gegeben waren — 
zu leisten vermag. Der Dr.-Hellmuth-Plan will 
Wandel schaffen; er will die Rhönödungen 
der Volkswirtschaft zurückerobern; er will 
durch eine teilweise Wiederbewal- 
dung das Lokalklima dieses wei- 
ten Geländes so umgestalten, daß 
es nach vorheriger Melioration einer rationel- 
en Grünlandwirtschaft zugeführt und besie- 
delt werden kann. 

Hie und da werden Zweifel laut, ob in den 
Hochlagen der Rhön Wald überhaupt lebens- 


fähig ist und Forstkulturen Aussicht auf Er- 
folg haben. Demgegenüber ist festzustellen, 
daß sich auf einer Reihe von Kuppen und 
Kämmen derursprüngliche Walder- 
halten hat. Auch finden sich aus den sech- 
ziger und neunziger Jahren des letzten Jahr- 
hunderts vereinzelte Aufforstungen, die an 
exponiertesten Örtlichkeiten zur Ausführung 
kamen, während ihrer Jugend sehr skeptisch 
beurteilt wurden und sich schließlich doch zu 
einem guten Gedeihen durchrangen. 

Die forstlichen Anlagen im Zuge des 
Dr.-Hellmuth-Plans sind nicht als Nutz- 
waldungen, sondern als Schutz- 
waldungen gedacht. In erster Linie 
sollen sie gegen die heftigen Winde schützen, 
die eine Besonderheit der Hochrhön sind. 
Windstärken von ı2 und ı5 sk/m, 1,5 m über 
dem Boden gemessen, sind hier keine Selten- 
heit. Wollte man auf die Aufforstungsmaß- 
nahme verzichten, so wäre in den Hochlagen 
der Rhön eine Dauersiedlung unmöglich. Der 
Windschutzzweck des neu zu schaffenden Wal- 
des ist bestimmend für seinen Aufbau. 

Bei der Schutzwaldplanung muß man sich 
immer wieder die Frage vorlegen: Wie, in 
welcher Verteilung und in welchem Ausmaß 
ist der Wald in die Landschaft hineinzustel- 
len, damit dieselbe in den Genuß eines aus- 
reichenden Windschutzes gelangt? Es wäre 
verfehlt, wenn man diese Frage nach dem Ge- 
fühl entscheiden wollte. Man macht sich 
kaum einen Begriff, wie weit hier die ge- 
fühlsmäßigen Meinungen auseinandergehen. 
Will man festen Boden unter den Füßen 
haben, so muß sich die Schutzwaldplanung 
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auf Erfahrungstatsachen und wissenschaftliche 
Forschungsergebnisse gründen. Die Möglich- 
keit‘ ist gegeben. 

In dem zu schützenden Gelände ist es 
erforderlich, mit Front gegen die Haupt- 
windrichtung, die sich am besten aus der 
Sturmform der vereinzelt vorhandenen Bäume 
und Sträucher erkennen läßt, und zwar ım 
allgemeinen mit Front gegen Westen ein 
System hintereinander gestaffel- 
terSchutzwaldstreifen anzulegen. Die- 
selben sollen nicht weiter als 200—300 m 
voneinander entfernt sein, weil nur so das 
ganze zwischenliegende Freiland einen mehr 
oder minder großen Windschutz erhält — 
den ausgiebigsten natürlich auf der Leeseite 
des Schutzwaldes. 

Um auch den rauhen Nordwinden zu be- 
gegnen, hat man senkrecht zu dem vor- 
genannten System ein zweites System 
von Schutzstreifen zu begründen. Sie 
sollen in der Regel von Osten nach Westen 
verlaufen, möglichst auf den Kamm von Ge- 
ländewellen zu liegen kommen und auf das 
Notwendigste beschränkt werden, damit die den 
Landwirten besonders unwillkommenen, ost- 
westwärts streichenden Waldränder in nicht 
allzu großem Umfang auftreten. Die vor- 
handenen Hochmoore sind zwecks Zurück- 
stauung der Kaltluft mit einem Waldgürtel 
zu umgeben. Wo in Mulden Spätfrost- 
gefahr besteht, sind auf der Muldensohle 
die Aufforstungsstreifen zu unterbrechen, da- 
mit der Kaltluft eine Abflußschleuse geöff- 
net wird. Selbstverständlich muß man be- 
strebt sein, den Schutzwald auf weniger wert- 
volle Böden abzudrängen und die der Grün- 
landwirtschaft am besten zusagenden Böden 
dem Freiland und damit der landwirtschaftli- 
chen Kulturart zuzuweisen. 

Da ın der Hochrhön der Wald auf der 
Wetterseite unter der Einwirkung des Stur- 
mes und unter Eis-, Luft- und Schneebruch 
zu leiden hat, und da sich erst hinter dieser 
Kampfzone der Baumhöhenwuchs voll entwik- 
kelt, ist den Schutzwaldstreifen eine Breite 
von etwa 5o m zu geben. Dadurch wird auch 
erreicht, daß sie in hundert und mehr Jahren, 
wenn sich der aufstockende Bestand seiner 
natürlichen Lebensgrenze nähert, zonen- 
weise verjüngt werden können, und daß 
dann seinerzeit die erste Verjüngungszone 
schon wieder Windschutz gewährt, ehe die 
letzte Altholzzone der Axt verfällt. Der west- 
lichst gelegene Schutzwaldstreifen muß als 
vorderster Sturmbrecher eine größere 
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Breite erhalten, um besonders standfest zu 
werden. 

Für das Gedeihen der Schutzwaldanlagen 
ist die Pflanzenherkunft von ausschlag- 
gebender Bedeutung. Es kommen nur Pflan- 
zen in Frage, welche in entsprechender Hoch- 
lage aus Hochlandsamen gezogen sind. Daß 
sich die Hochlandrassen für die Hoch- 
rhön besser eignen als die Tieflandrassen, be- 


(darf in der heutigen Zeit, die auch dem Laien 


die großen biologischen Zusammenhänge klar- 
gemacht hat, keiner besonderen Begründung. 
Bei den bisherigen Rhönaufforstungen wurden 
durchweg Pflanzen aus dem Hochschwarz- 
wald verwendet. 
arten anbelangt, so ist der Fichte die erste 
Stelle einzuräumen. Ihr haben sich zuzugesel- 


Was die Wahl der Holz- 


len: die Weißerle, die Rotbuche, der Berg- 
ahorn und in beschränkterem Umfang die 


Lärche, die Bergkiefer, die Moorbirke und die 
Vogelbeere. Die Nadelhölzer und die Rotbuche 
gehören mehr in die trockneren Lagen, wäh- 
rend in den feuchteren die Weißerle den Vor- 
zug verdient. Auf die Erziehung von Misch- 


wald ist hinzuarbeiten; derselbe ist boden- 
pfleglicher als der reine Fichtenwald und lie- 
fert ein zackiges Kronendach, welches. den | 


Wind besser bricht wie ein ebenes Kronendach. 


Der Pflanzenverband darf nicht zu eng ge- 
wählt werden, damit die einzelnen Stämmchen 
sturmgewohnt aufwachsen und sturmfest wer- 
den. Ob auf dem kräftigen Boden der Hoch- 


rhön durch künstliche Düngung das stockende 
Jugendwachstum, das sich bei forstlichen Öd- 
landkulturen in der Regel einstellt und auch 
bei den Rhönaufforstungen infolge der ober- 
flächlichen Bodenverdichtung zu erwarten ist, 


beschleunigt werden kann, müssen erst die im 
Vorjahr eingeleiteten Düngun gsversuche 


zeigen. 


Die besprochenen Aufforstungsmaßnahmen 


bedeuten eine 20%oige Wiederbewal- 
dung der Hochrhönödungen. Wald 
in solchem Umfang und in solcher Verteilung 
beeinflußt über die Windschutzwirkung hin- 
aus — wenn auch meist in Zusammenhang 
mit derselben — das Lokalklima in weitgehen- 
dem Maße, und zwar allgemein in der Rich- 
tung, daß zugunsten von Mensch, Vieh und 
Nutzpflanzen die nach der einen oder anderen 


Seite ihres klimatischen Optimums auftreten- 
den Klimaextreme gemildert werden. 
Im einzelnen läßt sich von den Schutzwald- 
lagen des Dr.-Hellmuth-Plans bezüglich Ver- 
besserung des Lokalklimas folgendes erwarten: 

Da es im Wald am Tag kühler und des 
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Nachts wärmer ist als im Freiland, werden die 
Rhönaufforstungen, wenn sie erst einmal 
hochgewachsen sind, auf die Lufttempe- 
ratur ihrer Umgebung eine ausgleichende 
Wirkung ausüben. Die gleiche Tendenz be- 
steht bezüglich der Luftfeuchtigkeit. 
Die Wärmebilanz des Bodens wird sich gün- 
stiger gestalten. Während der Wind auf den 
jetzt kahlen Hochflächen die Wärme, die der 
Boden infolge der hier besonders intensiven 
Sonnenbestrahlung in reichem Maße aufnimmt, 
rasch wieder wegspült, wird nach Erstarken 
der Aufforstungsstreifen der von ihnen aus- 
gehende Windschutz den Wärmeentzug 
herabmindern. Im Windschatten - des 
Waldes wird die Verdunstung sinken, der 
Tau und die sehr wichtige Bodenkohlen- 
säure werden sich besser erhalten, der Ver- 
nagerung wird gesteuert werden, und das Bor- 


stengras, das bei dem jetzt mangelnden Wind- 
schutz vermöge seiner geringen Verdunstungs- 
fläche den wertvolleren Gräsern im Daseins- 
kampf überlegen ist, wird den letzteren wie- 
der Raum geben. 

Schließlich spielt der Wald auch noch im 
Wasserhaushalt der Gegend eine Rolle; 
er wird hier zum regulierenden Faktor, weil 
er einerseits das aus der Schneeschmelze und 
aus Regengüssen herrührende Wasser zunächst 
zu speichern vermag, und weil er andererseits 
mehr wie jede andere Vegetationsform die 
Fähigkeit besitzt, überschüssiges Wasser durch 
Verdunstung aufzubrauchen .Mag sich auch 
die einzelne Wohlfahrtswirkung des Waldes 
ın bemessenen Grenzen halten, in ihrer Ge- 
samtheit liefern sie einen Nutzeffekt, der für 
die Dauerbesiedlung der Hochrhön von aus- 
schlaggebender Bedeutung ist.“ 


EINZELBESPRECHUNGEN 


Ukraine 

„Atlas of Ukraine and adjoining coun- 
tries.““ Hrsg. v. Dr. Wolodymyr Kujbowytsch. 
Ukrainisches Verlags-Institut, Lemberg 1937. 
40%. XLVIII u. 668. (Text ukrainisch und 
englisch). RM. 20.—. 

Der Herausgeber Dr. Kujbowytsch ist 
seinen deutschen Fachgenossen durch seine 
wichtigen Arbeiten über die bevölkerungswis- 
senschaftlichen Probleme Osteuropas bekannt- 
geworden. Das vorliegende, unter seiner Lei- 
tung entstandene Werk ist das Ergebnis jahr- 
zehntelanger Forschungsarbeit eines großen 
Mitarbeiterstabes. Die einzelnen Gebiete: Land- 
karten, Tabellen und Text sind von insgesamt 
achtzehn Fachgelehrten bearbeitet worden. 
Der Stoff ist in sechs Abschnitte einge- 
teilt: I. Natur (Geologie, Klima, Pflanzen- 
und Tierwelt), II. Bevölkerung (nationale 
Verteilung, Dichte und Bewegung), III. Land- 
wirtschaft, IV. Bodenschätze, Industrie und 
Gewerbe, V. geschichtl. Entwicklung, VI. An- 
hang (Stand der ukrainischen Wirtschafts- 
und Kulturorganisationen in Polen) — ins- 
gesamt sind es ı/43 Landkarten und zirka 
100 Diagramme und Tabellen. Eine äußerst 
mühsame Arbeit des kritischen Vergleichs 
amtlicher Statistiken verschiedener osteuro- 
päischer Staaten und der Nachprüfung ihrer 
meist sehr schwankenden Ergebnisse mußte 
geleistet werden, ehe die einzelnen Zahlen- 
angaben als wissenschaftlich gesichert und 
zuverlässig betrachtet werden konnten. 

Im Vorwort gibt der Herausgeber eine 
Übersicht der geographischen und ethnogra- 


phischen Einteilung der ukrainischen Länder 
sowie der ukrainischen Übersiedlungen. Zu 
jedem Abschnitt sind die Quellenangaben und 
ihre kritische Beurteilung vom jeweiligen 
Bearbeiter hinzugefügt. 

Bemerkenswert sind die Angaben über die 
Bevölkerungsänderungen. Die Westukraine 
(insbesondere Galizien) weist eine starke Ver- 
ringerung der Geburtenzahl auf, ohne daß 
die Sterblichkeit, namentlich die Kindersterb- 
lichkeit, wesentlich kleiner würde. Im Westen 
tritt also eine Bevölkerungsverschiebung zu- 
ungunsten der Ukrainer ein, die jedoch mit 
6257000 Einwohnern immerhin noch zirka 
18,6% der Gesamtbevölkerung Polens aus- 
machen. Völkisch günstiger sind die Verhält- 
nisse in den zentralukrainischen Gebieten, in 
denen Dank der außerordentlich hohen Ge- 
burtenzahl (die nach Burgdörfer wohl eine 
der höchsten ın der Welt ist) und trotz der 
schweren Verluste während der Hungerkata- 
strophe 1933/34 die Bevölkerungsdichte so- 
gar zugenommen hat (zum Teil allerdings 
durch die Rückwanderung). Die Karte der 
ukrainischen Siedlungen in Asien ist übri- 
gens im Novemberheft der Geopolitik bereits 
abgebildet worden, wobei sie einen recht wei- 
ten Umweg über Mandschukuo gemacht zu 
haben scheint. Ganz vortrefflich sind die 
historischen Landkarten der Ukraine bearbei- 
tet, doch ein Fehler ist dabei leider zu ver- 
merken: auf der Karte des ukrainischen 
Staates im XVII. J. ist das benachbarte Mos- 
kovien als „Rußland“ bezeichnet worden. 
Diesen Namen hat. bekanntlich erst Peter I. 
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seinem Reiche offiziell verliehen, um den 
angeblichen Zusammenhang Moskoviens mit 
dem alt-ukrainischen Reich Kiever-Rus (IX. 
bis XII. J.) zu betonen und seinen Ansprü- 
chen auf die Ukraine den Anstrich der Tradi- 
tion und Legimität zu geben. Im 17.J. be- 
stand dieser Name noch gar nicht. 

Der Atlas kommt einem spürbaren Bedürfnis 
der Wissenschaft entgegen. Durch die Fülle und 
die unbedingte Zuverlässigkeit seines Materials 
wird er jedem Osteuropaforscher und Karto- 
graphen als Quelle unentbehrlich sein. 

v. Pantschenko-Jurewicz. 


Rußland!) 

In der Literatur, die in den letzten Mona- 
ten über den russischen Raum erschienen ist, 
lassen sich deutlich vier große Gruppen un- 
terscheiden: die Werke, die sich mit dem 
russischen Menschen und Raum schlechthin 
befassen, die Werke, deren Inhalt der russi- 
schen Geschichte bis zur bolschewistischen 
Revolution gewidmet ist, weiter Bücher über 
das unheimliche und grauenhafte Erlebnis 
der Sowjetrevolution und der daran anschlie- 
ßenden Kriege und zuletzt Werke, die sich 
mit dem heutigen Regime Rußlands befassen. 

Sementowski-Kurilo, Nikolaus: Der 
heilige Kreis. 228 S. Societäts-Verlag, Frank- 
furt a.M. 

von Mende, Gerhard: Der nationale 
Kampf der Rußlandtürken. 196 S. Weid- 
mannsche Buchh., Berlin. 

Daß in dem Buche „Der heilige Kreis“ 
ein Russe schreibt, wird von der ersten Zeile 
an sichtbar, ein Russe, dem es gilt, jenseits 
der sowjetrussischen Herrschaft das Verhält- 
nis Europa-Rußland zu untersuchen. Smen- 
towski-Kurilo lehnt Westeuropa ab und stellt 
ihm ‚die russische Welt, die asiatische Welt 
des Russentums, die Hingabe an das Seiende“ 
entgegen. Ein Werk, das tiefe Einblicke in 
die Seele des russischen Menschen vermittelt. 

Von Mendes Studie ist in den „Mittei- 
lungen des Seminars für orientalische Spra- 
chen, Berlin“ erschienen. Damit ist für die 
wissenschaftliche Durchführung der Unter- 
suchung die Gewähr gegeben. Neben den Er- 
scheinungen in europäischen Sprachen ver- 
wendet der Verf. auch russische, türkische 
und tatarısche Quellen und hat darüber hin- 
aus aus persönlicher Kenntnis wertvolles Ma- 
terial beigesteuert. Von Mende untersucht den 
Vorstoß Europas in die mohammedanische 
Welt und die Bildung des Nationalbewußt- 


1) Die nachfolgenden Besprechungen über 
Rußlandbücher verfaßte Gustav Fuhrmann, 
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seins bei den russischen Turkvölkern, sowohl 
unter dem Zarenregiment wie auch besonders 
unter dem Sowjetregime. Seine Arbeit kann 
als grundlegend bezeichnet werden; jede Be- 
handlung der Rußlandtürken wird auf diesem 
Werke fußen müssen. 

Breitner, Erhard: Peter, der große Zar. 
3538. R. A. Höger-Verlag, Berlin-Wien-Leipzig. 

Sethe, Paul: Europäische Fürstenhöfe 
— damals. Der russische Zarenhof. 173 S, 
Societätsverlag, Frankfurt a. M. 

Schwertfeger, Bernhard : Der neue 
franko-russische Zweibund im Lichte 
französischer Vorkriegsakten. 708. Akad. 
Verlagsgesellschaft Athenaion m.b.H., Pots- 
dam. 

Friedrich-Johann Graf von Alvensleben- 
Erxleben, der Deutsche Botschafter in 
Petersburg während des Russisch-Japa- 
nischen Kriegs. 39 S. Breitkopf & Härtel, 
Leipzig. 

Freiherr von Taube, Michael: Der 
großen Katastrophe entgegen. Die russi- 
sche Politik der Vorkriegszeit und das Ende 
des Zarenreiches. 2. Aufl., 4458, K. F. Koeh- 
lers Antiquarium, Leipzig. 

Fünf Bücher, die sich mit dem Rußland 
der Zaren beschäftigen. Während Breitner 
eine jener so beliebt gewordenen Biographien 
gibt, bei dem über dem vielen, allzu vielen 
Persönlichen die große weltpolitische Linie zu 
kurz kommt, während auch die Schrift von 
Sethe lediglich als geschickte und flüssig ge- 
schriebene Reportage erscheint und wohl auch 
erscheinen will, verdienen die Werke von 
Schwertfeger und Freiherrn von Taube ernst- 
liche Beachtung. Schwertfeger gibt die ver- 
schiedenen französisch-russischen Militärkon- 
ventionen und Protokolle über Generalstabs- 
chefbesprechungen zumeist im Wortlaut wieder 
und übermittelt damit ein anläßlich des fran- 
zösisch-sowjetrussischen Vertrags vom 2. Mai 
1935 recht aktuell gewordenes Material. Frei- 
herr von Taube hat sein auf eingehender per- 
sönlicher und wissenschaftlicher Kenntnis be- 
ruhendes Werk, das vor sieben Jahren in 
deutscher Sprache erstmals erschienen war, 
neu herausgegeben und, soweit spätere Publi- 
kationen dies nötig machten, das neue Material 
verarbeitet. Beide Werke, das von Schwert- 
feger und das von Freiherrn von Taube, 
geben einen anschaulichen Einblick in die für 
Europa so verhängnisvoll gewordene russische 
Vorkriegspolitik, die durch das Schriftchen 
über Graf von Alvensleben-Erxleben weiter 
aufgehellt wird. 

Sakharow, Konstantin W.: Die tsche- 
chischen Legionen in Sibirien. 3. Aufl., 
1438. Volk und Reich Verlag, Berlin. 
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Sundsval Christian: Sieger von morgen. 
3258. Paul List Verlag, Leipzig. 

Agricola: Das Wunder an der Weich- 
sel, Polens schwerste Stunde. 160 8. Ger- 
hard Stalling, Verlagsbuchh., Oldenburg-Berlin. 

Schon in der 3. Auflage erscheint Sakha- 
rows Kampfschrift gegen die tscheschischen 
Legionen in Sibirien und ihre Verherrlichung 
durch maßgebende Führer des tschechoslowa- 
kischen Staates. Schonungslos deckt Sakha- 
row die Lüge von der heldenhaften Anabasis 
der tschechischen Legionen auf und zeigt 
deren Rolle als Schmarotzer im Rücken der 
Weißen Armee in Sibirien, als Räuber wert- 
vollsten russischen Staats- und Privatgutes, als 
Verräter an dem russischen Reichsverweser 
Koltschak. Sakharow stellt nicht nur Behaup- 
tungen auf; selbst an hervorragender Stelle in 
ler Koltschakarmee tätig gewesen, hat er 
Zeugnisse aus der erschienenen Literatur und 
von Mitkämpfern gesammelt, um seine An- 
griffe zu erhärten und eine der mit dem 
Weltkriege verbundenen Geschichtslügen zu 
entlarven. 

Agricola verwertet bei seiner Darstellung 
des Russisch-Polnischen Kriegs und besonders 
der Schlacht an der Weichsel am 16. August 
1920 die Aufzeichnungen eines sowjetrussi- 
schen Generalstabsoffiziers. Das gibt der 
Schilderung des fast bis nach Mitteleuropa 
vorgetragenen Vorstoßes der Sowjetrussen und 
dessen Abwehr durch das junge Polen einen 
dokumentarischen Wert. Christian Sundsval 
schildert in „Sieger von morgen“ in roman- 
hafter Einkleidung die russischen Revolutions- 
kriege zwischen Weiß und Rot in Sibirien. 


Bockhoff, E.H.: Völkerrecht gegen Bol- 
schewismus, mit einem Geleitwort des Reichs- 
rechtsführers Reichsministers Dr. Hans Frank. 
251 S. Nibelungen-Verlag, Berlin-Leipzig. 

Kriegk, Otto: Hinter Genfsteht Moskau. 
137 S. Nibelungen-Verlag, Berlin-Leipzig. 

Sturm, Robert: Europa brennt, Moskau 
am Werk. 1838. Gauverlag Bayerische Ost- 
mark, Bayreuth. 

Lengauer, Rudolf: Wir rufen Europa, 
die antibolschewistische Front die Rettung 
des Abendlandes. 205 S. F. Bruckmann A.-G., 
München. 

Russinow, A.: Die große Täuschung. 
Aufzeichnungen, die der GPU. entgangen sind. 
317 S. H. Wollermanns Verlagsbuchh., Braun- 
schweig. 

Sowjetrußland und die Gottlosenbewe- 
zung. 31 S. Verlag Butzon & Becker, Kevelaer. 

Greife, Hermann: Zwangsarbeit in der 
Sowjetunion. 47 S. Nibelungen-Verlag, Ber- 
iin-Leipzig. 


Iwanow, A. N.: Kurze Zusammenstel- 
lung über die Russische Armee. 1493. 
2. Aufl. Verlag R. Eisenschmidt, Berlin. 

Wohl das ideenreichste Werk der oben- 
genannten Schriften über die Sowjetunion ist 
Bockhoffs Studie über Völkerrecht und Bol- 
schewismus. In dieser völkerrechtlichen Ab- 
handlung bestreitet der Verf. der Sowjetunion 
die Eigenschaften eines Staates und Völker- 
rechtssubjektes. „Die Völker Rußlands sind 
als völkische Tatsachen souverän... Das bol- 
schewistische Weltrevolutionssystem ist von 
ihnen abgetrennt, weder juristisch erreichbar, 
noch ihnen gegenüber vertretungsberechtigt.... 
Die Sowjetunion hängt rechtlich völlig in der 
Luft, da sie vom russischen Volke juristisch 
abgetrennt ist und sich von allen organischen 
Verwurzelungen losgelöst hat. Sie existiert 
nur als krimineller Tatbestand!‘ Bockhoffs 
Werk, dem Reichsminister Dr. Frank ein 
Geleitwort vorausschickte, enthält eine Fülle 
neuer Gedanken, die sicherlich das Völker- 
recht stark befruchten werden. 

Die Bücher von Lengauer und Sturm sind 
Aufrufe an die europäischen Völker zur 
Sammlung gegen die geheime und offene 
Zersetzungsarbeit der Bolschewisten in Eu- 
ropa. Es wäre wünschenswert gewesen, wenn 
auch dem außereuropäischen Treiben der 
Sowjetagenten ein größerer Raum gewährt 
worden wäre. Gerade hier leisten die bolsche- 
wistischen Sendlinge nachhaltige Arbeit, und 
gerade hier wird Europa durch die Auf- 
hetzung der Farbigen gegen die weiße Rasse 
an einer besonders gefährlichen Stelle ge- 
troffen. 

Nach Rußland führt die Schrift von Rus- 
sinow, der besonders von den Holzkombinaten 
bei Archangelsk aus eigenem Erleben ein 
düsteres Bild vor uns entrollt. Die Broschüre 
von Greife zeigt unter Benutzung von sowjet- 
russischen Quellen, wie der vielgerühmte 
Weißmeerkanal zustande kam — mit dem 
Opfer von Tausenden politischer Gefangener. 
Aus Sowjetquellen schöpft auch das Heft- 
chen über Sowjetrußland und die Gottlosen- 
bewegung. Über die eigenartige Tätigkeit der 
Sowjetvertreter in Genf berichtet Kriegks 
Schrift. Iwanows Zusammenstellung über die 
russische Armee erscheint in völlig neuer Be- 
arbeitung und bietet außerordentlich wichti- 
ges Material für jede wehrgeopolitische Be- 
handlung Rußlands. Die Kartenskizzen über 
die Truppenverteilung können jedoch, da die 
Angaben über die Bodenverhältnisse usw. feh- 
len, nur unter Zuzug eines Atlasses verwendet 
werden. (Fortsetzung in Heft 6) 
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ROBERT VON KELLER: 
Totale Statistik 


Im Blickpunkt der Statistik steht immer ein Ganzes: der Welthandel, eine Volks- 
wirtschaft, eine Regionalwirtschaft, die oder jene Wirtschaftsgruppe. An dieses 
Ganze kann die Statistik jedoch nur eine begrenzte Reihe von Fragen stellen); 
in der Auswahl dieser Fragen spiegelt sich die politische, wirt- 
schaftliche und wissenschaftliche Problemstellung jeder Epoche 
wider. Daher schreibt man mit der Aufzeigung dieser Auswahlvorgänge zugleich 
auch ein gutes Stück der Geschichte der Statistik. 

Schon die vorstatistischen, listenmäßigen Erhebungen, welche die Geschichte auf- 
weist: Erhebungen der Steuerpflichtigen, der Heeresdienstpflichtigen, der Einkünfte 
aus Fronhöfen und Abgaberechten entspringen besonderen politischen Bedürf- 
nissen ihrer Zeit. Die Statistik selbst konnte sich erst voll entfalten, als mit 

‘dem neuen Aufschwung von Mathematik und Naturwissenschaften die Zahlentabelle 
‚als Werkzeug der Erkenntnis neu ins Gesichtsfeld trat. In dieser Zeit erzeugte der 
Kampf gegen den Wucher die ersten laufenden Preisstatistiken in Paris; dort ver- 
langte die Versorgung der werdenden Großstadt am Ende des ı4. Jahrhunderts auch 
‚schon Übersichten über die Ernten in der umliegenden Landschaft. Der absolute 
Staat der Renaissance, berauscht von der Aussicht, das vielverschachtelte Feudal- 
‚gebilde der Vergangenheit zu einem Bau von mathematischer Klarheit umzugestal- 
‘ten, versuchte immer wieder auch in zahlenmäßiger Form klare Übersichten herzu- 
‚stellen. So entstanden die „cabinets complets“, Geheimschränke, in denen An- 
‚gaben über das Gesamtgeschehen im Staate gesammelt werden sollten, 


1) Dies hängt mit dem Wesen der Statistik zusammen: Es gibt zwei Erkenntnis- 
weisen, mit denen sich uns die wirtschaftliche und soziale Wirklichkeit immer neu er- 
schließt: die unmittelbare, erlebnishafte Anschauung und das Zahlenbild. Die An- 
ischauung, die am intensivsten durch eigene Mitarbeit am Wirtschaftsprozeß, weniger intensiv 
Jdurch Gespräche mit Wirtschaftern und Wirtschaftspolitikern erworben wird und die durch 
"Betriebsbesichtigungen und durch Lektüre wirtschaftskundlicher Monographien nur dürftig zu 
ersetzen ist, muß ihre Lebensnähe damit erkaufen, daß sie immer nur Teilabschnitte des 
"Ganzen sieht. Die Statistik hingegen, die mehr das Ganze von vielerlei Fragestellungen 
‚aus überblickt, muß dieses Ganze notwendig schematisieren, um es überhaupt 
ımenschlichem Begreifen zugänglich zu machen; sie ist aber auch für den in der Anschauung 
‚großgewordenen Sachkenner unersetzlich, wenn er nicht in die Gefahr kommen will, die er- 
vworbenen Einzeleindrücke je nach ihrer Erlebnisstärke zu verallgemeinernden Urteilen über 
das Ganze zu mißbrauchen. 
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um dem Souverän und seinem Minister zur Verfügung zu stehen. Die Frage nach 
dem Bevölkerungsstand als der Grundlage der Besteuerung und nach den öffent- 
lichen Einkünften überhaupt standen vorn an; hier setzte auch die wissenschaft- 
liche Statistik ein, die zum erstenmal von außen her — unter erheblichen Gefahren — 
hinter das „secret des finances“ zu gelangen versuchte. Im späteren Merkanti- 
lismus rückten die Fragen des Außenhandels in den Vordergrund: Vor- 
bilder waren die französische und englische Handelsstatistik. Die statistische Wissen- 
schaft folgte dem Staatsgedanken ihrer Zeit: sie kompilierte, wie Petty, in echt 
barocker Weise alle erreichbaren Daten, ‚um Größe und Bedeutung der britischen 
Krone aufzuzeigen“, oder plante, wie Leibniz, ausgedehnte Erhebungen, die 
eine neue Ära staatlicher Wirtschaftsförderung einleiten sollten. 
Viel ist aus dieser und der folgenden Zeit in unsere Gegenwart übergegangen, neben 
der Statistik des Außenhandels und der Finanzstatistik vor allem die periodischen 
Berufs- und Betriebszählungen, die das 18. Jahrhundert ausbildete. 

Dem Staat des ıg. Jahrhunderts konnte, was das 17. und ı8. an Statistik für den 
Gebrauch ‘der Wirtschaftsführung geschaffen hatte, im allgemeinen genügen; die bürgerliche 
Periode brauchte das Erbe nur auszugestalten, zu systematisieren und in die laufende Behörden- 
arbeit einzubauen. Nicht mehr vom Staatswollen, das je nach dem Grade des Ansturms der 
Individual-Initiative die „Laissez-faire“-Haltung einnahm, sondern vor allem von den Bedürf- 
nissen der Sozialwissenschaft gingen jetzt die Fragestellungen aus. So verlieh die 
Frage nach den Zusammenhängen von Geburtenhäufigkeit und Sterblichkeit der Statistik der 
Bevölkerungsbewegung ein besonderes Gewicht. Sie war wegen der Regelmäßigkeit und der 
großen Zahl der beobachtbaren Fälle für das damals vorherrschende naturwissenschaftliche 
Verfahren besonders geeignet und daher schon im ı8. Jahrhundert ein beliebtes Thema der 
wissenschaftlichen Statistik; auch heute nimmt sie über das rein Bevölkerungspolitische hinaus 
einen breiten Raum im Schrifttum ein. Die Frage nach den äußeren Bedingungen des morali- 
schen Verhaltens gebar die Kriminalstatistik. Untersuchungen über den Geldwert hoben die 
Preisstatistik aus dem Dunkel lokaler Polizeiaufzeichnungen oder abwicklungstechnischer 
Börsennotizen in das Blickfeld volkswirtschaftlicher Betrachtung. Außerdem war die Statistik 
ein beliebtes Mittel, Handel und Gewerbe zu fördern; so stellte der damalige Staat als echter 
„Diener der Wirtschaft‘ Übersichten über wichtige Daten der Produktion, des Geld- und 
Kreditverkehrs der Öffentlichkeit zur Verfügung. 

Trotz dieser geringeren wirtschaftlichen Eigeninitiative der Obrigkeiten wäre es jedoch ein 
Irrtum, zu glauben, der Staat des 19. Jahrhunderts sei ganz ohne Planung ausgekommen; in 
der Finanzpolitik war sie unerläßlich, und nur in wenigen Staaten hat die Zollpolitik keine 
Rolle gespielt; dazu kamen die vielfachen Aufgaben der Förderung von Handel und Verkehr 
nach innen und nach außen. Als Grundlage dieser mehr ordnenden als vorstoßenden Planungen 
reichte jedoch eine Statistik des betreffenden Teilgebietes meist völlig aus; außerdem gab 
der Gegenstand selbst vielfach das notwendige Material her. Man brauchte nur an den Personen- 
kreis, den man fördern oder besteuern wollte, dem man Konzessionen erteilte oder den man zu 
einer Anmeldung gesetzlich verpflichtete, die entsprechenden Fragen zu stellen. Aufgabe des 
Statistikers war es vor allem, diese Fragen geschickt zu formulieren, das Ergebnis tabellarisch 
aufbereiten zu lassen und dann auf Irrtümer hin zu prüfen. Vor allem die amtliche Statistik 
blieb im allgemeinen an das Material gebunden. Auch wo Schätzungen, wie etwa bei 
der Statistik der Bodenbenutzung und der Ernteerträge, unumgänglich waren, wurden diese 
mittels einer Erhebung aus den Schätzungen vieler einzelner Individuen zusammengestellt; was 


aus den eingegangenen Fragebogen nicht hervorging, darüber konnte keine Auskunft gegeben 
werden. 


Erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts kam mit der sozialen Frage wieder 
ein wesentlich politisches Moment in die Statistik hinein. Die Statistik der 
Arbeitsbedingungen, vor allem des Lohnes, der Arbeiterverbände und der Arbeits- 
kämpfe, der Lebenshaltung in Arbeiter- und Angestelltenhaushalten sollte die Vor- 


von Keller: Totale Statistik 399 


bedingungen für jene Sozialpolitik schaffen, die sich immer stärker als wichtigste 
Forderung der Gegenwart aufdrängte. Dann kam der Weltkrieg, der die großen 
Staaten Europas mit einemmal vor die dringende Notwendigkeit umfassen- 
der Gesamtplanungen stellte und eine Fülle meist ungeordneter und schlecht 
aufgearbeiteter Rundfragen erforderlich machte. Als darauf die Nöte der Nach- 
kriegszeit, die Umwälzung von Gläubiger- und Schuldnerverhältnissen in der inter- 
nationalen Wirtschaft, von Einkommen und Vermögen in der Binnenwirtschaft, 
ferner die Schwierigkeit der Kapitalbeschaffung in einzelnen Ländern und schließ- 
lich die Weltkrise den Völkern neue Rätsel aufgaben, und als sich in allen Ländern 
immer lauter der Ruf nach der schützenden und bald darauf der lenkenden Hand 
des Staates erhob, begann auch die neue Zeit der Statistik. 

Dieses Neue, das sich nach dem Krieg anbahnt, läßt sich von der inhaltlichen 
Seite her als Drang zur totalen Statistik, von der formalen Seite her als 
Yordringen der systematischen Schätzung charakterisieren. (Beides ist 
eng miteinander verknüpft, wenngleich selbstverständlich auch Totalstatistiken auf 
dem Erhebungsweg gewonnen und einzelne Tatbestände mittels Schätzung ermittelt 
werden können.) Dabei sind es nicht nur die Ideen vom totalen Staat und vom 
totalen Krieg gewesen, die eine Gesamtübersicht über das wirtschaftliche Geschehen 
erforderlich gemacht haben; das Bedürfnis entstand vielmehr schon aus dem neu- 
erwachten Bewußtsein von der Verflochtenheit aller wirtschaftlichen Geschehnisse 
untereinander, das — der Wissenschaft schon seit jeher gegenwärtig — der übrigen 
Welt erst durch Reparationen und Weltkrise nahegebracht worden ist. 

Totalität jedoch, die alles Wissenswerte enthält, läßt sich durch Erhebungen 
nur dann gewinnen, wenn man gewillt ist, für Fragebogenmaterial und Aufberei- 

tung Riesensummen auszugeben, und wenn man sich darauf verlassen kann, daß der 
‚ Befragte auch einigermaßen richtig antworten kann, will oder muß. Fehlen aber 
ı diese Voraussetzungen, dann muß mit repräsentativen Erhebungen, Teilerhebungen 
‘oder Schätzungsberechnungen gearbeitet werden. Der Fragende ist die lenkende 
Hand, der Staat. Daher steht die Methode stets ganz im Banne einer Frage- 
‘stellung; gibt das vorhandene Material keine genauen Zahlen ab, so muß 
ı mindestens die wahrscheinliche Zahl gesucht werden. Dabei darf die Schätzungs- 
| berechnung, die auf einem System sorgfältig kombinierter Größenordnungen, Ver- 
| hältniszahlen und Kontrollrechnungen beruht, keinesfalls mit dem gefühlsmäßigen 
‚ „Greifen“ irgendwelcher Größenordnungen verwechselt werden!). Auch der echte 
‘ Schätzungsstatistiker wird nie vergessen, daß er die wahre oder, bescheidener gesagt, 
‘die wahrscheinlichste Zahl für einen Tatbestand zu ermitteln hat. Selbst wenn er 
‚auf Verlangen der Wirtschaftsführung für Tatbestände, die noch niemand zu be- 
| rechnen wagte, binnen weniger Tage Größenordnungen angeben muß, wird er dieser 
\ Verantwortung nicht ledig. Es gibt Beispiele genug dafür, daß auch der Schätzungs- 
:statistiker einen Ruf zu verlieren hat. 

In allen Ländern läßt sich diese inhaltliche und formale Ausdehnung der Statistik 
beobachten. Immer sind es die großen nationalen Probleme, die hier 
den Weg weisen: das Recht auf Arbeit, die Erzeugung heimischer Rohstoffe, die 
1) Vgl. dazu das ausgezeichnete Lehrbuch von Otto Donner: Statistik (Grundzüge der 


|Bechts- und Wirtschaftswissenschaft, Reihe B) Hamburg 1937. 
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Befreiung von ausländischen Kapitaleinflüssen, die Steigerung und bessere Vertei- 
lung des Sozialproduktes. Wo die Fragen die Grenzen der Länder überschreiten, 
da bemühen sich internationale Institute oder auslandstatistische Abteilungen inner- 
halb der statistischen Behörden um eine Zusammenfassung. Immer geht es vom 
Teil zum Ganzen: so wird die Außenhandelsstatistik zur Statistik der Zahlungs- 
bilanz, die Einkommensteuerstatistik zur Statistik des Volkseinkommens, die Sta- 
tistik der Aktiengesellschaften zur Statistik der volkswirtschaftlichen Investionen, 
die Kostenstatistik zur Statistik der volkswirtschaftlichen Umsatzver£flechtungen, die 
Statistik der Bankbilanzen zur Statistik der Kreditverschuldung und des Geld- 
vermögens, die Statistik der wichtigsten Produktionszweige zum industriellen oder 
gar zum gesamtwirtschaftlichen Produktions- und Absatzzensus erweitert. 


Dazu kommt ein zweites: Die Weltkrise hat die Wandelbarkeit so gut wie 
aller wirtschaftlichen Daten neu zum Bewußtsein gebracht; die Staatsführung 
muß immer die Hand am Puls der Wirtschaft haben, um rechtzeitig ein- 
greifen zu können. So wird die Jahresstatistik zur Monatsstatistik, ja sogar die Mo- 
natsstatistik zur Wochenstatistik umgebaut; an die Seite der großen Berufs- und 
Betriebszählungen treten die kurzfristigen Statistiken von Beschäftigung und 
Arbeitslosigkeit, die monatliche Industrieberichterstattung, die jährliche Fortschrei- 
bung der landwirtschaftlichen Betriebszählung. Die Tabelle wird das Dokument, 
auf dem sich Stand und Entwicklung der Wirtschaft immer umfassender und 
gleichzeitig immer eingehender abzeichnet. » 


Diese Entwicklung stellt, gerade weil sie in allen Ländern vor sich geht, sowohl 
den in der Außenwirtschaft handelnden Staatsmann als auch den 
Beobachter der Außenwirtschaft vor eine ganz neue Lage. Zunächst füllt 
sie zusehends eine Lücke, die jeder, der sich mit internationalen Wirtschaftsfragen 
beobachtend befaßt, empfunden hat. Denn bisher stand einer ausgebildeten — ja 
selbst in den kleinsten und abgelegensten Ländern leidlich entwickelten — Außen- 
handelsstatistik vielfach eine mangelhafte ‚Statistik des Binnenhandels der binnen- 
ländischen Produktion und des binnenländischen Verbrauchs gegenüber, die auf der 
Karte des Wirtschaftslebens weite Strecken als weiße Flächen erscheinen ließ. So 
genau man Ausfuhr und Einfuhr jeder Warengattung nach Wert und Gewicht 
angeben konnte, so unsicher war man darüber, welche Bedeutung diese Austausch- 
güter für die gesamte Produktion und den gesamten Verbrauch jener Länder hatten. 
Auch die Marktbeobachtung, die an Hand einzelner Wirtschaftsdaten die zukünf- 
tigen Absatzchancen bestimmter Waren berechnet, mußte bei einem solchen Zustand 
vielfach im Dunkeln tappen. Hier schafft die totale Statistik Wandel, allerdings 
unter einer Voraussetzung: daß die erwünschten Daten nicht nur erhoben oder 
errechnet, sondern auch veröffentlicht werden. 

Daß statistische Ergebnisse auch veröffentlicht oder zumindest der Öffentlichkeit zugäng- 
lich gemacht werden, war — von wenigen Ausnahmen abgesehen — in der zweiten Hälfte des 
ı9. Jahrhunderts fast selbstverständlich. Hatte der reine Absolutismus noch das Geheimnis 
der Staatstabellen, die zu kennen Macht bedeutete, streng gehütet, so empfand schon 
der aufgeklärte Absolutismus das Bedürfnis, vor seinen Untertanen, vor allem vor 
der Bildungsschicht, auch zahlenmäßig Rechenschaft über sein Tun abzulegen. Noch heute 
lesen wir mit Interesse die statistischen Berichte, die Friedrich der Große durch seinen 


Minister, den Grafen Hertzberg, der preußischen Akademie der Wissenschaften vorlegen 
ließ. Später, im konstitutionellen und parlamentarischen Staat, wurde die veröffentlichte 
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Statistik eine der Hauptgrundlagen der wirtschaftspolitischen Diskussion. Selbst im autori- 
tären Staat unternimmt es die Führung, dem Volk in bestimmten Abständen mit ausführ- 
lichen statistischen Angaben Rechenschaft von ihrer Verwaltung zu geben. Doch machen sich 
in so gut wie allen Ländern auch die Gründe immer stärker bemerkbar, die den Anteil des 
‘veröffentlichten Materials an den gesamten Ergebnissen zurückdrängen. In den meisten Fällen 
handelt es sich dabei nicht, wie oft vermutet wird, darum, mißverständliche Zahlen vor der 
Ausschlachtung durch. staatsfeindliche Propaganda zu schützen; viel wichtiger ist, daß die 
Wehrpolitik immer stärker in alle Gebiete der Wirtschaft eingreift und dabei befürchtet, 
allzu eingehende Veröffentlichungen könnten den Gegner auf besondere Rüstungsaktionen oder 
auf schwache Punkte in der Verteidigung aufmerksam machen. Auch kann der die Außen- 
wirtschaft lenkende Staat gegenüber einzelnen Ländern, in denen er selbst oder seine 
Unternehmer stark als Käufer auftreten, seine Marktposition dadurch verbessern, daß er die 
Kenntnis des eigenen Bedarfs für sich behält oder nur intern — dirigierend — den Unter- 
nehmern zugänglich macht. Meist aber sind die Gründe, die von der Veröffentlichung abraten, 
weit harmloserer Natur: alles zu veröffentlichen, was eine Staatsführung wissen und erheben 
muß, würde viel zu kostspielig sein. 

Der Beobachter, der über fremde Volkswirtschaften Aufschluß sucht, findet dort, wo das 
Material aus Gründen der Staatssicherheit nicht veröffentlicht wird, eine absolute Grenze. Wo 
@er Veröffentlichung nur die Kosten im Wege stehen, können die Zahlen von der zuständigen 
Stelle erbeten werden, vorausgesetzt, daß diese bereit ist, einem Ausländer eine Abschrift zu 
übermitteln; meist aber wird der Wirtschaftsbeobachter im Ausland gar nicht wissen, daß 
solches Material überhaupt vorhanden ist. 

Trotz dieser Einschränkungen zeigt ein Blick auf jede Zusammenstellung inter- 
nationaler Statistiken, so auf das vom deutschen Statistischen Reichsamt mit jähr- 
lichen Ergänzungen herausgegebene ‚Statistische Handbuch der Weltwirtschaft“, 
daß das allgemein zugängliche Material, international gesehen, noch ständig wächst. 
Auf diese Weise wird die Wirtschaft der fremden Länder immer überseh- 
barer, selbst, wo die zunehmenden und nicht leicht vorausberechenbaren Len- 
kungsmaßnahmen des Staates den primitiven Barometerprognosen ihren letzten 
Wirklichkeitswert nehmen; denn auch das Staatshandeln selbst wırd oftmals Wirt- 
schaftsvorgänge auslösen, die sich ihrerseits wieder statistisch verfolgen lassen, 
und umgekehrt. Diese wachsende Übersehbarkeit wird voraussichtlich nicht ohne 
Rückwirkungen auf die Weltwirtschaft bleiben. Treibt nämlich auf der 
einen Seite die Autarkisierung der einzelnen Länder die Weltwirtschaft immer mehr 
hinweg vom Optimum der billigsten Arbeitsteilung, so kann die 
zunehmende Übersichtlichkeit des Weltmarktes — z. B. die größere 
Stabilität der zu handelnden Mengen und, in unserem Zusammenhang, das größere 
Wissen um den möglichen und wahrscheinlichen Umfang der einzelnen Tausch- 
vorgänge von Wirtschaftsperiode zu Wirtschaftsperiode — auf anderem Wege 
wiederum den Austausch erleichtern. Brachte ehedem der Preis Nachfrage 
und Angebot zusammen, so verlagert sich jetzt diese Funktion immer stär- 
ker auf die Führung der einzelnen Staaten. Diese kann ihre Entschlüsse 
um so zweckmäßiger einrichten, je besser sie neben den Außenhandelsziffern die 
Verflechtung der Zahlungsbilanzen sowie die Verteilung der Produktions- und Ver- 
brauchsmengen vor allem auch bei den Fertigwaren kennt!); sie kann ihre Wäh- 


1) Dabei ist allerdings unvermeidlich, daß der junge Nachwuchs in Verwaltung und 
Wirtschaft das Handwerkszeug beherrscht, mit dem allein die Fülle neuer Statistik ge- 
meistert werden kann. Mit Statistik „lügen“ und „alles beweisen“ kann nur, wer bei seinem 

_ Partner die Unkenntnis der Methoden voraussetzen darf; und wer eine Zahlenreihe, die er 
irgendwo vorfindet, ohne näheres Wissen über ihre Entstehung frischfröhlich handhabt, kann 
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rungsparität um so besser festsetzen, je mehr die Statistik der einzelnen Länder 
einen internationalen Vergleich von Lebenshaltung, Produktionskosten, Steuer- 
belastung und Volkseinkommen möglich macht). 

Schon öfter hat in internationalen Verhandlungen die Frage, welcher Staat seine 
Statistiken besser auf dem laufenden hatte und welcher Unterhändler die Statistik 
des anderen besser kannte, den Verlauf der Wirtschaftsverhandlungen wesentlich 
beeinflußt. Gerade die Frage, ob mittels internationaler Übereinkünfte bei bewußter 
Aufrechterhaltung der wirtschaftlichen Souveränität einzelner autoritär geführter 
Staaten eine neue Form des internationalen Güteraustausches er- 
wachsen kann, hängt im wesentlichen davon ab, ob die führenden Köpfe, die „Len- 
kenden“, die eigenen und die fremden Wirtschaften wirklich kennen. Zu dieser 
Kenntnis ist die Statistik nicht der einzige, wohl aber der wichtigste Schlüssel. 


HERBERT HELMUTH SCHMOLCK: 
Die wirtschaftliche Souveränität der lateinamerikanischen Staaten 


Die neue Sicht, die wir unter dem Eindruck des wiedererwachenden autoritären 
Staatsgedankens vom wirtschaftsgeschichtlichen Geschehen der europäisch-amerika- 
nischen Kultur nach dem Krieg erlangt haben, läßt auch das Schicksal der latein- 
amerikanischen Wirtschaft seit den Tagen der Entdeckung der Neuen Welt in einem 
anderen Lichte erscheinen. Von diesem veränderten Standort der Betrachtung aus 
gliedert sich dieses Schicksal sinnfällig in drei große Abschnitte: in eine Zeit der 
kolonialen Planwirtschaft unter spanischer Krone, in eine Epoche zwi- 
schen Scheinliberalismus und Konzessionswirtschaft, die sich in je 
eine Phase vorherrschenden europäischen und nordamerikanischen Ein- 
flusses unterteilt, und schließlich in einen gegenwärtigen Zeitabschnitt, in welchem 
sich das Amerika spanisch-portugiesischer Zunge auf dem Wege zu einer Ord- 
nung staatlich gelenkter Nationalwirtschaften befindet. 


I. Koloniale Planwirtschaft unter spanischer Krone 


Die Eroberung der Antillen, Karibiens, Mexikos, Mittelamerikas und Südamerikas 
durch die Spanier geschah nicht um des Ruhmes der Konquistadoren oder der Ver- 


oft die schwersten Enttäuschungen erleben. Dies gilt vor allem, wenn man fremde Schätzungen 
verwendet oder eigene versucht — ein Verfahren, das für den Außenwirtschafter bei Lücken 
in den Statistiken fremder Staaten ebenso notwendig wie gefährlich ist. Aber auch wo sichere 
Erhebungen vorliegen, ergibt die Fülle des Vorhandenen oft, daß selbst Sachverständige keine 
Kenntnis davon haben. 

Wir betonen dieses Anliegen vor allem, weil in der deutschen Öffentlichkeit die Erkenntnis, 
daß Statistik als Handwerk wie als Wissenschaft gelernt sein will, durchaus noch nicht ver- 
breitet ist. In den volkswirtschaftlichen Prüfungen ist die Statistik nicht mehr Pflichtfach, so 
daß junge Kräfte, die in die vielen neuentstehenden statistischen Stellen eintreten, oftmals 
gegenüber den auftauchenden Problemen einen schweren Stand haben. Wo immer unser Volk 
seinen Weg durch die Hindernisse der Außenwelt gebahnt hat, hat es dazu vornehmlich sein 
fachliches Können eingesetzt. In der Wirtschaftspolitik wird die Fähigkeit zum theore- 
tischen Denken, zu lebendiger Anschauung und zum Erfassen von Größenordnungen in 
gleicher Weise von uns verlangt. Wir glauben nicht, daß beim Einbau Deutschlands in eine 
neue staatliche Ordnung der Wirtschaft der Welt eine dieser Eigenschaften entbehrt werden 
kann. 

1) Vgl. dazu das in diesem Heft besprochene Buch von Anton Reith inger: Wirtschafts- 
beobachtung und Wirtschaftsordnung, Leipzig 1937, S. gaf. 
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vollständigung des Sonnenkreislaufs über dem Reich des spanischen Monarchen 
willen, sondern von der ersten Ausfahrt des Christoph Kolumbus an bewegten die- 
sen und die Konquistadoren wirtschaftliche Gründe. Die Ausrüstung der Expedi- 
tionen durch den Staat, d.h. durch die spanische Krone, geschah weniger 
unter dem Gesichtspunkt der Gebietserweiterung oder der Heidenbekehrung, als in 
der Erwartung der Anknüpfung von Handelsbeziehungen — dachte man doch ur- 
sprünglich auf Asiens konstituierte Reiche zu stoßen — und auch des Einbringens 
von Beute. Der Besitzergreifung und der Flagge folgte unmittelbar die Sicherung 
der neu gewonnenen Länder, zwar nicht so sehr wie heute als Märkte für die 
heimische Erzeugung, doch ebensosehr wie heute als Rohstofflieferanten für das 
Mutterland. 


Daß diese Rohstoffe zu Anfang ‚„Menschenmaterial“, Sklaven für die heimischen Märkte, 
weiter Gold für die Krone waren, ändert nichts an dieser Tatsache. Vom „Menschen- 
material‘, dessen Handel bald beschränkt, schließlich verboten wurde, und Gold und Silber, 
das noch lange Zeit als erster Rohstoff der amerikanischen Kolonien galt, ging man zur 
sigentlichen Landesmünze, Kakao und Vogelfedern, und schließlich zu Baumwolle, 
Holz, Farbstoffen, Geweben usw. über. Sobald die ersten Niederlassungen gegründet und for- 
:aelle Verwaltungen eingesetzt waren, begann die Krone,d.h. der im absolutistischen 
Sinne autoritäre Staat, die Rohstoffproduktion in der Kolonie zu regeln, d.h. Ver- 
fügungen zu treffen, die nach und nach zu einem vollständigen System einer frühen 
staatlichen Planregelung zusammenwuchsen. Solche Verfügungen betrafen die Besitz- 
sahme von Land, den Erwerb und die Verwendung von Sklaven (später die Verwendung und 
Arbeitsleistung von Hörigen), die Ausbeutung von Goldwäschereien und Bergwerken, das An- 
pflanzen von Nutzpflanzen, und, hauptsächlich, die Einbringung von Tributen, Abgaben und 
Steuern. Die erste ausgesprochene Kolonialgesetzgebung oder koloniale Planverfassung, die 
Mittelamerika — von dem aus wir diese Entwicklung betrachten — in dieser Hinsicht ordnete, 
gab Karl V. im Jahre 1542. Sie enthielt bereits die Aufhebung des Sklavenhandels und der 
Kopfjagden, die Einschränkung von Beutezügen und die Regelung weiterer Eroberungen. 

Von allem Anfang an behielt sich Spanien den Handel seiner Kolonien als Monopol vor. 
Die Verbindung mit dem Mutterland wurde durch ein- oder zweimal im Jahre gesandte eskor- 
tierte Flotten hergestellt, deren Ladung sich in der Zwischenzeit ansammelte. Fremde Schiffe 
durften in den Häfen der Kolonien nicht anlegen. 1556 stand im Reyno de Guatemala sogar 
die Todesstrafe auf den Handel mit Angehörigen anderer Nationen. Die monopolwirt- 
schaftliche Politik ging sogar so weit, daß der Handel der verschiedenen spanischen 
Kolonien untereinander verboten oder von besonderen Genehmigungen abhängig gemacht 
wurde. Alle Planung zielte darauf ab, dem spanischen Staat den ganzen Handel und die vollen 
Produktionsquellen jeder einzelnen Kolonie zu sichern. Versuche, von den mexikanischen und 
mittelamerikanischen Pazifikhäfen einen Handel mit China anzuknüpfen, scheiterten, und 
auch die Verbindung mit den Philippinen kam nicht in Gang, als dies später versucht 
wurde. 


Wenn diese Monopolstellung, die der spanische Staat in den Außenhandels- 
beziehungen seiner Kolonien gehabt hat, sich nicht in einer kräftigen Wohlstands- 
mehrung des Mutterlandes und einem Aufblühen der Kolonie auswirkte, so hatte 
dies — neben den aus der politischen Geschichte Spaniens geläufigen Gründen — 
seine Ursache darin, daß die Zeit für eine wirtschaftliche Plan- 
regelung über solche große Räume hinweg noch längst nicht 
reif war. Das sehen wir heute — da wir nun wissen, welches Maß von ideeller 
Homogenität der handelnden Energien, von Verwaltungszentralisation, Verkehrs- 
konzentration, Einspielung und Interdependenz der wirtschaftlichen Größenord- 
nungen, wechselseitiger Kontrolle und Disziplinierung der nicht erwerbsgerichteten 
Menschen usw. dazu gehört — ganz deutlich. Damals scheiterte das Experiment 
allein an den großen Entfernungen, an der Unsicherheit der Meere und der damit 
verbundenen langwierigen bürokratischen Behandlung aller Kolonialfragen in bei- 
den Richtungen. 


Die Wirtschaft der lateinamerikanischen Länder und besonders ihr Außenhandel begannen 
wach vielversprechenden Anfängen bald zu stagnieren. Einerseits fehlte es, nachdem Indianer 
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nicht mehr überall als billige Arbeitskräfte ausgenutzt werden konnten und auch die ‚Einfuhr 
von Negersklaven beschränkt wurde, bald an Händen auf den Pflanzungen, andererseits wid- 
meten sich die (nicht sehr zahlreichen) spanischen Einwanderer nur zum geringsten Teil land- 
wirtschaftlichen und kommerziellen Tätigkeiten, sondern suchten ein bequemeres Dasein in der 
Verwaltung und als Kleriker. Lokale Interessen erschwerten und verteuerten noch den wenigen 
Handel, schließlich fehlte es gar an Schiffen. Der Handel Mittelamerikas mußte den Landweg 
bis zum Mexiko-Hafen Veracruz nehmen, der des westlichen Südamerika ging über die Land- 
engen von Panamä oder Honduras. Krone und Verwaltung verteuerten ihn durch Zölle und 
Abgaben, die sie auf Aus- und Einfuhr erhoben; einzelne Produkte, die in Konkurrenz mit 
den heimischen kamen, durften nicht mehr verladen werden, und Mitte des XVII. Jahrhun- 
derts belief sich zum Beispiel der gesamte Außenhandel Mittelamerikas nur noch 
auf 600000 Pesos, der Mexikos vielleicht auf eine Million, zusammen für dieses aus- 
gedehnte Wirtschaftsgebiet auf etwa drei Millionen Goldmark. 


U. Scheinliberalismus und Konzessionswirtschaft 


Jede schlechte Planwirtschaft muß zwangsläufig die wirtschaftliche Initiative 
dem zur Selbstverantwortung bereiten Individuum in die Hände spielen, und so 
führte denn auch gerade diese dreihundertjährige negative Erfahrung 
den Lateinamerikaner hinüber in das Zeitalter des wirtschaftlichen Liberalismus, 
das ihm indessen alles andere als eine Freiheit im Sinne einer wirtschaftlichen 
Souveränität brachte. 1771 erlaubte Spanien den Handel der Kolonien unter sich 
in größerem Umfang, und der mit dem Mutterland wurde erleichtert und angeregt. 


- . m 


SEELE ER: 


Dies und der steigende Verbrauch tropischer Erzeugnisse im damaligen Europa, die : 


etwas intensivere Landwirtschaft in den großen mittelamerikanischen Latifundien, 


zusammen mit dem Einrücken der Mischlinge in die Verbraucherschaft des Landes | 
selbst, brachte bereits eine etwas lebhaftere Entwicklung mit sich. Daneben ver- | 


suchten fortschrittliche Kreise in den Kolonien, eine eigene Wirtschaft zu schaffen 


und die Schranken, die den interamerikanischen Handel und den mit nichtspanischen | 
Ländern behinderten, wegzuräumen, teils auf dem Wege über Eingaben an die 
Krone, teils durch eigenmächtiges Vorgehen. In Venezuela, Peru, Mexiko 
und Guatemala, den damaligen Zentren des lateinamerikanischen Raumes, wurde 


mehrfach versucht, die am Handel interessierten Kreise zu Interessengemeinschaften 
zusammenzuschließen und eine Art Hanse durch die Gründung großer 


Handelskompanien zu schaffen. Von allem Anfang an bemühte man sich 


"stark um den Export und sogar um die Schaffung eigener Flotten, welche die säu- 
migen Reeder Spaniens im Verkehr mit der Iberischen Halbinsel ablösen und die 


Küstenschiffahrt entlang den amerikanischen Küsten versehen sollten. In der Tat 


haben diese Gründungen — in Mittelamerika kamen sie erst 1795 zustande — für 
den wirtschaftlichen Aufschwung Lateinamerikas höchst segensreich gewirkt. 


Diese Ansätze zur Eigenwirtschaft der Kolonien, die vielleicht in einem 
Listschen Sinne zu einer wirtschaftlichen Souveränität als gemäßigt freihändlerische 
Staaten hätten führen können, gingen jedoch unter in der dann folgenden 
Periode der uferlosen ‚freien“ Weltwirtschaft, die durch die Unab- 
hängigkeitserklärungen all dieser Länder im Anfang des ıg. Jahrhunderts Auftrieb 
empfing; denn die nordamerikanische Unabhängigkeitserklärung, 1776, die fran- 
zösische Revolution, 1789, der Freiheitskampf des Mutterlandes selbst, 1808, die 
liberale Verfassung Spaniens von 1812, deren Gedankengut sich in den Unabhängig- 
keitserklärungen Mexikos, Mittel- und Südamerikas, 1821, auswirkte — sie alle be- 
reiteten den Boden auch für den wirtschaftlichen Liberalismus Lateinamerikas vor. 
Mit dem Abwerfen des politischen unnd zugleich auch des wirtschaftlichen Jochs 
wurde der Handel frei, vielleicht ‚zu frei“. Die Häfen und Grenzen wurden ge- 
öffnet, die Erzeugnisse des Raubbaus und der steigenden landwirtschaftlichen Arbeit 
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flossen nach außen ab, Waren kamen herein, Kaufleute, Handels-, Erschließungs- 
und Pflanzungs-Kompanien ließen sich nieder. 


Es wird oft von Ausländern betont, und es ist wohl auch richtig, daß erst diese 
zweite Eroberung und Einwanderung die lateinamerikanischen Länder zur Entfal- 
tung und die Lateinamerikaner zum Bewußtsein ihres natürlichen Rohstoffreich- 
tums gebracht habe. Aber Tatsache ist jedenfalls, daß dabei die Einheimischen 
selbst ins Hintertreffen kamen. Wie einst die Indianer den Spaniern, so 
wurden jetzt die Criollos den neu ins Land kommenden Ausländern hörig. Es 
würde zu weit führen, hier darüber Untersuchungen anzustellen, inwieweit dabei 
rassische Verschiedenheiten, die größere Ausdauer und Energie des Nord- 
länders gegenüber der größeren Bequemlichkeit und Gleichgültigkeit des akklimati- 
sierten Südländers schon beim einzelnen Individuum in Betracht kamen und inwie- 
fern die politischen Verhältnisse und das Verhalten einzelner Regierungen und Poli- 
tiker diesen Prozeß begünstigten. Im großen ganzen dürfte wohl die größere Stoß- 
kraft und Macht des beweglichen ausländischen Kapitals gegenüber dem latenten und 
dispersen Reichtum der Oberschicht der Einheimischen und der notorischen Armut 
der niederen Bevölkerungsschichten den Ausschlag gegeben haben. 


Die höchst interessante Zeitspanne in der Wirtschaftsentwicklung Lateinamerikas, 
und in ausgeprägtester Form Mittelamerikas und Mexikos, die wir als „Schein- 
üiberalismus und Konzessionswirtschaft“ bezeichnen, ist in diesem Sinne ein Muster- 
beispiel für die liberalistische Wirtschaft, wie sie in den Jahren von 1850 bis zum 
großen Krach 1929 die Welt umspannte. Denn gerade in den lateinamerikanischen 
Ländern, die als Objekte in den Kreis dieser „Weltwirtschaft“ kamen, hat sich recht 
deutlich gezeigt, wohin es führt, wenn Wirtschaftsmächte, die durch 
keine nationalen Schranken gehemmt sind, sich ausleben können 

und wenn sich schließlich solche private Wirtschaftsmächte der 
„großen Politik“ zur Erlangung ihrer Ziele bedienen, Völker 
unterjochen und Regierungen und Nationen hinter sich her in 
Verwicklungen zerren. 


Wir wollen in dieser scheinliberalen konzessionswirtschaftlichen Epoche zwei 
Phasen, eine europäische und eine nordamerikanische, unterscheiden. 
Die erste Phase dieser zweiten Eroberung Lateinamerikas begann mit der Einzel- 
'einwanderung von Europäern, die dort Ländereien erwarben und den Ausfuhr- 
und Einfuhrhandel an sich nahmen bzw. erst richtig einrichteten. Sie beginnt in 
‘den mittleren Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts und kam etwa in den ersten Jah- 
‚ren des 20. Jahrhunderts zum Stehen. Sie ist die Vorläuferin der eigentlichen Kon- 
zessionswirtschaft. In ihr wurde der Grund gelegt zu dem bis in unsere Zeit be- 
‚stehenden Verhältnis, in dem die Schlüsselstellungen in der Landwirtschaft, im 
"Außenhandel und im Bankwesen in vielen Ländern Lateinamerikas in europäischen 
‚Händen liegen. In Argentinien und Peru waren es vorzugsweise Engländer, in 
‚Chile, Mittelamerika und Mexiko Deutsche, in anderen Ländern Franzosen 
‚und Belgier. Etwa von 1850 an kann man verfolgen, wie diese ersten Einwanderer 
‚der zweiten Periode Landsleute nach sich zogen, Land aufkauften, in ihren Ge- 
‚schäften reüssierten und einer um den anderen reich wurden oder stärkeres Kapital 
‘von draußen nach sich zogen. Die Weltkonjunktur ging aufwärts, der Ausländer 
ihatte Fühlung mit den Weltmärkten, er konnte die Rohstoffe seines Wirtslandes 
‚absetzen und für dessen Bedürfnisse günstig einkaufen. Er war es auch, der eine 
‚ganze Reihe Rohstoffe erst für die Ausfuhr entdeckte, neue Kulturen anpflanzte, 
neue Bedürfnisse im Wirtslande schuf und befriedigte, und es ist ganz natürlich, 
‚daß er dabei sein Geschäft machte, während der noch im kolonialen Trott weiter- 
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laufende Einheimische daraus nur einen indirekten Nutzen zog. Der Ausländer 
wußte hierbei auch besonders die Währungsverhältnisse auszuwerten, übervorteilte 7 
durch Spekulation den unkundigen Einheimischen und schlug neben dem guten Ge- 
winn aus Landwirtschaft und Handel auch aus den ungeheuren damaligen Zins- 
füßen im Lande Kapital. 

Wenn wir diese ersten zwei Drittel der Gründer- und Niederlassungszeit, etwa ' 
von 1850 bis 1900, mit unter den Begriff Konzessionswirtschaft fassen, so darum, 
weil Ausländer und ausländisches Kapital in dieser Zeit die stillschweigende Kon- 
zession der Niederlassungs- und Handelsfreiheit in diesen Wirts- und vorherigen 
Kolonialländern genossen und ausnutzten. Auch gehen typische Einzelkonzessions- 
erteilungen schon auf jene Zeit zurück, in denen wichtige Rohstoffquellen und % 
Wirtschaftsmittel — z. B. Eisenbahnen, Wasserkraft, Straßenbahnen, elektrische 
Energie — an Ausländer ausgeliefert wurden. Aber interessanterweise konnten fast 
alle solche frühen Konzessionen von den europäischen Inhabern 
nicht gehalten werden. Sie gingen mit wenigen Ausnahmen — Öl in Mexiko, 
Bahnen in Südamerika, Salpeter in Chile, später Luftfahrt in Kolumbien — nach- 


her in nordamerikanischen Besitz über, und zwar dies um so mehr und um 7 


so schneller, je weniger sich europäische Regierungen bereitfanden, solche europä- Y 
ischen Wirtschaftsinteressen in Lateinamerika im Sinne der obenerwähnten Unter- 
stellung der Politik unter Privatinteressen zu decken. Dieser Rückzug europäischer # 
Interessen und damit der Eintritt der eigentlichen Konzessionswirtschaft traten erst 7 
stärker hervor, als Nordamerika, genauer gesagt, Wallstreetund Washington, |! 
von der Jahrhundertwende an in Lateinamerika auf den Plan traten und — wie dies } 
nun einmal die Yankees an sich haben — dann gleich in ganz großem Stil ‚‚ins 
Geschäft gingen“. 

Diese zweite nordamerikanische Phase der Konzessionswirt- 
schaft ist zeitlich ziemlich genau auf die Jahre zwischen 1898 und 1929 fest- 
legbar. Sie entwickelte sich im wesentlichen nach der Vorbereitung des Feldes durch } 
europäische Einwanderer und Gründer und sieht die Nordamerikaner in der vorder- 
sten Front. Das ist das Unterscheidungsmerkmal der beiden Phasen: es bestand und 
besteht ein Unterschied zwischen der, sagen wir einmal, Kolonisationstätigkeit der R 
Europäer und derjenigen der Nordamerikaner. Die europäische fußte auf der Ein- 
wanderung, die die lateinamerikanische Wirtschaft mit der ihres Heimatlandes und } 
den Weltmärkten verknüpfte und allmählich privates Anlagekapital ins Land zog; % 
die nordamerikanische bestand in der Hauptsache in der Erwerbung großer ® 
Ausbeutungskonzessionen und besonders in der Beteiligung des | 
nordamerikanischen Bankkapitals an den Finanzen der in Ent- 1 
wicklung begriffenen Länder, wodurch bei geringer Einwande- / 
rung unverhältnismäßig hohe ausländische Interessen geschaffen 
wurden. | 

Wenn man in Europa von den großen amerikanischen Interessen spricht, welche in Latein- h 
amerika die europäischen hintanzuhalten suchen, so ist män sich, besonders in Deutschland 
wohl selten im klaren darüber, wie sehr verschieden diese amerikanischen Interessen von allewi b 
Anfang an von den europäischen sind und welche Kräfte hinter ihnen stehen. Der euro- | 
päische, zumal der deutsche Pflanzer, Kaufmann, Industrielle oder Bankier, der sich 
in diesen Ländern niederließ, tat dies, und tut es noch, im wahrsten Sinne des Worten ‚für 
eigene Rechnung und Gefahr“. Er handelt privat, individuell, und schon der "Fall ! 
daß ihm einmal eine amtliche Stelle der Heimat etwa bei der Reklamation eines Revolution 
schadens behilflich ist, ist selten. Er baut seine Existenz und seine Geschäfte aus eigenen 
Kräften auf, wozu ihm vielleicht Kredite aus der Heimat zur Verfügung stehen. Er macht 

mit seiner Pflanzung, seinem Ladengeschäft oder sonstigen Betrieb dem Einheimischen Kon- 


kurrenz und wird diesem als Grundbesitzer oder Gläubiger unbequem (reiche Nachbarn und 
Hypothekengläubiger sind immer unbeliebt!). Für Unternehmungen großen Stils standen ihm 
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selten die Mittel zur Verfügung. Die Nordamerikaner dagegen schickten keine Einwan- 
derer, keine Pflanzer und keine Kaufleute. Sie schickten „promotors“, Experten und Finan- 
ciers, mit großen Trusts oder Banken hinter ihnen, die ein Projekt an Ort und Stelle stu- 
dierten, sich eine Konzession geben ließen und dann sofort das große Kapital 
hineinwarfen. (Der Fall der United Fruit Co., die aus kleinen Anfängen in .diesen Län- 
dern sich zum 50-Millionen-Unternehmen entwickelte, steht ziemlich vereinzelt.) Man muß es 
den Amerikanern lassen, sie verstanden sich darauf, und verstehen sich auch heute noch 
darauf, Geschäfte im Großen zu machen, und, ehe sich’s der Einheimische versah, die 
ganzen Wasserkräfte, die ganzen Eisenbahnen, das ganze Petroleum oder die ganze 
‚Währung eines Landes in der Hand zu haben, um sie dann aber auch eisern festzuhalten. 
Während der europäische Unternehmer im Lande ansässig wird, seine Arbeit und seine 
Person einsetzt, werden von Nordamerika aus nur die „Interessen“ seßhaft, 
und wo hinter dem Rücken des europäischen Unternehmers eine Leere gähnt, steht hinter den 
Interessen des amerikanischen Trusts oder Bankiers Uncle Sam mit seinen Kriegsschiffen und 
Marinesoldaten. Wenigstens bis zum New Deal war das so. ; 


Wenn wir uns für diese Betrachtungen auf Mittelamerika und Karibien 
beschränken, so darum, weil in diesem Raum diese Phase der Konzessionswirtschaft 
am deutlichsten zutage tritt. Daß sie sich nicht auf diesen Raum beschränkte, auch 
mit dem New Deal nicht unbedingt zu Ende ist, zeigen einige, weiter unten noch 
gestreifte Beispiele; und daß sie sich nicht stärker auf Südamerika auswirkte 
und dort schneller zu Ende zu kommen scheint, ist nur auf die Veränderung der 
Verhältnisse in den Vereinigten Staaten und auf die Schlüsse, welche die süd- 
amerikanischen Staaten aus den Auswirkungen der Konzessionswirtschaft im mittel- 
amerikanischen Raum rechtzeitig gezogen haben, zurückzuführen. Wir können auch 
noch die Fälle von Santo Domingo, Portorico, Panama und der Insel 
Sankt Thomas ausnehmen, wo es sich mehr um strategische als um wirtschaft- 
liche Interessensphären handelt. 


Kuba war während und nach dem „Freiheits“- und amerikanischen „Krieg“ gegen Spanien 
das erste Objekt für die Betätigung nordamerikanischer Interessen. Nach der Besetzung der 
Insel und einleitenden Zugeständnissen an den hilfreichen Freund sehen wir dort im Jahre 1904 
New Yorker Bankhäuser die erste „Sanierungs“-Anleihe von 35 Millionen Dollar und 1909 eine 
zweite von ı61/, Millionen Dollar unterbringen. 1906 bis 1909 gingen dann unter den kundigen 
Händen eines amerikanischen Konsuls und des Befehlshabers der vom ersteren zum Schutz der 
amerikanischen Interessen herbeigeführten zweiten militärischen Intervention die gesamten 
Arbeiten zur Sanierung Kubas, die Drainage und Asphaltierung der Hauptstadt, der Straßen- 
bau, weiter die gesamte Elektrizität, die Straßenbahn und der größte Teil der Eisenbahnen an 
amerikanische Gesellschaften über. Die Sanierung und die Intervention kosteten Kuba 
>»5 Millionen Dollar. Als Kaufpreis für den Eintritt Kubas in den Krieg gegen Deutschland 
lieh der amerikanische Staatsschatz sogar 3o Millionen Dollar an Kuba und sandte Finanz- 
berater und Streikschlichter. 1923 gaben J. P.Morgan & Co. weitere 5o Millionen Anleihe 
und sicherten sich dafür die Kontrolle über die Staatsfinanzen und über alle weiteren von der 
kubanischen Regierung zu vergebenden Konzessionen, nachdem vorher schon die National City 
Bank, die mit 24 Niederlassungen dort arbeitete, Konzessionen auf den Bahnbau erhielt und 
sich die Kontrolle der gesamten Bahnen und der meisten Hafenanlagen sicherte. 1924 kontrol- 
liert die American Sugar Refining Co. in New York 85% der kubanischen Rohrzucker- 
erzeugung, deren Gewinne, durch darauf abgestellte Preis- und Zollpolitik, nicht mehr in 
Kuba, sondern in New York liegen. 1927 waren für 1250 Millionen Dollar nordamerikanisches 
Kapital in Kuba angelegt — davon 36 Millionen in einem Elektrizitätsunternehmen, das jähr- 
lich 5 Millionen Dollar Überschuß nach New York abführt. 

190/, gaben amerikanische Bankiers das erste Geld an Nicaragua, wenige Jahre vordem 
hatten sich amerikanische Minenkonzerne dort festgesetzt. 1909 macht ein Angestellter einer 
dieser Minengesellschaften Revolution und hatte dafür 600000 Dollar an Hand. Die Bankiers 
sicherten sich die Zolleingänge eines Hafens zur Sicherstellung ihres Kredits. ı9r0 entsandte 
das Staatsdepartement von Washington einen Finanzberater, der für Brown Brothers und 
5. & W.Seligmann das Terrain vorbereitete, die ıgıır der neuen Regierung mit einer Anleihe 
von ı5 Millionen Dollar unter die Arme griffen und dafür die Kontrolle der Zolleingänge 
rhielten. Von der Nationalbank dieser mittelamerikanischen Republik erhielten die Herren 
Brown und Seligmann in New York 51% Anteil. ıgr2 verpfändete Nicaragua die Steuern auf 
Alkohol und Tabak. 1913 gaben die Bankiers eine weitere Million für die Fisenbahn und 
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sicherten sich die Option auf den Rest des Kapitals der Nationalbank. Im selben Jahr ließ 
sich die Regierung der Vereinigten Staaten für 3 Millionen Dollar auf 99 Jahre die Rechte für 
einen Kanalbau durch Nicaragua und eine Flottenbasis am Fonsecagolf übertragen. 1920 gaben 
Brown und Seligmann nochmals g Millionen Dollar für die Eisenbahn und sicherten sich weitere 


Rechte. Zeitweilig kontrollierten die nordamerikanischen Treuhänder überhaupt das Staats- | 


budget Nicaraguas. 


1911 finanziert Wallstreet die Nationalbank von Haiti. Die National City Bank, Speyer & Co., 


Hallgarten & Co., Ladenburg Thalmann & Co. teilten sich in das Geschäft, aus dem 1917 die 
National City Bank den letzten französischen Teilhaber auskaufte. rg1rg verliehen die National 
City Bank, Speyer & Co. und Lee, Higginson & Go. nochmals 40 Millionen Dollar in das 
Land. 1924 befanden sich die gesamten Zolleingänge, fast alle Steuereingänge, die Straßen- 
bahn, Licht und Kraft und fast alle öffentlichen Anlagen und Arbeiten in nordamerikanischen 
Händen. 

Santo Domingo, das 1921 und 1922 ro Millionen Dollar von der Equitable Trust Co., 
Speyer & Co. und Lee, Higginson & Co. geliehen bekam, verpfändete dafür seine Zoll- 
einnahmen bis 1942. 

Bolivien — um auch einen südamerikanischen Staat zu nennen — gab 1922 für eine 
Anleihe von 26 Millionen Dollar die Kontrolle seiner Nationalbank, seiner Zölle, die Berg- 
werks- und Alkoholsteuer und weitere Steuern, rund zwei Drittel seiner Staatseinnahmen, an 


die Herren Stiefel und Nikolaus, Spencer, Trask & Co. und die Equitable Trust Co. 


Der kürzliche amerikanische Versuch, Brasilien mit einigen abgelegten Torpedobooten. | 


für eine ähnliche Anleihe zu ködern, ist noch in frischer Erinnerung. 


Die Überlegung, daß dies alles legale Bankgeschäfte sind und daß Staatsanleihen, 
wie jeder andere Kredit, durch bankmäßige Garantien gesichert werden müssen, 


; 
v 


. 


ändert nichts an der Tatsache, daß durch diese Geschäfte — auf privat- 
wirtschaftlicher Grundlage der liberalistischen Weltwirtschaft 


— Hoheitsrechte der betreffenden Staaten kompromittiert wor- 


den sind und zur Eintreibung der privaten Kredite wiederholt 


amerikanische Marinesoldaten auf dem Plan erschienen; und daß 


\ 


ein großer Teil dieser Kredite gegeben wurden, um Werke zu finanzieren, für 
deren Errichtung und Betrieb ausschließliche Konzessionen an amerikanische Ge- 


sellschaften vergeben wurden. Wem weiter die Umstände bekannt sind, unter 


welchen derartige Anleihen und Konzessionen zustande kamen — oft gegen den 


Willen und die bessere Einsicht der betroffenen Regierungen oder Völker —, der 
wird verstehen, in welch einschneidender Weise diese „Konzessions- 


wirtschaft“ eine Eigenwirtschaft all dieser Staaten störte bzw. 


unmöglich und von ausländischen Gläubigern abhängig machte, also das Wirt- 


schaftszentrum letzten Endes ins Ausland verlegte. 


Dieses Überwuchern der eigenen Wirtschaft durch die Inter- 
essen von Konzessionären tritt dort ganz besonders in Erscheinung, wo das 


größte ausländische Interesse auftritt: der Drang nach dem Erdöl. Das 


bekannteste Beispiel dafür bietet Mexiko. ıgoı wurde das erste Erdöl in Mexiko 
erbohrt. ıgır waren in Mexiko. von nordamerikanischen Banken, Öltrusts und 


Unternehmern 1058 Millionen Dollar, von Engländern 321, von Franzosen 1/3, von. 
anderen Ausländern ııg Millionen Dollar angelegt. Das Erdöl wurde Mexiko zum 


Schicksal: von 1913 an trafen sich auf seinem Boden die englischen und nord- 


amerikanischen Interessen. Diaz fiel, weil er die englischen Interessen förderte, 


Madero um der amerikanischen willen. Huerta focht für die englischen, Villa 
und Carranza siegten für die amerikanischen. Das mexikanische Volk blutete für 
die Weltmacht Öl — bis die zur Gewohnheit gewordene Revolution alles verschlang 


und eine neue Phase einleitete. Die Royal Dutch-Shell-Gruppe suchte sich ein neues 


Feld in Venezuela,'das sie auf Grund dort erhaltener Konzessionen zu einer un- 
geahnten Entwicklung brachte und sicherte sich Konzessionen in Guatemala. Die 
Standard Oil Co. begann in Kolumbien. 
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Zählt man dazu, daß, wo diese großen Interessen hintrafen, alle kleineren ge- 
kappt wurden, so kann man sich ein Bild davon machen, in welchem Ausmaße die 
„friedliche Durchdringung“ im konzessionswirtschaftlichen Stil diesen alten Ko- 
lonialländern der spanischen Krone ihre Entwicklung vorschrieb, sie in neue Bande 
schlug und die Generalkapitäne, Vizekönige, Comendadores und Auditores der 
Kolonialzeit nur durch Finanzkontrolleure, Trustmagnaten, Präsidenten und Super- 
intendenten ausländischer Organisationen ersetzte. 

Um nur einen annähernden Überblick dieser „Durchdringung‘ zu geben: Zu Ausgang dieser 
Epoche betrugen allein die in ihren Zahlen erfaßbaren größten Investierungen des Auslandes, 
vorwiegend der USA., in Lateinamerika über 5 Milliarden Dollar. Allein die äußere 
Staatsschuld Mittelamerikas (außer Panama, Mexiko und Karibien) betrug z.B. im 
Jahre 1923 rund 200 Millionen Dollar, d.h. ca. 33 Dollar auf den Kopf der Bevölkerung. 
Konzessionswirtschaftlich orientiertem Finanzkapital gehörten die gesamte Bananenernte 
Mittelamerikas und Karibiens, das Erdöl fast restlos, etwa 300% des mittelamerikani- 
schen Kaffees, so gut wie die ganze Goldproduktion südlich Mexiko bis weit nach 
Südamerika hinein, die ganze Chicleausbeute aus den Wäldern Mexikos und Guatemalas, 
fast der ganze Edelholzexport, die Eisenbahnen in Kuba, Mittelamerika und auf 
vielen südamerikanischen Strecken, das gesamte Flugnetz, fast überall die elektrische 
Energie, die Schiffahrt, die Aufbereitungs- und Verladeanlagen, un- 
sählige Bergwerke, Transportunternehmungen, ein großer Teil des Boden- 
kredits und des Groß- und Kleinhandels. 

Wenn also nach dem Ende der Kolonialzeit und der Kolonialwirtschaft die ehe- 
maligen Kolonialländer sich ‚dank der Hilfe des Auslandes“ in teilweise rapidem 
Aufstieg entwickelten, d. h. ihre natürlichen Reserven in Produktion nahmen, so 
brachte diese Gründer- und Konzessionszeit ihnen selbst doch recht wenig Nutzen, 
denn die Überfremdung ihrer Wirtschaft trug die Ernten wieder ins 
Ausland. Nicht die aktiven Außenhandelsbilanzen der meisten dieser Länder, 
sondern die Zahlungsbilanzen, die die Verzinsung der Milliarden-Anlagen ausweisen, 
legen davon Zeugnis ab. 


III. Auf dem Weg zu staatlich-national gelenkten 
Eigenwirtschaften 


Diese Einsichten dämmerten mit der allmählich aufkommenden national- 
wirtschaftlichen Denkweise und im Gefolge der durch die Überfremdung 
auf das politische Feld übergreifenden Beeinträchtigungen schließlich auch in die- 
sen Staaten selbst. Die Einheimischen lernten im Dienst ausländischer Gesellschaften 
und von den im Land ansässigen Ausländern. Der Wunsch nach nationalen Grün- 
dungen, die Konkurrenz des Einheimischen gegen den Ausländer tauchten auf; dazu 
wurde der Einheimische, als gegen Ausgang der zwanziger Jahre die Konjunktur 
des Krieges und Nachkrieges verebbte, vor seine eigenen Probleme, und als Absatz- 
und Finanzkrisen auftraten, auf seine eigenen Füße gestellt. 

Die Befreiung von der scheinbar auf liberaler Grundlage stehenden konzes- 
sionswirtschaftlichen Herrschaft des ausländischen Finanzkapitals ist 
das Kennzeichen der Epoche, in der sich die lateinamerikanischen Staaten heute be- 
finden. Sie trat natürlich dort am frühesten auf, wo die Schäden und Nachteile der 
Überfremdung am größten und sichtbarsten waren: in Kuba, in Mexiko, in 
Mittelamerika. Bereits 1917 hatte die aus der Revolution geborene Regierung 
Carranza in Mexiko in ihrer neuen Verfassung ein Verbot der weiteren 
Konzessionsvergebungan Ausländer, den Rückkauf von in ausländischer 
Hand befindlichem Grundbesitz, den Vorbehalt an allen mineralischen Boden- 
schätzen und die Revision aller früheren Konzessionen vorgesehen. 1918 ging die- 
selbe Regierung den Erdölgesellschaften mit schweren Sonderbesteuerungen zu 
Leibe. Ähnlich wollte man später nach dem Sturz Machados in Kuba radikal gegen 
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die nordamerikanischen Interessen vorgehen. Seit der Regierung Calles in Mexiko 
liegt dieses Land gegen die ausländischen Interessen im Kampf, und heute verdrängt 


man dort die Ausländer, löscht ihre wirtschaftlichen Interessen oft durch krasse 


Mittel, wie Enteignung, Konfiskation und Bedrohung, aus. Es ist ein offenes Ge- 


heimnis, daß die ausländischen Interessen und Unternehmungen aus Mexiko ab- 


wandern 1). 


In Mittelamerika bemüht man sich, die Währungen zu stabilisieren, die 


Nationalbanken von der New Yorker Hochfinanz unabhängig zu machen, lehnt neue 
Anleiheangebote von Wallstreet ab und zahlt die alten Schulden ab, um von den 


Finanzkontrollen frei zu werden. Auch dort hat die Vergebung von Kon- 


zessionen aufgehört, neue Gesetze haben die alten Konzessionen beschränkt, 
man behält sich die Mineralschätze für die eigene Zukunft vor. Selbst die Ein- 


wanderung ist stark gedrosselt worden. Sondersteuern sind auf im Lande arbeı- 


tende ausländische Gesellschaften gelegt worden. Bei der Vergebung von Arbeiten 


und Kontrakten aller Art und bei Grundstücksverkäufen wird Bevorzugung des ein- 
heimischen Angebots gegenüber dem ausländischen empfohlen, alte Reklamationen 


von Ausländern sind niedergeschlagen oder billig abgegolten worden. Selbst große 
öffentliche Arbeiten, die früher Objekte für ausländische Anleihen, Kontraktver- 


gebungen und Konzessionen waren, werden heute mit Landesmitteln bewältigt, 


wenn auch langsamer und ohne ausländische Hilfe. Siedlungs- und Erschließungs- 


projekte, wie sie noch vor zehn Jahren Prospektoren unterbreiteten, werden rund- 


weg abgelehnt. 


Gerade von den Hauptleidtragenden der Konzessionswirtschaft, Mexiko und | 
Nicaragua, aus hat sich die nationale und nationalwirtschaftliche 
Strömung, die Tendenz zum Kampf um eine echte wirtschaftliche 
Souveränität, die sich mit dem autarkischen Gedanken der Erstarkung aus | 
eigener Kraft verbindet, über Karibien, Mittelamerika, ja ganz Lateinamerika ver- | 
breitet. Der Ursprung dieesr ideologischen Wandlung aus der leidenschaftlichen Ver- 
neinung der Konzessionswirtschaftspolitik war, wie erwähnt, in Südamerika nicht so 
ausgeprägt. Jedoch mögen einige Hinweise auf den Kampf der Erdölinteressen in | 


Argentinien und Brasilien, auf die Entwicklung der Getreidemühlen und der 


Fleischpackerei in Argentinien, auf die Erdölfrage in Peru und die Salpeter- 


ausbeutung in Chile genügen, um darzutun, daß auch dort hinreichende Anlässe 


vorhanden gewesen sind, die die spontane Verbindung des nationalen 
Gedankens mit dem Unmut über die „Spielball-Rolle“ gegen-| 


über ausländischen Finanzinteressen erklären. 


Ganz Lateinamerika — daran ist nicht zu zweifeln — steht heute unter dem Ein- 


fluß von solchen stark im Wirtschaftlichen verankerten nationalen Ideen. Wieweit 


diese über das Iberische und Criollische zurück im wirklich bodengebundenen 
indianischen Bewußtsein wurzeln, läßt sich schwer abschätzen; für Mexiko hat 
Colin Ross kürzlich die Diagnose gestellt, daß der Indianer selbst den Ibero- | 


Amerikaner wieder aus dem Sattel hebt. Auf jeden Fall hat auf allen Gebieten, und 
besonders dem der Wirtschaft, in Lateinamerika die Emanzipation vom ausländi- 


I 


schen Einfluß eingesetzt. Allenthalben ist die nationale Wirtschaft im Aufbau be- 


griffen, wobei jedes Land — auch das ist ein neues Entwicklungselement — auf 


seine Weise vorgeht. Mexiko wird — nach Zertrümmerung der Konzessionen, der 
großen Aufbereitungsanlagen für seine Mineralien und Landwirtschaftsprodukte 
und des ausländischen Bodenkredits — vermutlich auf eine selbstgenügsame Binnen- 


1) Siehe auch die Ausführungen Arnold Seiferts über den jüngsten Erdölstreit in 


Mexiko auf S. 417f£. 
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wirtschaft hinauskommen. Die fünf Mittelamerika-R epubliken versuchen, 
in Anlehnung aneinander einen eigenen Wirtschaftsraum zu schaffen, den von 
außen herantretenden Forderungen gemeinsam zu begegnen, ihre eigene Finanz- 
kraft zu stärken, den Bodenkredit selbst zu übernehmen und eine staatliche 
Wirtschaftslenkung in Erzeugung und Verbrauch einzuleiten; Ko- 
lumbien, Ecuador, Chile und Peru suchen ihren eigenen Weg, Brasilien 
und Argentinien haben gerade gegenüber nordamerikanischen Insinuationen ihre 
wirtschaftliche Selbständigkeit betont. Überall in Lateinamerika wird in der Gesetz- 
gebung und in der Usance, in Schutzzöllen und der staatlichen Stimulierung der 
heimischen Industrie und mit der Einschränkung von Konzessionen und der Natio- 
nalisierung des Bodens auf den Abbau der ausländischen Interessen und die plan- 
mäßige Stärkung der nationalen Wirtschaft hingearbeitet. Innerhalb der letzten 
zehn Jahre hat mehr oder weniger jedes dieser Länder eine Bestandaufnahme seines 
Besitzes, seiner Rohstoffe und Produktionsquellen und seiner Verschuldung ans 
Ausland aufgenommen und Wege gesucht, seine Währung zu stabilisieren, seine 
Finanzen vom Ausland ‚„abzuhängen“, sich nach seinen eigenen Notwendigkeiten 
einzurichten und Herr im eigenen Hause zu werden. 


Diese wirtschaftliche Entwicklung geht Hand in Hand mit der politischen!t). 
Die Stärkung des Nationalbewußtseins und die Minderung des Einflusses der Aus- 
!änder wurzelt letzten Endes auch mit in der Hineinziehung lateinamerikanischer 
Staaten als gleichberechtigte Teilnehmer in den Weltkrieg, in der Anstiftung zur 
Konfiszierung ausländischen (deutschen) Eigentums, in der seinerzeitigen Hetz- 
propaganda gegen die Mittelmächte, der späteren gegen Italien während des 
abessinischen Feldzugs und gegen das nationalsozialistische Deutschland, was alles 
eine Minderung des Ansehens des Ausländers im Gefolge hatte. Sie kam wirtschaft- 
lich aber erst zum Durchbruch mit der Schaffung starker Staatsfüh- 
rungen, d.h. mit dem Auftreten verantwortungsbewußter Regierungen und der 
Stabilisierung der politischen Verhältnisse. Dabei haben ohne Zweifel die neuen 
wirtschaftsnationalistischen Planungsgedanken, die die ganze 
Nachkriegswelt erfaßt haben, Schrittmacherdienste geleistet. So wäre es wohl kaum 
möglich gewesen, das Netzwerk der Wallstreet- und Trustinteressen bereits so stark 
abzubauen, wenn nicht Roosevelt selbst den lateinamerikanischen Emanzipations- 
bestrebungen dadurch in die Hände gearbeitet hätte, daß er mit seinem „New Deal“ 
selber die Trusts und Hochfinanz zu zerschlagen trachtete, ja mit der „Politik des 
Guten Nachbarn“ geradezu zur Abstreifung von Finanzkontrollen einlud und mit 
‚der Zurückziehung der Marinetruppen aus Nicaragua und Kuba auch praktisch den 
Weg dafür freimachte. 

Ob unter diesen Umständen der vor allem von Washington aus betriebene Pan- 
amerikanismus imstande sein wird, die Entwicklung auf wirtschaftlichem Ge- 
biet zu einer „Emanzipation von Europa“ abzubiegen und aus der Kon- 
zessionsperiode die wirtschaftliche Vormachtstellung der USA. in die Gegenwart 
'hinüberzuretten, scheint mehr als fraglich. Je mehr die lateinamerikanischen Län- 
der zu einer auf nationale Ideengrundlage eingestellte Eigenwirtschaft übergehen, 
um so mehr werden sie sich auch bewußt werden, daß ihre eigenen Interessen in 
großen Wirtschaftsbelangen nicht mit den nordamerikanischen zusammenfallen, 
viel eher noch mit korrespondierenden europäischen?2). Gerade in dieser Hinsicht 


1) Vgl. hierzu: F. H. Schmolck: „Der Panamerikanismus von Amerika aus“, in Geo- 
politik XIV, Heft5ff. und „Stabilität in Mittelamerika“ in Geopolitik XIV, Heft 10. 

2) Im Außenhandel zeigt sich, daß nur ganz bestimmte Rohstoffe zum Austausch mit der 
USA. geeignet sind und für andere die Absatzmärkte in Europa liegen, daß in den Außen- 
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sind sich natürlich die großen südamerikanischen Länder, voran Argentinien 
und Brasilien, viel klarer über die vorhandenen Grundlagen als z.B, Mittel- 
amerika, wo man, wohl im Sturm der Begeisterung für den Panamerikanismus, 
geneigt ist, sich mehr an den nordamerikanischen Partner anzulehnen. 


Wie es nicht anders sein kann, schießt man im Drang der Verselbständigung auf | 
manchen Gebieten über das Ziel hinaus. Ehe noch die Aufbereitung der eigenen 


Landesprodukte bis zum End- oder wenigstens Halbfertigfabrikat organisiert 


ist — erst jetzt beginnt man die einheimischen Fasern zu Kaffeesäcken zu ver- 
arbeiten —, versucht man sich schon an Veredlungsindustrien mit importierten 
Rohstoffen (Weberei mit importierter Baumwolle, statt Baumwollanpflanzung und 
Spinnerei) oder gar an Fertigindustrien mit von A bis Z importierten Materialien | 


(Länder, die kein Eisen haben und Kohle sackweise auf ı500m Höhe schleppen, | 
versuchen Nägel und Stacheldraht zu fabrizieren und Flugzeuge herzustellen). Aber | 
gerade solche Versuche zeigen am deutlichsten, wie weit das Streben zur eigenen | 


Wirtschaft schon Gemeingut der Wirtschaftsteilnehmer geworden ist. Wo die ı 


Hand kundiger Staatsmänner hier die richtige Bahn vorzeichnen kann, | 


wird der Übergang zur einsichtig gelenkten eigenstaatlichen 
Wirtschaft sich sehr schnell vollziehen lassen. 


Der Kampf der lateinamerikanischen Länder um volle wirtschaftliche Souverä- 
nität heißt Abbau der Konzessionswirtschaft, Ausschaltung aller ausländischen Kon- ; 


trollen; selbständige Preispolitik auf den Weltmärkten der eigenen Produkte, Er- 
schließung neuer Absatzmärkte vom Rohstoffland aus; Nationalisierung des Bodens 
und Kreditwesens (Gründung von Hypothekenbanken), Stabilisierung der Währun- 


gen, Abtragung der alten Auslandsschulden, Einwanderungsbeschränkung, Voräl 


behalt des Arbeitsmarkts für die Einheimischen !), Anlernung der Einheimischen 
zur Wirtschaft und Industrie); Intensivierung des Anbaus, Verarbeitung der eige- 
nen Rohstoffe und schließlich Anlage eigener Industrien. Diese Punkte stehen auf 


dem Wirtschaftsprogramm fast aller lateinamerikanischen Re- | 
gierungen; ihre Verwirklichung ist im Gange, und je nach den Persönlich- 


keiten an der Spitze der einzelnen Staaten und der sachlichen Stärke der Stellung 
der Staatsführung sind sie schon mehr oder weniger weit fortgeschritten. 


| 
| 
| 
| 


Lateinamerika ist im Aufschwung begriffen. Seine Länder rücken in eine Welt- 


wirtschaft ein, in der sie eine Stellung erstreben als Nationalwirtschaf- 
ten, die von starker staatlicher Hand gelenkt werden und eine materielle. 


Gleichberechtigung erwarten. Vielleicht erfüllt sich dann in einem ganz 
neuen Sinn das, was der kolonialwirtschaftlichen Planregelung des spanischen 
Staates als Ideal planmäßiger wirtschaftlicher Entfaltung vorschwebte. 


handelsbilanzen häufig die Aktivposten im Verkehr mit Europa und die Passivposten in dem : 
mit Nordamerika liegen. Je mehr sich das Prinzip des Austauschs von Waren gegen Ware, das‘ 
„Kaufe von deinem Kunden“ einführt, um so weniger wird, bei aller Emanzipation und alle 
Panamerikanismus, Europa in der lateinamerikanischen Wirtschaft ausgeschaltet werden können. | 


1) In vielen lateinamerikanischen Ländern sind Gesetze herausgegeben worden, welche die 
Arbeitsplätze in bestimmten Wirtschaftsbetrieben, oder bestimmte Prozentsätze im allgemeinen, 


Re hohe Prozentsätze (75—90%0) in Geschäften von Ausländern dem Einheimischen vor- 
ehalten, 


2) Besondere Gesetze verfügen die Einstellung von Einheimischen zum Anlernen in vielen . 
Betrieben, besonders industriellen, in der Petroleum- und Minenindustrie; ausländische Profes- 


soren werden an Lehrstühle berufen, ausländische Techniker mit der Anlernung Einheimischer . 
in Laboratorien, beim Wege- und Hochbau usw. betraut. 2 
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Am ı5. Januar erklärte Präsident Roosevelt vor einer Pressekonferenz in 
Washington, er werde dem Kongreß eine Änderung des Gesetzes zur Be- 
gründung der vollkommenen Unabhängigkeit der Philippinen 
vom 24. März 1934 (Philippine Independence Act) vorschlagen. Statt der fünf- 
jährigen Periode von ıgı4 bis zum Unabhängigkeitstage am /. Juli 1946, innerhalb 
der die Einfuhr aus den Philippinen nach den Vereinigten Staaten einer allmäh- 
lich steigenden Zol lbelastung unterworfen werden sollte, bis die Philip- 
pinen schließlich nach 1946 den vollen amerikanischen Einfuhrzoll zu zahlen hätten, 
soll diese allmähliche Angleichung an den allgemeinen amerikanischen Zolltarif 
nunmehr sofort beginnen und bis 1960 dauern. Roosevelt hat dann am 7. April 
mit Don Manuel Quezon, dem Präsidenten der Philippinischen Commonwealth, 
auch ein entsprechendes Übereinkommen getroffen. In diesem bleibt es dabei, daß 
die Selbstverwaltung bis zum Jahre 1946 vollständig verwirklicht wird, während 
ndererseits die Vereinigten Staaten auch noch für die Zeit nach ıg6o0 eine Art 
Protektorat über die Philippinische Republik übernehmen, und zwar im Stile 
des Verhältnisses Mutterland zu Dominion, wie es im Britischen Weltreich 
besteht. 


Das staatenwirtschaftliche Gesicht der Philippinenfrage 

Das Übereinkommen, das noch der Ratifizierungen durch den Amerikanischen 
Kongreß und die Philippinische Nationalversammlung bedarf, hat also im wesent- 
lichen wirtschaftliche Züge, und es ist auch in der amerikanischen Öffentlich- 
keit mit wirtschaftlichen Argumenten begründet worden. Soll man sich da 
noch wundern, daß es daraufhin prompt von der ganzen übrigen Welt nur poli- 
tisch-strategisch in Form von Randbemerkungen zum gegenwärtigen Fern- 
ostkonflikt kommentiert worden ist? Die Gelegenheit war zu günstig, von einer 
neuen Aktivität in der amerikanischen Außenpolitik sprechen zu können; die Hal- 
tung auf der Brüsseler Neunmächtekonferenz, der Griff nach den Phönix- 
inseln und nun der neue ‚Schachzug‘“ auf den Philippinen — — alles das läßt 
sich sehr bequem dahin ausdeuten, daß die Vereinigten Staaten „endlich“ ihre welt- 
politische Aufgabe als Großmacht im Ost- und Westpazifik erkannt haben. Gerade 
weil aber mit solchen Deutungen sicherlich manches Richtige gesagt wird, wird ihre 
Korrektur und Ergänzung nach dem Wirtschaftlichen hin um 


so dringlicher. 

Die staats- und völkerrechtlichen Daten der „Philippinenfrage" können hier im 
wesentlichen vorausgesetzt werden: Das nach dem amerikanisch-spanischen Friedensvertrag vom 
10. Dezember 1898 von den Vereinigten Staaten formell annektierte Inselreich der Philippinen, 
das heute auf einer Fläche von 296 300 qkm (etwa 7000 Inseln) rund 13 Millionen Einwohner 
hat, sollte auf Drängen der nationalen Bewegung unter den Philippinos und nach 
Wunsch und Willen der Administration Roosevelt im Jahre 1946 die völlige nationale Unab- 
hängigkeit erlangen. Die Philippine Independence Act wollte die zehn ‚Jahre bis dahin zu 
einem politischen und wirtschaftlichen Erziehungs- und Angleichungs- 
stadium gestalten, in welchem die „Philippinische Commonwealth‘ bereits weitgehende 
Selbstverwaltungsrechte erhielt und schon aus eigener Initiative diejenigen Maßnahmen 
treffen sollte, die sie bis zum Jahre 1946 zu einer de facto-Souveränität als ost- 
asiatischer Staat führen würden. Am ı4. Mai 1935 wurde die am 8. Februar 1935 von 
der philippinischen Nationalversammlung beschlossene Verfassung durch eine allgemeine Volks- 
abstimmung gebilligt. Am ı5. November 1935 wurde die erste philippinische Regierung feier- 
lich in ihr Amt eingewiesen; gleichzeitig leistete Quezon den Eid als erster Präsident. Aber 
damit war nur das Formale proklamiert, und jedermann war sich schon damals darüber im 
klaren, daß das amerikanische Vorgehen nichts anderes als die Auslieferung der Phi- 
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lippinen an eine andere Großmacht bedeutete. Die weltpolitische Chance Japans, 
in dessen unmittelbarem Lebensbereich die neue Republik zu liegen kommen würde, lag auf 
der Hand. Alles, was die Vereinigten Staaten im Unabhängigkeitsgesetz zum Schutze der Inseln 
zu unternehmen versprachen, war die Erwirkung einer allgemeinen Neutralitätserklärung sämt- 
licher interessierter Mächte zwei Jahre vor Ablauf der Commonwealth-Periode. 

Viel ist schon seinerzeit darüber geschrieben worden, daß hinter der Bereitschaft, 
die Philippinen freizugeben, nicht nur die Ideale der antiimperalistischen und anlti- 
plutokratischen Amerikanerschicht gestanden haben, sondern auch ‚sehr konkrete 
Interessen der amerikanischen Rübenzuckerindustrie, die sich durch den 
billigen und zollfrei eingehenden Rohrzucker von den Philippinen in ihrer Existenz 


bedroht sah, ferner ähnliche Sorgen anderer Wirtschaftszweige und schließlich der | 
Unmut darüber, daß man der farbigen Einwanderung von den Inseln die | 
Tür nicht verschließen konnte. Daß diese Interessen die Gesetzgebung damals prak- 
tisch beeinflußt haben, ist ohne weiteres daran zu erkennen, daß im Gesetz alle | 


diese Wünsche berücksichtigt worden sind. Damit aber tauschten die Philip- 


pinos für das Recht der Selbstregierung nicht mehr und nicht weniger als die 
Zerreißung des für sie lebenswichtigen wirtschaftlichen Zu- 


sammenhangs mit den Vereinigten Staaten ein. Durch die 36 jährige Bindung | 


an das amerikanische Absatzfeld und Kapital sind die Philippinen zu einem Mono- 
kulturland par excellence geworden. Es wurden und werden außer einigen Mine- | 
ralien (Gold, Silber, Chrom und Mangan) eigentlich nur drei Welthandels- 


waren erzeugt: Zucker, Hanf und die Produkte der Kokospalme. An der 
Gesamtausfuhr des Jahres 1937 in Höhe von 302,5 Mill. Pesos waren Zucker, Hanf 
und Kopra und Kokosöl mit 253,0 Mill. Pesos, also mit rund 84% beteiligt! Dieser 
fast grotesken Einseitigkeit der Erzeugungswirtschaft entspricht 
eine mindestens ebenso große Einseitigkeit der Absatzrichtung: von den mit 
302,5 Mill. Pesos bezifferten Ausfuhrwaren des Jahres 1937 gingen für 274,7 Mill., 
also für 90,8%, in die Vereinigten Staaten! Darüberhinaus sind die Amerikaner mit 
rund 60% an der Einfuhr beteiligt und haben nicht zuletzt im Interesse dieses 


Industriewarenabsatzes (Autos, Textilien, elektrische Maschinen und Apparate u. a.) 


das Preis- und Lebensniveau der Einheimischen so hochgeschraubt, daß es beträcht- 


lich über demjenigen der Eingeborenen in den Wettbewerbsgebieten der südost- 
asiatischen Zone liegt. Dadurch wird es dem philippinischen Exporteur auch preis- 
lich besonders schwer gemacht, mit jener gleichgerichteten Erzeugung auf anderen 


als dem zollgeschützten amerikanischen Markt zu konkurrieren. 


Wie das Land auf einer so schmalen und labilen Basis und ohne das Rückgrat 
des amerikanischen Absatzfeldes seine wirtschaftliche Souveränität er- 


reichen sollte, ist jedermann ein Rätsel geblieben. Nur die Amerikaner selbst 


haben dafür ein Rezept zur Hand gehabt. Nach Geist und Wortlaut der von Präsi- 


dent Roosevelt genehmigten Verfassung sollten die Philippinos in den zehn Über- 
gangsjahren einen vollständigen Umbau der wirtschaftlichen Struktur 
ihres Landes vornehmen, d.h. sie sollten die Einseitigkeit ihrer Erzeugungs- 
wirtschaft und den gefährlichen Zwang zur Anlehnung an eine fremde Wirtschafts- 
macht dadurch beseitigen, daß sie durch eine Agrarreform (Aufteilung der 


Latifundien) auf einen möglichst selbstgenügsamen kleinbäuerlichen Mittelstand 


zukämen, der das Wirtschaftsleben der Inseln auf eine breite und stabile Grundlage | 


| 


stellen würde. Das ist das gleiche Rezept, das die amerikanische Foreign Policy 


Association ebenfalls im Frühjahr 1935 und ebenfalls als Beigabe zur Stiftung der 
„Unabhängigkeit“ dem Monokulturland Kuba empfohlen hatte: Vermannigfaltung | 
des Wirtschaftslebens durch Landnahme, Entwicklung kleiner unabhängiger Bauern- 


güter und Beschränkung des Zuckeranbaus. 
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Ob die Amerikaner selbst daran geglaubt haben, daß sich eine Strukturver- 
schiebung solchen Ausmaßes in diesem Zeitraum ohne schwere Erschütterungen des 
wirtschaftlichen Organismus bewältigen läßt, steht dahin. Die Schwierigkeiten, die 
Mexiko auf dem gleichen Gebiet seit 20 Jahren durchmacht und auf die wir noch 
zu sprechen kommen, hätte ihnen zu denken geben sollen. Jedenfalls ist anzunehmen, 
daß die Philippinos, wenn sie dem Unabhängigkeitsvertrag dennoch zustimmten, dies 
in erster Linie taten, weil sie im Grunde wohl nie — oder zum mindesten nicht auf 
diese kurze Sicht — die Absicht hatten, nach dem Rezept der Amerikaner zu ver- 
fahren. Sie wollten zunächst nichts anderes als ihre „Freiheit“, und das Entscheidende 
ist, was sie selbst darunter verstanden. Hat der philippinischen Unabhängigkeits- 
forderung überhaupt jemals das angelsächsisch-demokratische Ideal der Freiheit 
innegewohnt? Vielleicht haben die Philippinos unter „Freiheit“ nie sehr viel mehr 
als den freien Zugang zu den Schöpfrädern des Reichtums verstanden, der hand- 
greiflich vor ihren Augen aus ihrem Lande floß. Meinten sie aber diese Freiheit, so 
hatten sie auch in der Commonwealth-Periode alles Interesse an der Aufrechter- 
haltungdesaußenwirtschaftlichen Status quo. Denn nur, wenn die Wirt- 
schaft in der gleichen Richtung schwang, in der sie die koloniale Erschließung der 
Amerikaner und Europäer gebracht hat, war jener Reichtum weiter zu erwarten, wie 
er aus Zucker, Hanf und Kopra fließt. Auf den Philippinen, so hat es Al- 
brecht Haushofer noch vor der jüngsten Entwicklung dem Sinne nach aus- 

‚ gesprochen, wächst eine selbstbewußte Eingeborenenbevölkerung heran, die gewiß 
ihren Anteil an der Bestimmung ihres Geschicks nehmen will. Aber ihre Führer sind 
ı gern bereit, die Früchte der kolonialen Erschließung der Amerikaner zu übernehmen, 
‚ und wenn sie auch hoffen, den amerikanischen Vormund bald entbehren zu können, 
‘so haben sie doch nicht die geringste Neigung, diesen reichen und be- 
ıquemen Vormundder fremden Rasse vorzeitig und bevor sie selbst mächtig 
; genug sind, mit einem armen, aber. energischen und unbequemen Vormund 
(des eigenen Rassekreises zu vertauschen. So liegen denn die Alternati- 
ven der nationalen philippinischen Politik klar auf der Hand: Ent- 
weder erstens ‚„Anhängung“ der Zucker-Kopra-Hanf-Kultur an eine europäische 
oder die amerikanische Wirtschaftsgroßmacht mit ihrer Möglichkeit der Aus- 
‘schöpfung des Erbes oder zweitens Auslieferung der gleichen Kultur an Japan 
mit weit geringerer „Ausschöpfungs“-Möglichkeit oder drittens mühe- und 
dornenreicher Strukturumbau zu selbstgenügsamer Kleinbauernwirtschaft mit rück- 
‚läufigen Ausfuhrerträgen. 
Präsident Quezon hat in den letzten drei Jahren ernsthaft nur die erste dieser 
drei möglichen politischen Linien verfolgt. Er war sich schon 1935 darüber im 
klaren, daß er sein Land unter allen Umständen an einen bequemen Vormund 
‚anlehnen würde. Damals hat er einen seinerzeit viel besprochenen Aufsatz des ihm 
befreundeten amerikanischen Publizisten Roy Howard inspiriert, in dem dieser 
erklärte, die Regierung der Philippinischen Commonwealth würde sich genötigt 
sehen, der britischen Regierung vorzuschlagen, dem Britischen Weltreich 
unter dem Status eines Dominions beizutreten, wenn die Vereinigten Staaten 
einer Ausdehnung des wirtschaftlichen Vorzugsverhältnisses über 1946 hinaus ab- 
lehnend gegenüberstehen sollten. Wenn etwas die Absichten des philippinischen 
Präsidenten kennzeichnet, dann dieser „ballon d’essay‘‘, und man wird nicht fehl- 
gehen, wenn man ihm ein gut Teil der Initiative in den jüngsten Ereignissen zu- 
pricht. Die kritischen Monate des Fernostkonfliktes waren Wasser auf seine Mühle, 
und er hat die günstige Lage zwischen den Interessen der Großmächte geschickt 
genutzt. Das von ihm stammende Wort von den Philippinen als der „Ostasiatischen 
Schweiz“ ist nicht ohne tieferen Sinn. 
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Autoritäre Wirtschaftslenkung unter amerikanischem Oportunismus 

Diese Beurteilung versetzt allerdings der Auffassung, daß das neue Abkommen 
lediglich der erwachenden machtpolitischen Initiative Washingtons zu danken sei, 
einen kräftigen Stoß. Die Vereinigten Staaten haben in der ganzen Frage eine nicht 
gerade von besonderer außenpolitischer Weisheit und Tatkraft zeugende Haltung 
eingenommen. Auch die Philippinenfrage spiegelt in mehr als einer Beziehung ihren 
Zickzackkurs wider, der zwischen Isolierungsideal und weltpolitischem Verant- 
wortungsgefühl, zwischen sozialen Rücksichten und innerpolitischen Verbeugungen 
vor der Macht des Finanzkapitalismus hin und her pendelt. Es waren amerikanische 
Wirtschaftskreise, die 1934 von der Administration Roosevelt die wirtschaftliche 
Verselbständigung der Philippinen forderten und damit Quezon diejenige Ope- 
rationsbasis verschafften, von welcher aus er heute, 1938, mit Erfolg an das 
außenpolitische Verantwortungsgefühl der gleichen Administration Roosevelt 
appellieren konnte. Die Amerikaner haben also dem philippinischen Präsidenten mit 
der Einsetzung einer Nationalregierung selbst die entscheidende politischePlatt- 
form für eine staatliche Lenkung der Wirtschaft gegeben, von der 
aus allein er zunächst einmal wirklich Herr im eigenen Hause werden konnte. 


Die Verfassung gab dazu buchstäblich die Handhabe. Im Kapitel „Erhaltung und 


Nutzbarmachung der natürlichen Hilfsquellen“ heißt es: 

„Abschnitt 1. Aller landwirtschaftliche Besitz, Forsten und Bergwerke der öffentlichen 
Domänen, Wasser, Erze, Kohle, Petroleum und andere Erdöle, alle elektrische Energie und die 
übrigen natürlichen Hilfsquellen der Philippinen gehören dem Staat, und ihre Anlage, 


Ausbeutung, Entwicklung oder Nutzung soll den Bürgern der Philippinen oder Gesellschaften 


und Verbänden vorbehalten bleiben, deren Kapital zu mindestens 60% in Händen 
von philippinischen Bürgern ist, unbeschadet der bestehenden Rechte ... Natür- 
liche Hilfsquellen, mit Ausnahme von öffentlichen landwirtschaftlichen Gebieten, sollen nicht 


veräußert werden, und keine Lizenz, Konzession oder Pacht für ihre Ausbeutung, Entwicklung 


oder Nutzung soll für länger als fünfundzwanzig Jahre ausgegeben werden. Sie können auf 
weitere fünfundzwanzig Jahre verlängert werden ... 


Abschnitt 4. Die Nationalversammlung kann unter Zahlung einer gerechten Entschädigung | 
die Enteignung von Land autorisieren, das in kleine Parzellen aufgeteilt und gegen | 


Zahlung an Einzelpersonen abgegeben werden soll.“ 


Im Sinne des Weißen Hauses sollten diese Bestimmungen die Voraussetzung | 


für eine Agrarreform, der Ausgangspunkt für den Strukturumbau, ein Durch- 


gangsstadium zu einer autonom-autarken Entfaltung auf neuer Grundlage sein, | 


für Quezon waren sie vorläufiger Endzweck zur Zusammenfassung und | 


Beherrschung aller wirtschaftlichen Schlüsselstellungen, und tatsächlich hat er auch | 


mit ihrer Hilfe in den letzten drei Jahren planmäßig die Nationalisierung 
der philippinischen Wirtschaft betrieben. Aber ruft er damit nicht den- | 
noch die Geister, deren er sich erwehren will? Zwar sind die philippinischen Mono- 
kulturen vorerst wieder auf 20 Jahre den Anfechtungen der Preis- und Absatz- 
schwankungen des Weltmarktes entrückt, aber das entfremdet sie in Inlands- 
preisen und Lebenshaltungskosten nur noch verhängnisvoller ihrer asiatischen 
Umwelt, in deren scharfer politischer und sozialer Zugluft die Ausfuhrpreise bis 
auf die Knochen heruntergeschnitten werden. So wird der Zusammenhang mit der | 
Union immer schicksalhafter, und wenn gegen Ende der neuen zweiundzwanzig- 
jährigen Periode nicht wieder eine Gelegenheit winkt, für einen politischen Preis 
ein Stück nationalwirtschaftlicher Sicherheit und Bereicherung einzuhandeln, so | 
wird wohl kaum noch ein anderer Ausweg bleiben als der energische Weiterbau an 
der Agrarstruktur nach dem Washingtoner Rezept von 1935. Dem begonnenen 
Nationalisierungsverfahren wohnt an sich die Tendenz zur Autarkisierung und zur 
Bindung eines nennenswerten Teiles der Bevölkerung an aufgeteiltes Land inne, und. 
eine staatskapitalistische Ausdehnung der Großkulturen verbietet sich von selbst 


[ 
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durch das Verhältnis zu den Vereinigten Staaten. Man darf schließlich nicht über- 
sehen, daß die Amerikaner auch in der Neuregelung vom 7. April weiter an dem 
Gedanken des Strukturumbaus festhalten. Sie wollen nur den zeitlichen Spielraum 
um weitere ı/; Jahre ausgedehnt wissen. Zunächst hat also amerikanischerseits ledig- 
lich der Zweckoptimismus, im Blitztempo einen Strukturwandel „tätigen“ zu kön- 
nen, vor der wirtschaftlichen Wirklichkeit kapituliert. 


Die mexikanische Defensivmacht im Erdölstreit 

In den gleichen Tagen, in denen in Washington Roosevelt und Quezon den — 
vorläufigen oder endgültigen — Bankerott des Schnellheilungsrezeptes von 1935 
besiegelten, befand man sich dort und in Wallstreet wegen der vom mexikani- 
schen Staat am ı8. März vollzogenen Enteignung der amerikanischen 
und englischen Erdölgesellschaften in heller Aufregung. 

Mexiko steht in der Erdölförderung der Welt an siebenter Stelle. Im Jahre 1937 
wurden rund 4ı Mill. Faß = 6,9 Mill. Tonnen Öl gefördert; das. sind 4% der Weelt- 
förderung. Die Förderung liegt zu 900% in den Händen von ı7 ausländischen Firmen, dar- 
unter die Mexican Eagle Oil Co. (Gompania Mexicana de Petroleo „El Aguila“ S.A.), die 
(1936) 59% des ganzen mexikanischen Öls produziert und zu 85% in den Händen der bri- 
tischen Royal Dutch-Shell-Gruppe ist, und einer Reihe anderer Gesellschaften, die 
von der amerikanischen Standard Oil-Gruppe beherrscht werden. Das investierte Ka- 
pital wird auf 400 bis 450 Mill. Dollar geschätzt. Dieses ganze Kapital ist am ı8. März vom 
mexikanischen Bundespräsidenten Cardenas kurzerhand enteignet worden. Die Angestellten 
der fremden Firmen wurden zur Übergabe ihrer Ämter an fachkundige Offiziere der mexi- 
kanischen Armee veranlaßt und verließen zum größten Teil bald darauf das Land. 

Der unmittelbare Anlaß zu dem Vorgehen war ein Lohnkonflikt. Nach einem General- 
streik (Mai/Juni 1937) waren die ausländischen Gesellschaften durch einen Schiedsspruch zu 
Betriebsrätekontrollen, Lohnerhöhungen und anderen Zuwendungen an die 18000 Arbeiter 
der Industrie genötigt, deren Umfang nach ihren Angaben weit über die Jahresgewinne 
hinausging. Als die Gesellschaften die Anerkennung des Schiedsspruches verweigerten, verfügte 
Cardenas die Enteignung. Zwar hat er gleichzeitig damit die feierliche Versicherung ab- 
gegeben, daß die Gesellschaften voll entschädigt würden, daß er Teile seines agrarpolitischen 
Reformprogrammes zurückstellen wolle, nur um dieser Entschädigungsverpflichtung 
nachkommen zu können und daß er eine innere Anleihe von 100 Mill. Pesos auflegen würde, 
deren Erlös zu den Entschädigungszahlungen verwandt werden solle. Aber in England und 
Amerika — und das ist der Hauptgrund für die scharfe Ablehnung, die das mexikanische Vor- 
gehen dort ausgelöst hat — hat man dieser Versicherung zunächst keinen Glauben geschenkt. 
Mexiko hat seit einem Vierteljahrhundert seine Auslandsschulden, die 
ohne die Schuldsummen für die enteigneten Eisenbahnen auf 275 Mill. Dollar beziffert 
werden, nicht mehr bezahlt, ja es hat nicht einmal Anstalten gemacht, auch nur die 
Zinsen zu leisten, von denen inzwischen ebenfalls 275 Mill. Dollar von den Gläubigern ge- 
strichen worden sind. 

Von beiden betroffenen Ländern sind Versuche unternommen worden, Mexiko durch Aus- 
übung von Druck zu einer Zurücknahme der Maßnahmen zu veranlassen. Die bri- 
tische Regierung hat in einer Note vom ı2. April von der mexikanischen Regierung die be- 
dingungslose Rückgabe der Mexican Oil Co. gefordert. Die amerikanische Regierung hat 
zunächst nur zu verstehen gegeben, daß sie eine rasche und gerechte Entschädigung für 
erforderlich halte. Später jedoch, am ı. April, hat sie den Versuch unternommen, Mexiko 
auf einem Umweg zur Zurücknahme der Enteignung zu zwingen. Sie kündigte ein im 
Januar 1938 mit Mexiko geschlossenes Währungsabkommen, unter welchem sie sich ver- 
pflichtet hatte, monatlich für 5 Mill. Unzen mexikanisches Silber (d. i. fast die ganze 
mexikanische Produktion = 32% der Weltproduktion) zu dem durch die Silberankaufs- 
politik des amerikanischen Schatzamtes künstlich hochgehaltenen Weltmarktpreis für Silber 
abzunehmen. Um Mexiko daran zu hindern, seine Silbermengen über andere Weltmarktplätze 
doch an den Mann zu bringen, senkte Washington den Silberpreis um mehrere Cents pro 
Unze. Diese Maßnahme brachte die mexikanische Währung ernstlich in Gefahr, doch lenkte 
die amerikanische Regierung bald darauf wieder ein. Staatssekretär Hull erklärte Anfang 
April, daß mit den Maßnahmen am Silbermarkt nicht beabsichtigt sei, Mexiko unter Druck 
zu setzen. Das Schatzamt verlautbarte am 15. April, daß es zum Ankauf von mexikanischem 
Silber zum Marktpreis bereit sei, wenn es in New York angeboten würde, und am 22. April 
gab Schatzamtssekretär Morgenthau auch zu, daß Silberkäufe dieser Art bereits wieder ge- 
tätigt worden seien. So blies das Schatzamt diesen Kampf ab, den es — allerdings unter 


SR 
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Opferung des durch die Silberkäufe ermöglichten starken Exportes der „Vereinigten Staaten 
nach Mexiko — nur hätte gewinnen können, wenn es den Weltmarktpreis für Silber bis zu 
dem Punkt gesenkt hätte, zu dem die hauptsächlich in amerikanischem Besitz befindlichen 
mexikanischen Silberbergwerke, in der etwa 84000 Arbeiter beschäftigt sind, nicht mehr 
rentabel gewesen wären. Der Stoß ist also, abgesehen von der empfindlichen Rückwirkung auf 
die Peso-Währung, ein Schlag ins Wasser gewesen. 3 Le: 

Die Gesellschaften beantragten zunächst auf rechtlichem Wege beim Obersten Mexikanischen 
Bundesgericht eine Ungültigkeitserklärung der Enteignungsverordnung, über die im September 
verhandelt werden dürfte. Indirekt haben die Gesellschaften die mexikanische Regierung ge 
zwungen, die Produktion auf den Ölfeldern einzuschränken, weil der zur Stapelung des 
Öls vorhandene Raum erschöpft war, Tankschiffe aber so gut wie nicht verfügbar 
waren, denn die Welttankerflotte ist zu 83% in den Händen der beiden in Mexiko ent- 
eigneten Weltölkonzerne, die ihre Schiffe für den Transport nicht freigaben. Außerdem 
stockte der Absatz zunächst völlig, und es ist damit zu rechnen, daß die staatliche 
mexikanische Erdölexportstelle in nächster Zeit noch beträchtliche Mengen unter 
Preis verkaufen muß. Diese Schwäche bringt natürlich auch einen Ausfall an Devisen mit sich, 
und dies und die in gleicher Richtung wirkende amerikanische Silberpolitik haben das Aus- 
tauschverhältnis des Peso von 3,60 für ı Dollar bis zum 30. März auf 4,80 für ı Dollar 
verschlechtert. 


Ob die Mexikaner dem augenblicklichen Druck standhalten können, ist nicht das, 
was den staatenwirtschaftlichen Beobachter an der ganzen Auseinandersetzung am 
stärksten fesselt. Das eigentlich Erregende und Neue an dem Vorgang ist die Tat- 
sache, daß die beiden „liberalen“ Wirtschaftsgroßmächte England und Amerika 
von Mexiko in die Defensive gedrückt werden, und zwar dies nicht so 
sehr durch den Akt der Enteignung selbst, sondern durch eine Idee! So drohend 
alle diese diplomatischen und wirtschaftspolitischen Druckmittel aussehen, es sind 
Maßnahmen, die nur auf solche Länder mit Erfolg wirken, in denen die 
Angst des Rentners die Staatsmoral bestimmt, die jedoch an dem 
Willen eines Volkes scheitern müssen, daß für den Preis seiner wirtschaft- 
lichen Souveränität bereit ist, unter Umständen — wie es Cardenas aus- 
gesprochen hat — ‚den Riemen enger zu schnallen“. Und in der Tat: alle diese 
Maßnahmen haben auf jene ernste Art von Ländern ganz folgerichtig gewirkt! Die 
Silberaktion zum Beispiel ist sehr rasch abgeblasen worden, weil sich auf der Seite 
des Angreifers eine ganze Reihe von unangenehmen Wirkungen für das eigene 
Säckel bemerkbar machte: die Interessen der amerikanischen Ausführer im Mexiko- 
geschäft (Mexiko bezieht über 620% seiner Einfuhr aus der Union und kann dafür 
praktisch nur aus den Silbererlösen bezahlen); die Vorstellungen, die die amerika- 
nischen Besitzer der mexikanischen Silberbergwerke erhoben haben; die Rückwir- 
kungen der Silberpreissenkung auf die Weltwarenmärkte, auf die internationale 
Währungslage und ganz allgemein auf die an sich schon stark in die Brüche ge- 
gangene Weltkonjunktur und andere. 

Und was bedeutet schließlich ein scharfer Protest der britischen Regierung, 
wenn es von vornherein allgemein als höchst unwahrscheinlich gilt, daß britische 
Maschinengewehre dem Prestige dieses Protestes notfalls aufhelfen werden? Diesen 
Weg wird niemand gehen, weder. London noch die politischen Kreise des. Weißen 
Hauses, die im Sinne der Rooseveltschen ‚Good Neighbor“-Politik vorziehen 
möchten, dem mexikanischen Volk die eigene Lebensform selbständig finden zu 
lassen. Die Erdölleute werden in Washington wenig weitere Unterstützung finden, 
wenn ein Abkommen zustande kommt, das Höhe und Raten der Entschädigung fest- 
legt, einigermaßen eingehalten zu werden verspricht und auch die Transferierung 
halbwegs sichert. Für eine „inoffizielle“ bewaffnete Intervention 
aber — nach klassischem mexikanischen Muster, nach dem die Ölmagnaten die 
Gegenpartei .des amtierenden Präsidenten mit Geld und Waffen versorgen und 
dieser dafür in einer Revolte beseitigt wird — ist die Zeit vorbei! Im Weißen 
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Haus hat man schon durchblicken lassen, daß an einem Sturz des Präsidenten Car- 
denas kein Interesse bestünde, da damit „wahrscheinlich nur noch Schlimmeres‘“ 
heraufbeschworen würde. Auch hier zeigt sich die Verschiebung der Ebe- 
nen, auf denen heute und gestern der Kampf geführt worden ist. Selbst die statt- 
lichste Dollarsumme macht sich für Abenteurer kaum mehr bezahlt, denn gegen 
das sozialrevolutionär-nationalistische Empfinden des mexikanischen Volkes, wie es 
aus den von H. H. Schmolck an anderer Stelle dieses Heftes skizzierten, bitteren 
Erfahrungen seiner wirtschaftlichen Vergangenheit erwachsen ist, kann heute keine 
mexikanische Regierung mehr verstoßen. 


Der mexikanische Agrarsozialismus in der neuen Staatsidee 

So sehen sich die Amerikaner und Engländer heute in Mexiko einem neuen Etwas 
gegenüber, das stärker ist als alle diplomatischen Schritte und alle wirtschaftspoliti- 
schen Druckmittel: einer neuen Staatsidee! Mit ihr setzt der Mexikaner der 
liberalen wirtschaftlichen ratio ein Element entgegen, das ihr notwendigerweise über- 
legen sein muß: die nationale Opferwilligkeit. Er will gar nicht mehr in 
derjenigen weltwirtschaftlichen Ordnung vorankommen, in der ihm jene Druckmittel 
gefährlich werden können. Er ist bereit, dafür Opfer zu bringen, und das ist schon 
ein Teil seines Sieges, denn Opferwilligkeit ist eine den „Spielregeln“ der liberalen 
Ordnung fremde Größe. In den letzten Wochen haben die mexikanischen Frauen 
in nationaler Begeisterung ihren Gold-, Silber- und Juwelenschmuck ‚auf dem 
Altar des Vaterlandes“ zugunsten eines Fonds geopfert, aus dem die Erdölentschädi- 
gung gezahlt werden soll. Das ist nicht viel mehr als eine symbolische 'Handlung, 
aber sie rückt die Frage in den Vordergrund, aus welchen Quellen die neue Staats+ 
idee ihre Kräfte schöpft, und diese Frage läßt sich ziemlich eindeutig beantworten: 
Wir haben in dem neuen Mexiko einen Staat vor uns, der den Kampf um seine 
wirtschaftliche Freiheit nicht in erster Linie mit dem Beutegut nationalisierter Aus- 
länderbetriebe, sondern durch einen Strukturumbau in Richtung einer selbstgenüg- 
samen Agrarwirtschaft bestreiten will. Seit der Revolution von 1910, mit besonde- 
rem Nachdruck aber in den letzten Jahren, seitdem im Jahre 1934 Cardenas sein 
Programm in die Form eines Sechsjahresplanes faßte, bemüht sich der mexikani- 
sche Staat um einen planmäßigen Strukturumbau durch Enteig- 
nung des vorwiegend in ausländischen Händen befindlichen Großgrundbesit- 
zes und die Entwicklung eines kleinbäuerlichen Mittelstandes 
aus den bisherigen Peons und den Indianern. Erst wenn man dieses Ringen um ein 
eigenständiges Leben auf neuverteiltem Boden kennt, wird man die Lage in Mexiko 
richtig beurteilen. Fast alle Konflikte, die das Land heute erlebt, erklären sich 
ohne weiteres aus den Schwierigkeiten, einen solchen Strukturwandel, der die 
Lebensgewohnheiten der beteiligten Menschen radikal zu verändern unternimmt, zu 
„organisieren“. Über 20 Jahre sind seit den ersten Landenteignungen ver- 
gangen, und die Reform steckt immer noch in den Anfängen. Erfolge sind so gut 
wie noch nicht zu verzeichnen. Die Zerschlagung des Großgrundbesitzes hat im 
Gegenteil zu einem dauernden Rückgang der landwirtschaftlichen Er- 
zeugungsleistungen geführt, weil die Ansetzung der neuen Kleinbauernschicht 
die Bodenerträge zunächst nur verringert hat. 

Damit aber kehren wir auch zurück zur Frage der Erdölenteignung: Der Mangel 
an Ausbildung fachkundlicher Leitung und Betriebskapital, schließlich auch die Auf- 
fassung der neuen Landeigentümer, daß sie nunmehr eher weniger als mehr zu 
arbeiten nötig hätten, alles das hat das Angebot von Nahrungsmitteln auf dem 
mexikanischen Binnenmarkt so stark vermindert, daß die Nahrungsmittelpreise 
und die Lebenshaltungskosten der städtischen und Industriebevölkerung dauernd 
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steigen. Die Reallöhne sind also in den letzten Jahren fortgesetzt gesunken, 
und das ist eine der Hauptursachen der Lohnkämpfe. Wir können daher der eng- 
lischen Argumentation, der Lohnkonflikt wäre nur vom Zaun gebrochen worden, 
um einen Anlaß zur Enteignung zu haben, nicht ganz folgen. Sicher mag das in 
den letzten Entscheidungen eine Rolle gespielt haben, aber die Lohnfrage, d. h. die 
soziale Notlage der mexikanischen Arbeiterschaft, ist in dieser Rechnung ein min- 
destens ebenso echter Faktor wie es die Äußerungen ihrer sozialrevolutionären 
Gesinnung und schließlich auch der Wille des Staates sind, im Kampf um das Agrar- 
programm um jeden Preis durchzuhalten. Aus diesen Besonderheiten der 
sozialen Frage ergibt sich eine Form des Autarkiestrebens, die un- 
löslich mit der Idee der agrarwirtschaftlichen Erneuerung verknüpft ist. Nicht zu 
Unrecht nennen die Mexikaner diese Form ‚spezifisch mexikanisch“ und lehnen alle 
Vergleiche mit anderen aliberalen Wirtschaftssystemen — auch mit dem sowjet- 
russischen — ausdrücklich ab. 

So erschließen sich aus den Ereignissen der letzten Wochen die drei Haupttrieb- 
kräfte des sozialen Lebens im neuen mexikanischen Staat: einmal die den Staat 
beherrschende Idee der Neuverteilung des Grund und Bodens, die nach mexikani- 
scher Volksmeinung nur durch die Machenschaften des ausländischen Kapitals, das 
das Land auch politisch nicht zur Ruhe kommen ließ, in den Anfängen stecken- 
geblieben ist; zum anderen die sozialrevolutionäre Bewegung der Industrie- 
arbeiterschaft, die bisher aus der Opposition gegen das ausländische Kapital so gut 
wie ausschließlich ihre revolutionären Parolen bezog; und zum dritten das dem 
ganzen Volk eigentümlich gewordene Ressentiment gegen jede Form ausländi- 
schen Einflusses, das sich in dem Begriff „Mexiko den Mexikanern“ aktiviert. Aus 
diesen drei Triebkräften, wie sie in dem Erdölstreit sichtbar geworden sind, setzt sich 
die neue mexikanische Staatsidee zusammen, eine Idee, der der gene- 
rationenlange überwältigende Einfluß äußerer Wirtschaftskräfte einen spezifisch 
wirtschaftlichen Verwirklichungsdrang verliehen hat. 


Industrialisierung und Rüstungszölle in Niederländisch-Indien 

In den kritischen Tagen der Absatzstockung und der Lagerschwierigkeiten für das 
produzierte Öl war in Mexico City, New York und London viel von der japani- 
schen Abnahmebereitschaft die Rede. Zunächst regten sich Zweifel, denn 
die bestehenden Rohrleitungen gehen alle an die Golfküste, so daß die japanischen 
Tankschiffe die hohen Gebühren der Panamakanal-Durchfahrt aufwenden müßten. 
Mexiko würde unter diesen Umständen reine Verlustpreise stellen müssen, um mit 
den kalifornischen Produzenten konkurrieren zu können. Dann aber kam aus New 
York die Meldung, daß Japan 500000 Faß Öl von Mexiko beziehen und es mit dem 
Bau einer Rohrleitung über den Isthmus von Tehuantepec von Minitatlan nach 
Salina Cruz bezahlen werde. 

Natürlich ist gegenüber solchen Stimmungsmeldungen Vorsicht am Platze. 
Nichtsdestoweniger sind sie symptomatisch: schon meldet sich derjenige Partner der 
Weltwirtschaft, der in wachsendem Maße die Preise im pazifischen Raum 
bestimmt, Wie lange wird Mexiko genötigt sein, aus schwacher Hand zu niedri- 
gen Preisen zu verkaufen? Würde die Rohrleitung an die Pazifische 
Küste das Land dem pazifischen Preis- und Lebensstandard näherbringen? Ab- 
gesehen davon ist Mexiko als ‚„outsider‘“ der amerikanischen und britischen Öl- 
macht auch kriegswirtschaftlich eine nicht zu unterschätzende Stütze für Japan, sei 
es auch nur in bezug auf die Lieferwilligkeit bei Verwicklungen mit Dritten. 

Wie im Fall der Philippinen, so hat Japan auch im mexikanischen Erdölstreit 
durch seine bloße Existenz als wirtschaftlicher, kriegswirtschaftlicher und politischer 
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Machtfaktor den Ablauf der Ereignisse beeinflußt. Diese Allge genwart des 
japanischen Faktors ist das Charakteristikum der staatenwirtschaftlichen Er- 
eignisse dieses Frühjahrs rund um den Pazifik. Daher mag dieser Bericht mit der 
Erwähnung eines Landes schließen, das sich ebenfalls mit dem Blick auf J apan 
preispolitisch und wehrwirtschaftlich zu Maßnahmen entschlossen hat, die es noch 
vor wenigen Jahren, ja Monaten allein aus seinen wirtschaftlichen Prinzipien weit 
von sich gewiesen hätte: auf Niederländisch-Indien. Wir verweisen auf die im Ab- 
schnitt ‚Materialien‘ wiedergegebenen „Richtlinien zur Industrialisierun g 
Niederländisch-Indiens“, die einer verantwortlichen Regierungsstelle ent- 
stammen. Die holländische Obrigkeit ist dabei, das Land zu industrialisieren, wobei 
die Erzeugungsbedingungen „an die im Bereich des Pazifischen Ozeans 
herrschenden Preise angepaßt werden“ sollen. Industrialisierung aber 
bedeutet zugleich auch Erhöhung der wehrwirtschaftlichen Potenz 
und Schaffung einer Versorgungsbasis im Raum zwischen Singapore, Hongkong 
und Port Darwin. Ja, mehr noch: Im Gefolge der englisch-holländischen Bespre- 
chungen über die Rüstungsgestaltung in diesem Raum ist im Februar gesetzlich ge- 
regelt worden, wie holländischerseits diese Aufrüstung finanziert werden 
soll. Am 25. Februar hat der Niederländisch-Indische ‚Volksraad‘ eine Verordnung 
zum Zwecke der Schaffung von Mitteln für die Landesverteidigung erlassen (In- 
disch Staatsblad no. 97, Ordonnantie van ı8 Februari 1938, Instelling van een 
tijdelijk defensie-uitvoerrecht), die bis zum 31. Dezember 1939 einen Verteidi- 
gungs-Wertzoll von ı% auf alle Ausfuhrwaren legt. Ausfuhrzoll — Tee-, 
Gummi-, Zinn-, Tabakpreis — Kanonen! 


MATERIALIEN 


Wirtschaftspolitische Richtlinien 
für die Industrialisierung Niederländisch-Indiens 


(Als Ausarbeitung der Abteilung Industrie des Wirtschaftsministeriums im Haag unter dem 

Titel „De nijverheidspolitieke richtlijnen voor de industrialisatie van Nederlandsch-Indi&‘ er- 

schienen in Nr. ı2 des „Economisch Weekblad vor Nederlandsch-Indi@“ vom 19. März 1937, 
S.551—552.) 


Das Problem der Industrialisierung Niederländisch-Indiens ist nach der 1929 eingetretenen 
scharfen Wirtschaftsschrumpfung in den Mittelpunkt des Interesses von Staatsführung und 
Öffentlichkeit getreten. Der Preissturz in den Exportprodukten der Plantagenwirtschaft und die 
Einschränkung des Anbaues bestimmter agrarischer Erzeugnisse verursachte einen starken 
Rückschlag im Nationaleinkommen, was wiederum eine starke Schrumpfung des Verbrauchs 
zahlreicher ausländischer Industriewaren durch die einheimische Bevölkerung zur Folge hatte. 
Die Krise beleuchtete schlaglichtartig die Einseitigkeit der wirtschaftlichen Struktur Nieder- 
ländisch-Indiens als Rohstofferzeugungsland. Sie zwang die Regierung zur Erwägung von Maß- 
nahmen zur Stärkung der inneren Wirtschaft Niederländisch-Indiens: Maßnahmen, die sich 
überdies aufdrängten, wenn man der dauernd zunehmenden Bevölkerung lohnende Beschäfti- 
gung verschaffen wollte. (Die Volkszählung von 1930 hatte in tieser Beziehung interessantes 
Zahlenmaterial geliefert.) So kam es, daß die Regierung neben der Unterstützung der Aus- 
wanderung von Java nach den Außenbezirken und neben der Intensivierung der Landwirtschaft 
die Förderung der Industrialisierung als ein wesentliches Instrument ihrer wirtschaftlichen Auf- 
bauarbeit, als Angelpunkt ihrer wirtschaftspolitischen Linie ansehen lernte. 

So richtig dies aber auch ist, so sind dem dennoch gewisse Grenzen gesetzt, und zwar 
nicht zuletzt eben in der eigentümlichen wirtschaftlichen Struktur des Landes selbst. Der freie 
Tauschverkehr hat überall einem obrigkeitlich vielfältig geregelten Handelsverkehr Platz machen 
müssen, und das dürfte sicher auch in der nächsten Zukunft so bleiben. Da das in Nieder- 
ländisch-Indien investierte ausländische Kapital laufend agrarische und mineralische Rohstoffe 
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und Nahrungs- und Genußmittel ausführt, muß als Gegenwert für diese Ausfuhr auch ‚die 
Einfuhr von bestimmten industriellen Fertigwaren gestattet werden. Daher wird die Industriali- 
sierung vor allem so betrieben werden müssen, daß in Niederländisch-Indien keine 
industriellen Ausfuhrwaren produziert werden, die die Ausfuhr von 
Bodenprodukten in Gefahr bringen können, das heißt vor allem, daß 
Industriewaren, die als Tauschobjekte für die Ausfuhr von Boden- 
produkten in Frage kommen, nicht angefertigt werden, es sei denn, daß 
durch die Eigenerzeugung eine wesentliche Steigerung der Kaufkraft erzielt wird, auf Grund 
welcher dann eine größere Einfuhr industrieller ausländischer Fertigwaren erwartet werden 
kann. 


Die Industrialisierung Niederländisch-Indiens wird sich ferner — neben ihrer Abstimmung 
auf die eigentümliche Wirtschaftsstruktur — den sozialen und geographischen Gegebenheiten 
anpassen müssen. Das große Angebot an Arbeitskräften auf Java — die Bevölkerungsdichte 
dieser Insel ist einunddreißigmal größer als die der Außenbezirke — wird natürlich für die 


Unternehmer ein Anreiz sein, ihre Industrieunternehmen auf Java zu gründen, was außerdem 
den Bemühungen um die Arbeitsbeschaffung entgegenkommen würde. Der insulare Charakter 
Niederländisch-Indiens macht einen vielfältigen Seetransportverkehr erforderlich, d.h. die 
Kosten des Seetransportes werden für die Betriebe ziemlich hoch sein. Aber dennoch wird 
die billige Arbeitskraft Java zu dem ausgesprochenen Industriegebiet 
Indiens machen, während sich zwangsläufig die von Unternehmern und 
von der Bevölkerung betriebene Bodenbewirtschaftung hauptsächlich 
in den Außenbezirken ausbreiten wird. Auf Java werden infolge der Quer- 
lagerung von Hoch- und Tiefland die Transportkosten auf Grund des kapitalintensiven ‚Cha- 
rakters des Eisenbahnbetriebes beträchtlich sein, und dieser Faktor wird es wünschenswert 
machen, den industriellen Aufbau dezentralisiert anzulegen. 

Der Gesichtspunkt der Arbeitsbeschaffung für die dichte Bevölkerung Javas legt in erster 
Linie die Förderung arbeitsintensiver Betriebsformen nahe, und zwar vor allem solcher, die 
mit inländischen Rohstoffen arbeiten, deren Erzeugung wiederum Beschäftigung gibt. Wirt- 
schaftspolitisch sind daher die nachstehenden Betriebsformen in der Reihenfolge ihrer wirt- 
schaftlichen und sozialen Wichtigkeit als förderungswert zu betrachten: 

a) die Hausindustrie, 

b) die nichtmechanische Kleinindustrie, 

c) die teilweise mechanisierte Kleinindustrie, 
d) die mechanisierte Mittelindustrie, 

e) der stark mechanisierte Großbetrieb. 

Angesichts des niedrigen Lebensniveaus der einheimischen Bevölkerung müssen die der 
Bevölkerung für die Förderung der Industrialisierung aufzuerlegenden Opfer so klein wie 
möglich sein. Nötig sind Zuwendungen an Betriebe, die noch in der Entwicklung begriffen 
sind und mit leistungsfähigen ausländischen Wettbewerbern zu kämpfen haben; aber diese 
Zuwendungen werden nur dann zu rechtfertigen sein, wenn sie innerhalb einer angemessenen 
Zeit entbehrlich werden. Es soll also jeder neuen Industrie die Bedingung 
gestellt werden, daß sie letzten Endes hier im Lande Verkaufspreise 
erreicht, dieentweder genau so hoch oder niedriger sind als die unter 
normalen Umständen geltenden ausländischen. Die Erzeugungsbedin- 
gungen werden also an die im Bereich des Pazifischen Ozeans herr- 
schenden angepaßt werden müssen. Wenn dieser Grundforderung Genüge getan 
ist, so sind Unterstützungsmiaßnahmen für neue oder bestehende Industrien möglich. Sie 
können folgende Formen haben: 


a) Zollmaßnahmen zur Verringerung der Produktionskosten (z.B. Befreiung vom Einfuhr- 
zoll auf Rohstoffe), 

b) handelspolitische Maßnahmen zur Sicherung des Auslandsabsatzes (z.B. Kontingentie- 
rung), In 

c) zollpolitische Maßnahmen zur Preissicherung (z.B. Erhöhung der Einfuhrzölle auf 
Fertigwaren), 

d) handels- und wirtschaftspolitische Maßnahmen zur Sicherung des Preises und des Ab- 
satzes (Länderkontingente mit preisregulierender Wirkung). 
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Natürlich wird die Wirtschaftspolitik eine ausgedehnte, dem Volkscharakter angepaßte Be- 
lehrung in Technik und Wirtschaft als einen wesentlichen Teil ihrer Arbeit an- 
sehen. Ferner soll durch die Schaffung von Finanzierungsinstituten und 
Wirtschaftsräten, die alle Kräfte der Industrie zusammenfassen, eine gesunde Ent- 
wicklung der Wirtschaft erleichtert werden. 

Angesichts der Kapitalarmut Niederländisch-Indiens muß jede Vergeudung der in der In- 
dustrie investierten Gelder vermieden werden. Das bedeutet, daß die Regierung — ob- 
gleich sie den Grundsatz der Privatinitiative als Grundlage der industriellen Produktion absolut 
beibehalten will — die industrielle Erschließung in eine gewünschte Rich- 
tung lenken wird, wodurch unerwünschte Zustände vermieden bzw. eingeschränkt werden 
können. Die Regierung verfügt bereits über das gesetzliche Instrument zur Erreichung der 
hier gesetzten Zwecke: das Betriebs-Reglementierungsgesetz von 1934, durch 
das eine gegenseitige Vernichtungskonkurrenz als Folge von zu schnellem und unharmonischem 
Wachstum bestimmter Industriezweige beseitigt werden kann. 

Die letzte und zugleich wichtigste wirtschaftspolitische Richtlinie aber ist, daß es zur Ob- 
liegenheit der Regierung gehören muß, eine der Industrie gedeihliche Atmosphäre zu schaffen, 
in der der Vollzieher des Industrialisierungsprozesses — der Unternehmer — die gestellten 
Ziele voll erreichen kann. 


Staatsblatt von Niederländisch-Indien 1934, Nr. 595: 
Betriebs-Reglementierungsgesetz (Bedrijfsreglementeeringsordonnantie). 

Artikelı. In Anwendung dieses Gesetzes und der dafür zu erlassenen Ausführungsbestim- 
mungen sollen unter „Betriebe“ alle Betriebe verstanden werden, sofern sie keinen Landbau 
betreiben... 

Artikel2. Durch Regierungsverordnung kann bestimmt werden, daß die folgenden Vor- 
schriften auf bestimmte Kategorien von Betrieben in ganz Niederländisch-Indien oder in einem 
Teil davon Anwendung finden sollen... 

Artikel3. Alle bereits bestehenden Betriebe müssen eine Lizenz besitzen, die von der 
Regierung ausgestellt wird... 

Artikel4. Alle neu zu errichtenden Betriebe müssen vor ihrer Errichtung um eine Geneh- 
migung durch die Regierung einkommen.... 

Artikel6. (1) Die Lizenzen und die Genehmigungen werden auf den Namen des Antrag- 
stellers ausgestellt. 

(2) Die Regierung kann dem Inhaber der Lizenz oder der Genehmigung bestimmte Be- 
dingungen auferlegen. 

(3) Die im vorigen Absatz erwähnten Bedingungen können Bezug haben 

a) auf die Nationalität der beschäftigten oder zu beschäftigenden Personen und die Be- 
schaffung von Rohstoffen, Mineralien und Arbeitsgeräten von innerhalb Niederlän- 
disch-Indiens gelegenen Betrieben, 

b) auf die Arbeitsordnung für die Belegschaft, 

c) auf die Zusammensetzung des Kapitals. 


Batavia, den 22. Oktober 1934. 


SCHRIFTTUM 


Anton Reithinger: Wirtschaftsbeob- Grund dafür, auch an dieser Stelle darauf 


achtung und Wirtschaftsordnung. Verlag 
von Felix Meiner in Leipzig, 1936. Mit einem 
Nachtrag 1937. 1838., geh. RM. 6,50, geb. 
RM. 7,80. 

Das Buch, dessen Autor im letzten Jahr in 
einem Nachtrag die Verbindung mit dem 
Leser neu aufgenommen hat und, wie wir 
hoffen, diese Verbindung weiter aufrecht- 
erhalten wird, ist mit Recht schon bei seinem 
Erscheinen freudig begrüßt worden. Der 


hinzuweisen, liegt vor allem darin, daß hier 
an vielen praktischen Beispielen die Meiho- 
den vorgeführt werden, mit denen ein Gre- 
mium von Sachkundigen die Wirtschaftsent- 
wicklung, vor allem auch des Auslands, zu 
verfolgen pflegt. Die Frage nach der Wirt- 
schaftsordnung interessiert jeden, der sich 
mit staatenwirtschaftlichen Problemen befaßt, 
mehr als alles andere; denn die „Hand des 
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Staates“ in der Wirtschaft muß sich am klar- 
sten über Stand und Fluß der Dinge sein. 
Die hier im Auszug dargestellten Arbeiten, 
vor allem Währungs- und Preisprognosen, 
Außenhandels- und Marktanalysen sind keine 
Dissertationen; sie sind unter Leitung des 
Verfassers in der Volkswirtschaftlichen Abtei- 
lung des großen deutschen Farbenkonzerns 
zur Information der Unternehmungsleitung in 
meist knapp bemessener Zeit entstanden. Sie 
fassen mit sicherem Griff in die Vielfalt der 
Statistik hinein; es lohnt sich daraus zu ler- 
nen, wie erstaunlich viel Material für jede 
beliebige Fragestellung bei guter Quellen- 
kenntnis und klugem Spürsinn schon aus den 
vorhandenen Zahlen geschöpft werden kann. 
Bei aller Unmittelbarkeit bleibt die nötige 
Sauberkeit des Forschens, bei aller Bindung 
an die Unternehmung das Ethos und der 
Weitblick des Volkswirts gewahrt; zwischen 
allen Einzeluntersuchungen aber und den 
großen Strukturwandlungen in Wirtschaft 
und Politik schlägt die wache Geistigkeit des 
Verfassers eine lebendige Brücke. 


R.v. Keller. 


Mihail Manoilesco: Die nationalen Pro- 
duktivkräfte und der Außenhandel. Theorie 
des internationalen Warenaustausches. Berlin, 
Junker & Dünnhaupt Verlag 1937. 400 S. 
Gr.-8%, geb. RM. 14,—, geh. RM. 12,—. 

Der Verfasser, ehemaliger rumänischer Han- 
delsminister und jetziger Professor der Natio- 
nalökonomie in Bukarest, legt in dem vor- 
liegenden Werke die Neubearbeitung eines 
Buches vor, das zuerst im Jahre 1929 :in 
französischer Sprache erschien, seither in ver- 
schiedene Fremdsprachen übersetzt worden ist 
und bereits nach seinem ersten Erscheinen 
erhebliche Beachtung gefunden hat. Es ist 
recht begrüßenswert, daß das Manoilescosche 
Buch nunmehr auch in deutscher Sprache 
vorliegt; denn es ist ohne jede Frage ein 
sehr bedeutsamer Beitrag zur Außenhandels- 
theorie, gesehen aus den besonderen wirt- 
schaftsstrukturellen Voraussetzungen der süd- 
osteuropäischen Agrarstaaten heraus. Wichtig 
daran ıst vor allen Dingen, daß der Ver- 
fasser in ihm mit streng wirtschaftstheoreti- 
schen Methoden einen Angriff gegen die dem 
Freihandelssystem zur Grundlage dienenden 
Anschauungen von den Vorteilen der inter- 
nationalen Arbeitsteilung führt. Der Maßstab 


Staatenwirtschaft 


Heft 5 


der Bewertung ist für ihn dabei die „Ar- 
beitsproduktivität”, ein Begriff, der nicht nur 
theoretisch sehr eingehend auseinandergesetzt, 
sondern auch statistisch nachgewiesen wird. 
In der sehr viel höheren Arbeitsproduktivität 
der Industrie im Verhältnis zu einer wenig 
entwickelten Landwirtschaft sieht der Ver- 
fasser das Hauptargument dafür, daß das 
Schutzsystem, das der Entfaltung einer eige- 
nen nationalen Industrie dient, in jedem 
Falle — und zwar nicht nur in einer späte- 
ren Zukunft, sondern sogleich — wirtschaft- 
liche Vorteile mit sich bringen müsse. Es ist 
hier nicht der Ort, die Stichhaltigkeit der 
Manoilescoschen Beweisführung zu überprü- 
fen; jedenfalls ist sie bisher einer der wich- 
tigsten Angriffe gegen die Theorie von den 
wirtschaftlichen Vorteilen der internationalen 
Arbeitsteilung und ein sehr ernstzunehm n- 
der Versuch der theoretischen Fun- 
dierung des Industrialisierungs- 
strebens der bisherigen Agrar- 
staaten. Von besonderer Wichtigkeit für 
die „Staatenwirtschaft‘ ist der Versuch des 
Verfassers, auf Grund seiner Theorie das 
Ausmaß eines wirtschaftlich vorteilhaften In- 
dustrieprotektionismus exakt aufzuzeigen. Da- 
bei darf allerdings nicht vergessen werden, 
daß die entscheidenden Argumente für den 
Protektionismus zum überwiegenden Teile auf 
außerwirtschaftlichem (politischem und sozia- 
lem) Gebiete liegen. Mit den Mitteln der 
Manoilescoschen Theorie ist z.B. der Agrar- 
schutz in Industrieländern nicht zu begrün- 
den. Deshalb ist diese Theorie nicht schlecht- 
hin als die Theorie des Protektionismus an- 
zusehen; wohl aber bildet sie einen sehr 
wesentlichen Beitrag dazu. Für die Fortent- 
wicklung der Manoilescoschen Anschauungen 
wäre besonders die Frage zu erörtern, wie- 
weit die Richtigkeit seiner Ergebnisse an be- 
stimmte wirtschaftsstrukturelle Voraussetzun- 
gen gebunden ist. Mir scheint, daß sie wohl 
unter den besonderen Voraussetzungen der 
südosteuropäischen Agrarstaaten weitgehend 
richtig ist — wenn sie auch nicht alle 
wirtschaftlichen Argumente für die eigene 
Industrieentwicklung in diesen Ländern um- 
schließt —, daß sie aber nicht schlechthin 
einschränkungslos auf alle Agrarstaaten An- 
wendung finden kann. 


Karl C. Thalheim. 


ee  HUETPEEREE SERIE EBEN ER BI TEE FSB SEE en 

Anschriften der Mitarbeiter dieses Heftes: Dr. Robert von Keller, Berlin NW 87, Siegmunds- 

hof 16; Herbert H. Schmolck, Guatemala, C. A., Apartado 171; Schriftleitung: Schriftleiter 
Dr. Arnold Seifert, Leipzig S 3, Dohnaweg 11. 


II. Auflage 1938 Neuauflagen 1938 


Das Werk des Reichsarbeitsdienstes 


Der von der Reichsleitung des RAD. herausgegebene amtl. Rechen- 
schaftsbericht über die Arbeit vom 1. 4. 35 — 31. 3. 37. 

Ein Bericht, dessen Aufbau und stilistische Durcharbeitungein vollendetes 
Beispiel der Wiedergabe von Sachberichten und Tatsachen 
in lebendiger Form ist. Deutsche Allgemeine Zeitung, Berlin, Nr. 23, 15.1. 38 
Gr.-8°, 157 Seiten Text, 4 zweiseitige Karten, 4 Karten auf Klapp- 
tafeln, 21 Abbildungen auf Kunstdruckpapier. Leinen RM 2.70 


1938 


Volk ohne Jugend 


von Fr. Burgdörfer 


Zu diesem Standardwerk über Geburtenschwund und Überalterung des 
deutschen Volkskörpers muß jeder greifen, der das deutsche Bevölkerungs- 
problem in seiner ganzen Tragweite überschauen will. Burgdörfer legt die 
Lebensadern des deutschen Volkes in einer so eindringlichen und gewal- 
tigen Schau bloß, wie sie kein Staat der Welt so exakt und umfassend 
besitzt. Auf den in diesem Werk niedergelegten Feststel- 
lungen baut die Bevölkerungspolitik des III. Reiches auf. 
536 Seiten, 3., vermehrte Auflage, 1937, 35 Karten und Skizzen. 
kart. RM 6.50, Leinen RM 8.- 


1938 
Bevölkerungsenfwicklung im 
Driften Reich 


von Fr. Burgdörfer 


Einziges und maßgebendes Werk über den erstaunlichen Umschwung der 
Bevölkerungsbewegung nach dem Umsturz. Wertung des Ergebnisses, 
Warnung vor Überschätzung. 

„Diese Schrift wird der NSDAP., ihren Gliederungen und angeschlossenen 
Verbänden sowie den außerparteilichen Organisationen und Körperschaften 
zur Anschaffung und Förderung empfohlen.‘ 


Hauptstelle für Schrifttumspflege bei dem Beauftragten des Führers für die gesamte geistige 
und weltanschauliche Erziehung der NSDAP. 


83 Seiten, 15 Abbildungen. kart. RM 2.40 
1938 Neuerscheinungen 1938 


Jahrbuch Weltrundfunk 


Herausgegeben von Kurt Wagenführ 

Ein Gesamtüberblick über den Rundfunk in der Welt, wie er bisher noch 
nicht vorlag. Sein Inhalt gewinnt besonderen Wert durch die umfassenden 
Einzeldarstellungen über die Rundfunkeinrichtungen der verschiedensten 
Länder; Verfasser sind meist die Führenden in der Fachwelt, Männer, die 
größtenteils selbst den Rundfunk in ihren Staaten aufgebaut haben. 

172 Seiten, viele Zeichnungen und Abbildungen. Leinen RM 5.- 


1938 
Sieben Jahre Landesplanung 


Ein Haupttätigkeitsbericht 1929—1937 des Landesplanungsverbandes 
Brandenburg-Mitte von der Gründung bis zur Überleitung in die Landes- 
planungsgemeinschaft Brandenburg. Er gibt Rechenschaft über die bisher 
gewonnenen Arbeitsergebnisse und Erkenntnisse mit hervorragendem 
mehrfarbigem Bildmaterial. 

Groß-4°-Format, 57 Seiten, XXI Tafeln Bildanhang auf Kunstdruck, 
46 Karten, Bebauungspläne usw. Leinen ca. RM 10.— 


KURT VOWINCKEL VERLAG, HEIDELBERG-BERLIN 


Das großdeutfhbe Bildbud! 


Deutfches Dolk 
Deutfche Heimat 


31. bi8 45. Taujend 
Herausgegeben von der Reihsmwaltung des NS, »Lehrer- 
bundes im Auftrage des verftorbenen Staatsminifters 


hans Schemm 
Band 1 (Bildband) i 


Neue erweiterte Auflage mit 363 meifterhaften Aufnahmen in Kunftdruck. Format 21722,5 cm, 
In Halbleinen mit Schubumfchlag NM 3.50. 


Band 2 (Tertband) 


88 Seiten und 30 zweifarbige raum- und vol£spolitifche Nelieffarten. Format 21:22,5 cm. 
In Halbleinen mit Schukumfchlag NM 2.40. 


Band 3 (Überjee, Kolonien, Deutjche Arbeit in der Welt) 
Mit Tertteil, etwa 330 Abbildungen und 8 Karten. Erfcheint zum Herbft 1938, 
Preis etwa RM 3.50. 


Aufklärungs: und Nedner-Informationgmaterial der Neichspropagandaleitung der 
NSDAB. und des PBropagandaamtes der Deutjchen Arbeitsfront: „Wer diefes Buch 
gefehen hat, muß davon begeiftert fein, In der fchönen Zufammenftellung der Bilder erkennt 
man die große Liebe, mit der. der Schöpfer diefes Werkes, unfer unvergeplicher Pg. Schemm, 
befeelt war. E8 wird wenige geben, die überhaupt wiffen, wie fchön Deutfchland ift, wie jeder 
Sau folhe Schönheiten eigener Art aufzumeifen hat. Das vorliegende Werk vermittelt ung 
einen Einblic& in diefe Schönheiten, und da jeder Deutfche fein Waterland Eennen follte, 
follte er auch im Belit diefes Buches fein. Der Preis ift wirklich erfehwinglich gehalten und 
ann fomit ein Hindernis bilden.” 


Internationale Zeitjehrift für Erziehung: „Es gibt Fein zweites Werk, das zu einem fo 
niedrigen Preis eine folche Fülle guter Bilder bietet und fich fogleich fo unbedingt fernhält 
von jeder billigen propagandiftifchen Tendenz.“ 


Raumforjhung und Raumordnung: „Was die Bilder an Anfhauung unmittelbar ver 
mitteln, erhält durch den Zert des zweiten Bandes eine Ausdeutung, die fprachlich und 
inhaltlich auf gleiche Weife Vorbild ift. Was hier mit einer Elaven und erzieherifchen Zielfeßung 
verfucht wird, ift nicht weniger ald eine Ummertung der bisherigen Gefchichtsbetrachtung von der 
Staatsgefhichte zur Volksgefhichte. Ein Buch, dem man größten Erfolg wünfchen möchte!“ 


In der neuen erweiterten Auflage diefes herrlichen Bildbuches, das 

ducch die Heimkehr Ofterreiche die fchönfte Beftätigung feiner urfprünglich 

großdeutfchen Faffung erhielt, hat die Aufbauarbeit des Dritten Neiches 

fihtbare Geftalt angenommen. Der Drucd der Bilder erfolgte, um 
eine originalgetreue Wiedergabe zu erzielen, auf Kunftdruck, 


Zu beziehen durch jede Buchhandlung 


Deutfdjet Dolksverlag G.m.b.f.- Münden 


® 
für 


ZUR HAUS-TRINKKUR: 
bei Nieren-, Blasen- und 
Stoffwechselleiden 


Merve auch Bu Mitglied ver SW. 


Jahrgang1924 Het ?,8,9,10,12 
Jahrgang 1925 Heft 5,70,1,12 
Jahrgang1929 Hefe] 


Jahrgang1936 Het], 5 
Diese Hefte der Zeitschrift für Geopolitik 
werden zurückgekauft. Um Angebot bittet 


der 


Kurt Vowinckei Verlag, Heidelberg 
Wolfsbrunnenweg 36 


Aus dem Inhalt des April-Heftes: Appell des Monats: 


MEZ ‚mn $ Hmmm pm mm 2 mm mm mn 6 hmm mn nn | 


| Die Binnenfciffahrt Deutfchlands 
| Don W. Schmidt 
mit Karte. Hlein. RM 3.30, Tart. RM 2.70 
Das Bud bringt alles Wiffenswerte 3u 
diefem gegenwartswichtigen Problem. 


| 
| 
| Oberdeutfcrhland 
Die deutichen Alpen undihr Dorland. Don H.Sehn 
| Mit Karte. Hlein. RN 2.60, fart. RM 2.— 
| _Behandelt erftmalig den deutihen Raum 
3wijchen Dorarlberg und Burgenland, 3wis- 
| fhen Donau und Etid. 


Verlag Dr. karl Moninger, karlsruhe i.B. 
1% 


Durch Bericht und Planung zur Tat! 


Die führende 

politische Monatsschrift 
der größten deutschen 
Volksgruppe 


Bismarck an die Österreicher / 


H. Zatschek: Die Prager Universität bis zum Jahre 1882 / Dr. E. Swoboda: Der Kampf um 
die deutschen Hochschulen seit 1918 / Dr. W. Brand: Ein Wort nach Rom / Roger Fahren- 


kamp: Völkerkampf im Mittelmeer / Nationalitätenspiegel / Fritz Wächter: Europa zwischen 


Staunen und Begreifen / Sudetendeutsche Zeittafel / Stimmen und Glossen / Schrifttum. 


48 Seiten Großoktav, Einzelheft RM —.60; Bestellungen fürs Ausland durch jede Buchhandlung 


und durch die Post. Kostenlose Probehefte durch die Verwaltung Prag II., Postfach 686 


on meris, a. Behr 20% 
VER Seiten ie era 
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Bie Kerpen, nam benen Meoxien alı fon 
Hobmeniiiten Berireiern werfäßrt, ind arte 
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Lüge, VBerleumdung, Untreue, Berrat und Mord. Alles, was aus 
Diefen Schlagzeilen fpricht und droht, finden Sie zufammen- 
gejchweißt zu einem dichterifchen Gemälde von grauenerregender 
Klarheit und Wucht in diefem Buche: 


KARL MIEDBRODT: 


Die Karren ded Anaanowiti 


Oanzleinenband, 416 Seiten, RM. 6.50 
Durdh jede Buhhbandlung zu beziehen! 


Blut und Boden Verlag GmbS. 


NReichsbauernitadt Goslar 


mL errttrett mleee a  e 

Kurt Vowinckel Verlag, Heidelberg-Berlin — Druck: Spamer A.-G., Druckerei, Leipzig O 5 — Verantwortlich 

für den Inhalt: Professor Dr. Karl Haushofer, Generalmajor a. D., München O 27, Kolberger Str. 18 — Schrift- 

leitung: Kurt Vowinckel, Heidelberg, Schriftleitung für die Beilage „Welt-Rundfunk“: Dr. Kurt Wagenführ, Charlotten- 

burg 4 — Verantwortlich für die Anzeigen: Hans Boehm, Heidelberg — Durchschnittsauflage 1. Vierteljahr 1938: 5500 — 
Zur Zeit P.L. 4 gültig 


Banderziehungsheim 
Schloß und Kurg Marguariftein 
Oberbayern 


Staatlich anerkannte 


Heimschule für Knaben und Mädchen 
in den bayrischen Alpen, Nähe Chiemsee 


Oberrealschule u. Reformrealgymnasiumin 
Entwicklung zur Oberschule (bis z. Abitur). 
Unterricht in kleinen Klassen. Umschulung. 
Nachhilfe. Familienartige Erziehungsgemein- 
schaften. Körperliche Betreuung auch Zarter. 
Kinder. Klimatisch gesündeste Lage. Viel > 
Sport und Aufenthalt (auch Unterricht) 
im Freien. Weites Park- und Wiesengelände. 
Handwerk. Musik. Ausdruckspflege. \ 
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Besondere unterrichtliche Fürsorge für 

 Ausiänder und Auslandsdeutsche, Aus- 
tauschlehrer im Heim. Seit Jahren Schüler- 
austausch. Im Juli und August Ferienheim, 
auch für Auslandskinder (Mädchen: nicht 
über 14 Jahren). = 


Prospekt und Drucksachen durch das Sekretariat 
Neues Schloß, Ma rquartstein. Fernruf‘ Grassau 88 


Gründer und Leiter: _ 


"Hermann und Elisabeth Harleß 


| ALBRECHT KÖLTZSCH 


Me DRESDEN-GRUNA 20° 
- | Uhren, Gold- und Silberwaren 
& .  Sprech- 
Bf maschinen 
ee Handelsmarke SAXONIA 
{2 seit 60 Jahren 
© Zahlungserleichterung 
Be Preisliste Nr. 184 
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ahtt.Nirosta-Becken 
renzl. Befestigung 


BE (ÜYTRAUBENSÄFTE , 
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kalt entkeim? 
unverändert, wie die Natur sie 
schuf, das ist das Besondere! 


(N WahrhafteinköstlicherGenuß! 


CHTSAFTKELLEREI oc: 
KcuER FENSTER 


Verlangen Sie die neue Listel 


| | Eazßl 
„Welt-Detektiv 
"Detektei Auskunftei Preiss 


Berlin W 203, Tauentzienstraße 5 
Ruf: 245255 und 245256 


das in Deutschland meistver- 
wendete, zuverlässig arbei- 
tende Institut für private 


Ermittlungen, 
Beobachtungen, 


vertrauliche 


Auskünfte über geschäft- 
liche wie auch private Verhältnisse 
betr. Abstammung, Herkunft, Vor- 
leben, Ruf, Vermögen, Einkommen, 
Tätigkeit, Führung usw. 


Tausende Angehörige aller Kreise 
beauftragten uns, für viele Hunderte 
von Anwälten beschafften wir ent- 
scheidendes Material für Zivil- und 
Strafprozesse. In- und Auslandl 
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Erna Piffl 


Deutfehe Bauern in Aingarn- 


Pit einführenden Beiträgen von Prof. Dr. A. Haberlandt (Wien) 
und Dr. Ernft Rieger Münfter) | 


Yekenntnio des Verlages et 


Als wir Erna Piffls Arbeiten zum erften 
Male fahen, ftand e8 k ung feft, daß 
man fie der deutfchen Offentlichkeit zu: 
gänglih machen müffe. Was den Bes 


trahter diefer Bilder fofort gefangen? 


nimmt, ift natürlich nicht die äußerfte 
Sorgfalt in der Aufnahme der Farben 
und ormen, die den Volkskundler be 
geiftert, fondern es ift das tief Menfch: 
fiche, das wefentlich Deutfche, das ung 
anfpriht— und das nicht eine Trachten- 
malerin, fondern nur eine begnadete 
Künftlerin fo lebendig fprechen laflen 
Eonnte. Darum gehören diefe Arbeiten 


nicht in die Schaufchränfe der Mufeen 
und nicht nur in die Hand des Volfö- 
fundlers; nein, fie follen in viele, viele 
Hände gelangen, fie follen Taufenden. 


und Abertaufenden fi einprägen ald 


Zeugniffe des Lebens einer deutfchen 


Bolksgruppe außerhalb der Reihsgren 


zen u. fo zu einem Kraftfpender gefamt- 
deutfchen Bolksbemußtfeind werden. 
E3 ift nicht möglich, in teodfenen Worten 
zu fagen, was diefes Buch für die deut- 
[heSache bedeutet. Es muß für fich felber 
fprechen. Wer e3 einmal in Händen hat, 


wird e8 nicht wieder hergeben wollen. 


Yon dem Neichfum des Inhalts 


Im Mittelpunkt ftehen die Aquarelle 
und Zeihnungen von Erna Piffl, vier: 
zig an der Zahl; die meiften davon find 
in vielfarbigem Dfffet und in ganzer 
GSeitengröße wiedergegeben. 
Hierzu der Tert, deffen Reichhaltigfeit 
die folgenden Abfchnitts-Überfchriften 
erkennen laffen: Von den Namen der 
Deutfchen in Ungarn / Was in Bertes- 


acfa im Fahr 1870 zur, ‚Ausftaffierung“ 
einer Braut gehörte / Die Eunftvollen . 
Mädchenfrifuren /Rosmarin/Schwän: 
fe, erzählt in Hajös in der Neftbatfchka / 
Srauen aus dem Schildgebirge erzäh: 
len / Bon der Taufgodel / Kinderlieder 


‚und Sprüche / Aus dem Chriftfindlfpiel 


in Groß-Turwal / Won der uer 


Tracht / Zwei alte Lieder aus Hartau. f 


Yon der Zlusftatfung des Werkes 


Der Sat wurde von der Offizin Haag: 
Drugulin zu Leipzig aus der fchönen 
Slaudius-Fraktur von ProfeforRudolf 
Koch) hergeftellt; den Ntotenfaß beforgte 
die Werkftatt „Haus zum Fürfteneck” 
in Sranffurt am Main, 


Der Drud erfolgte in _achtfarbigem 
Dfffet bei der Druckerei Oscar Brand- 
fterter in Leipzig. Die Einbände aus 
grobem, naturfarbenem Leinen fertigte 
die Buchbinderei FrigfherHager-Siefe 


in Leipzig. 


64 Seiten, Format 19,4 x 27 cm 
Kartoniert RM 5.40, in Ganzleinen AM 7.80 
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